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Mainz, im März 2004 
 
 
 
 
 
 
Gemäß § 7 des Landesgesetzes über den Bürgerbeauftragten des Landes Rhein-

land-Pfalz lege ich hiermit meinen schriftlichen Bericht über die Tätigkeit des Bürger-

beauftragten im Jahr 2003 vor. Es handelt sich hierbei um den ersten Jahresbericht 

meiner zweiten Amtszeit nach meiner Wiederwahl im Jahr 2002. Das Berichtsjahr war 

abgesehen von Problemen mit der Kreisverwaltung Altenkirchen unspektakulär.  

 

Die Anzahl der Neueingaben liegt bei einem leichten Rückgang weiterhin auf hohem 

Niveau. Hiermit verbunden ist eine hohe Belastung der Mitarbeiterinnen und Mitarbei-

ter im Büro des Bürgerbeauftragten und der Mitglieder des Petitionsausschusses. 

Diesen sowie auch allen Verwaltungen, die an den Petitionsverfahren beteiligt waren, 

gilt mein Dank für ihre engagierte Mitarbeit.  

 

Wie schon in der Vergangenheit gab es auch 2003 wieder zahlreiche Themen, die die 

Bürgerinnen und Bürger besonders bewegt haben und die ich zum Anlass für ent-

sprechende Anregungen und Hinweise an die jeweils Verantwortlichen nehme.  

 

 

 

 

 

Ullrich Galle 
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1.  T e i l Allgemeiner Arbeitsbericht 
 

 

Anzahl und Schwerpunkte der Eingaben 
 

Die Zahl der Neueingaben 2003 lag bei 2.979. Hiervon waren 2.684 Eingaben zuläs-

sig. Hiermit ist zwar ein gewisser Rückgang im Vergleich zum Vorjahr festzustellen. 

Gleichwohl liegt die Zahl der Neueingaben nach wie vor auf einem hohen Niveau, 

sodass sich letztlich auch an der Arbeitsbelastung des Bürgerbeauftragten sowie sei-

nes Büros im Wesentlichen nichts geändert hat. Dies zeigt sich beispielsweise neben 

dem sich hieraus ergebenden Schriftverkehr auch an der Anzahl der geführten Tele-

fonate, die im gesamten Jahr bei fast 6.000 liegt. Ein Vergleich mit der Statistik des 

Vorjahres zeigt, dass sich die Schwerpunkte bei den Eingaben kaum verschoben 

haben. Die Bereiche Sozialwesen mit 18,1 % und Ordnungsverwaltung mit 17,5 % 

liegen nach wie vor an der Spitze. Es folgen die Bereiche Rechtspflege mit 15,5 % 

und Bauplanungs- und Bauordnungsrecht mit 10,7 %. Auch bei den weiteren Berei-

chen sind keine wesentlichen Veränderungen zu verzeichnen.  

 

Wie bereits in den Vorjahren bilden die Bereiche soziale Hilfen, Strafvollzug, Auslän-

derwesen, Bauaufsicht und Straßenverkehr die Schwerpunkte. Hierbei nehmen er-

neut die Petitionen aus dem Bereich soziale Hilfen die Spitzenposition ein, wobei ihr 

Anteil an der Gesamtzahl erneut gestiegen ist, und zwar von 11 % auf 11,6 %. An 

zweiter Stelle liegen nunmehr die Petitionen aus dem Bereich des Strafvollzugs, wo-

bei ihr Anteil an der Gesamtzahl von 8,4 % auf 11,3 % deutlich gestiegen ist. Hier-

durch sind die Petitionen zu Fragen des Ausländerwesens an die dritte Stelle gerückt, 

wobei allerdings ihr Anteil an den Gesamteingaben mit 9,4 % nahezu konstant ge-

blieben ist.  

 

Die Eingaben zu Baugenehmigungsverfahren und Abrissverfügungen liegen bei einer 

geringen Steigerung nach wie vor auf einem hohen Niveau. 

 

Auf die Entwicklung im Einzelnen wird nachstehend im Tätigkeitsbericht näher einge-

gangen.  
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Form der Eingaben 
 

Bei der Erfassung von Eingaben im Büro des Bürgerbeauftragten wird unterschieden, 

ob diese schriftlich, in einem Gespräch oder in einem Telefongespräch eingelegt 

werden. Hierbei setzte sich der bereits in den Vorjahren zu beobachtende Trend fort, 

dass der Anteil der schriftlich eingelegten Eingaben steigt. Er liegt nunmehr bei 64 % 

gegenüber 60,1 % im Vorjahr. Zugenommen hat auch der Anteil der telefonischen 

Eingaben von 19,3 % auf 20,0 %. Entsprechend ging der Anteil der persönlichen Ein-

gaben von 20,6 % auf 16,0 % zurück.  

 

Bei den schriftlichen Eingaben wird zunehmend auch von der Möglichkeit Gebrauch 

gemacht, diese per E-Mail einzureichen. Da diese Form der Einreichung zunehmend 

an Bedeutung gewinnt, haben sich auch die Vorsitzenden und stellvertretenden Vor-

sitzenden der Petitionsausschüsse der Länder und des Bundes sowie die Bürgerbe-

auftragten bei ihrer Tagung am 14.-16.09.2003 in Kiel hiermit befasst und insbeson-

dere die Forderung der Schriftlichkeit von Petitionen, der Feststellung der Identität der 

Petentinnen und Petenten sowie der Wahrung des Datenschutzes in Petitionsverfah-

ren erörtert. Hierbei gelangten sie zu dem Ergebnis, dass gegen die Einreichung von 

Eingaben per E-Mail keine grundsätzlichen rechtlichen Bedenken bestehen, sodass 

auch dieses Medium im Sinne einer bürgernahen Petitionsbearbeitung offen stehen 

sollte. In Rheinland-Pfalz wird künftig so verfahren, dass auch bei E-Mail-Eingaben 

schriftlich Kontakt mit den Petentinnen und Petenten aufgenommen wird. Nur für den 

Fall, dass eine Postanschrift nicht vorliegt oder nicht ermittelt werden kann, wird per 

E-Mail geantwortet und um die Mitteilung der Adresse gebeten. Das weitere Verfah-

ren wird dann in der Regel schriftlich abgewickelt, zumal die mangelnde Sicherheit 

des Datenaustausches via Internet es jeder öffentlichen Stelle verbietet, per E-Mail 

personenbezogene Daten an Bürgerinnen und Bürger zu schicken.  

 

Immer wieder taucht die Frage auf, ob der Bürgerbeauftragte auch alle Eingaben 

liest. Ja, trotz der hohen Anzahl der Eingaben können die Bürgerinnen und Bürger 

sicher sein, dass der Bürgerbeauftragte jede Eingabe und jeden Brief liest und auch 

unterschreibt. Hierdurch wird sichergestellt, dass der Bürgerbeauftragte alle Anliegen 

unabhängig von der Form der Eingabe kennt.  
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Eingaben nach dem Wohnsitz der Petentinnen und Petenten 
 

Im Büro des Bürgerbeauftragten werden Eingaben unter anderem auch nach dem 

Wohnsitz der Petentinnen und Petenten in den kreisfreien Städten und Landkreisen 

erfasst. Die Vergleichbarkeit wird dadurch gesichert, dass der Anteil der Eingaben 

bezogen auf 10.000 Einwohnerinnen und Einwohner einer Stadt oder eines Landkrei-

ses errechnet wird.  

 

Nicht in diese Berechnung einbezogen werden Eingaben von Personen, die in ande-

ren Bundesländern oder im Ausland leben oder sich in den Justizvollzugsanstalten 

befinden.  

 

Durchschnittlich wandten sich im Berichtsjahr 6,3 von 10.000 Einwohnerinnen und 

Einwohnern des Landes Rheinland-Pfalz an den Bürgerbeauftragten. Entsprechend 

dem Rückgang der Gesamtzahl der Eingaben stellt dies gegenüber dem Vorjahr eine 

Minderung von 0,3 dar.  

 

Wie bereits in den Vorjahren erwiesen sich erneut die Einwohnerinnen und Einwoh-

ner der Stadt Mainz als die eingabefreudigsten, wenn auch ein Rückgang von 14,1 

auf 11,7 pro 10.000 Einwohnerinnen und Einwohner zu verzeichnen ist. Den zweiten 

Platz belegt nunmehr der Landkreis Kusel mit 10,3 Eingaben pro 10.000 Einwohne-

rinnen und Einwohner. Diese Stelle war im Vorjahr vom Donnersbergkreis einge-

nommen worden, bei dem sich allerdings die Bezugszahl lediglich um 0,8 verringert 

hat, sodass er nunmehr mit 10 Eingaben pro 10.000 Einwohnerinnen und Einwohner 

an dritter Stelle liegt.  

 

Die wenigsten Eingaben je 10.000 Einwohnerinnen und Einwohner kamen mit 1,7 

aus der Stadt Ludwigshafen und mit 2,2 aus dem Rhein-Pfalz-Kreis (früher Landkreis 

Ludwigshafen).  
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Abschließend bearbeitete Eingaben 
 

Insgesamt wurden im Berichtsjahr vom Bürgerbeauftragten 3.767 Eingaben bearbei-

tet. Diese Zahl ergibt sich aus den Neueingängen im Berichtsjahr und den unerledig-

ten Eingaben aus den Vorjahren.  

 

Abgeschlossen wurden im Jahr 2003 insgesamt 3.118 Eingaben.  

 

Von den im Jahr 2003 erledigten 3.118 Eingaben waren 511 unzulässig und 2.607 

zulässig. Als von vornherein unzulässig erwiesen sich 295 Eingaben, bei 216 Einga-

ben trat die Unzulässigkeit im Laufe des Verfahrens, etwa durch Erhebung einer Kla-

ge, ein oder ergab sich aus anderen Umständen.  

 

Von den im Jahr 2003 abschließend bearbeiteten 2.607 zulässigen Eingaben wurden 

386 einvernehmlich und 58 teilweise einvernehmlich erledigt. Auf andere Art und 

Weise konnte im Berichtsjahr 974 Petentinnen und Petenten weitergeholfen werden, 

sodass 67,6 % der zulässigen Eingaben im Sinne der Petentinnen und Petenten be-

ziehungsweise mit einer weiterführenden Hilfe abgeschlossen werden konnten.  

 

Der nach wie vor hohe Anteil von Eingaben, in denen weitergeholfen werden konnte, 

beruht unter anderem auch darauf, dass verhältnismäßig viele Eingaben als so ge-

nannte Auskunft abzuschließen waren. Diese Abschlussart ergibt sich aus der Bear-

beitung der jeweiligen Eingabe und zeigt, dass die Verwaltungsvorgänge immer kom-

plexer und für die Bürgerinnen und Bürger schwieriger zu durchschauen sind. Offen-

sichtlich wird bei den Bürgerinnen und Bürgern zunehmend bekannt, dass der Bür-

gerbeauftragte aufgrund seiner Ermittlungsmöglichkeiten zeitnah kompetente Aus-

kunft bezüglich der weiteren Vorgehensweise erteilen kann. Da dieser Bürgerservice 

zudem kostenfrei ist, erscheint es nachvollziehbar, dass Bürgerinnen und Bürger zu-

nehmend von dieser Möglichkeit auch Gebrauch machen.  

 

 

Bürgernähe durch Sprechtage 
 

Wie bereits in der bisherigen Amtszeit des Bürgerbeauftragten nahmen die Sprechta-

ge einen hohen Stellenwert ein. Diese wurden mit Bürgerinnen und Bürgern überwie-
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gend in den Kreisverwaltungen und Stadtverwaltungen des Landes sowie am Dienst-

sitz des Bürgerbeauftragten in Mainz abgehalten. Zwei Sprechtage fanden bei Ver-

bandsgemeindeverwaltungen und ein Sprechtag bei der Landwirtschaftlichen Alters-

kasse in Speyer statt.  

 

Erstmals bot der Bürgerbeauftragte am 02.12.2003 einen gemeinsamen Sprechtag 

mit der zwischenzeitlich unter tragischen Umständen verstorbenen Vorsitzenden des 

Petitionsausschusses des Deutschen Bundestages, Marita Sehn, MdB, an. 44 Bürge-

rinnen und Bürger nutzten dieses Angebot, um ihre Probleme mit Bundesbehörden 

zu besprechen. Hierbei ging es vor allen Dingen um Probleme mit den Arbeitsämtern 

(jetzt Bundesagentur für Arbeit) und der Bundesversicherungsanstalt für Angestellte, 

aber auch um Beschwerden im Zusammenhang mit dem Ausbau der Flugplätze 

Ramstein und Spangdahlem.  

 

Insgesamt hat der Bürgerbeauftragte im Jahr 2003 an 34 Sprechtagen mit 650 Bürge-

rinnen und Bürgern gesprochen. 263 davon waren weiblich, 387 männlich. Für die 

Akzeptanz der Sprechtage hat wesentlich auch die gute Vorbereitung durch die Pres-

se beigetragen. So haben 355 Bürgerinnen und Bürger und somit der überwiegende 

Teil angegeben, durch die Presse auf den Sprechtag aufmerksam geworden zu sein. 

In 52 Fällen konnte im Zuge eines Anrufes im Büro des Bürgerbeauftragten über den 

jeweils günstigsten Sprechtag informiert werden. Seltener wurden Bürgerinnen und 

Bürger durch Bekannte, Behörden, den Videotext oder durch die örtliche Landtags-

abgeordnete beziehungsweise den örtlichen Landtagsabgeordneten auf die Sprech-

tage aufmerksam. Das Internet wird offensichtlich in diesem Zusammenhang kaum 

genutzt. 

 

Der bereits erwähnte Rückgang der persönlichen Eingaben ist auch darauf zurückzu-

führen, dass in letzter Zeit zunehmend zum Sprechtag angemeldete Bürgerinnen und 

Bürger nicht erscheinen, teilweise auch ohne vorher abzusagen. Dies ist nicht nur 

unerfreulich, sondern führt auch zu einigen organisatorischen Schwierigkeiten.  

 

Die folgende Statistik gibt einen Überblick darüber, wo im Jahr 2003 Außensprechta-

ge angeboten wurden: 
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Sprechtage des Bürgerbeauftragten 2003 
 
Kreisverwaltung Kaiserslautern, 67665 Kaiserslautern 

Kreisverwaltung Cochem-Zell, 56812 Cochem 

Kreisverwaltung Südwestpfalz, 66953 Pirmasens 

Kreisverwaltung Bad Dürkheim, 67098 Bad Dürkheim 

Kreisverwaltung Kusel, 66809 Kusel 

Kreisverwaltung Trier-Saarburg, 54290 Trier 

Kreisverwaltung Rhein-Lahn-Kreis, 56130 Bad Ems 

Kreisverwaltung Bitburg-Prüm, 54634 Bitburg 

Kreisverwaltung Südliche Weinstraße, 76829 Landau 

Kreisverwaltung Daun, 54550 Daun 

Verbandsgemeindeverwaltung Altenkirchen, 57610 Altenkirchen 

Kreisverwaltung Alzey-Worms, 55232 Alzey 

Stadtverwaltung Wittlich, 54516 Wittlich 

Kreisverwaltung Germersheim, 76726 Germersheim 

Kreisverwaltung Rhein-Hunsrück-Kreis, 55469 Simmern 

Verbandsgemeindeverwaltung Linz, 53545 Linz 

Kreisverwaltung Rhein-Pfalz-Kreis (früher Ludwigshafen), 67063 Ludwigshafen 

Stadtverwaltung Worms, 67545 Worms 

Kreisverwaltung Mayen-Koblenz, 56068 Koblenz 

Stadtverwaltung Bad Kreuznach, 55545 Bad Kreuznach 

Kreisverwaltung Westerwaldkreis, 56410 Montabaur 

Kreisverwaltung Mainz-Bingen, 55218 Ingelheim 

Kreisverwaltung Ahrweiler, 53474 Bad Neuenahr-Ahrweiler 

Kreisverwaltung Birkenfeld, 55765 Birkenfeld 

Landwirtschaftliche Alterskasse Hessen, Rheinland-Pfalz, Saarland, 67346 Speyer 

Kreisverwaltung Donnersbergkreis, 67292 Kirchheimbolanden 

 

Dazu kamen acht Sprechtag im Büro in Mainz. 

 

 

Besprechung des Jahresberichts 2002 im Landtag 
 

Der Landtag Rheinland-Pfalz hat den Jahresbericht 2002 des Bürgerbeauftragten in 

seiner 54. Sitzung am 11.09.2003 besprochen. Hierbei wurde die Arbeit des Bürger-
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beauftragten von allen Fraktionen bestätigt und unter anderem auch herausgestellt, 

dass den Bürgerinnen und Bürgern recht oft mit einer Aufklärung über Verwaltungs-

abläufe weitergeholfen werden konnte. Der Abgeordnete Fritz Presl sprach in diesem 

Zusammenhang an, dass offensichtlich zuvor eine entsprechende Aufklärung im Ver-

hältnis zwischen Verwaltung und Bürgerinnen und Bürgern nicht möglich war. Der 

Bürgerbeauftragte schließt sich dieser Einschätzung an. Manche Petitionen könnten 

vermieden werden, wenn seitens der Verwaltung im Umgang mit Bürgerinnen und 

Bürgern etwas mehr Fingerspitzengefühl gezeigt und etwas mehr zur Aufklärung der 

Sachverhalte und Verfahrensabläufe beigetragen würde.  

 

Während des Berichtszeitraums hat die Staatskanzlei über die Tätigkeit in den ersten 

15 Monate des dort eingerichteten „Bürgerbüros der Landesregierung“ berichtet. Der 

Bürgerbeauftragte hat bereits in seinem letzten Jahresbericht darauf hingewiesen, 

dass es sich bei dem Bürgerbüro letztlich um ein verwaltungsinternes Verfahren han-

delt, während der vom Parlament gewählte Bürgerbeauftragte im Rahmen der parla-

mentarischen Kontrolle tätig wird. Nicht anschließen kann sich der Bürgerbeauftragte 

allerdings der Äußerung, wonach sich der Bürgerbeauftragte in der Regel mit bereits 

abgeschlossenen Verwaltungsvorgängen befasse, während das Bürgerbüro in einem 

viel früheren Stadium eingreife. Der Bürgerbeauftragte legt Wert auf die Feststellung, 

dass er sehr wohl auch während eines noch laufenden Verwaltungsverfahrens tätig 

werden kann und dies im Interesse der Bürgerinnen und Bürger ständig tut. Nach 

Art. 11 der Landesverfassung kann sich jeder jederzeit mit Eingaben an den Landtag 

und somit an den Bürgerbeauftragten wenden und dies unabhängig davon, ob ein 

Verwaltungsvorgang anhängig ist oder nicht.  

 

Auf Unverständnis des Bürgerbeauftragten stieß auch eine Äußerung der ehemaligen 

Verbraucherschutzbeauftragten in einer Sendung des SWR, wonach der Bürgerbe-

auftragte 80 Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter habe. Über eine derartige personelle 

Ausstattung hat das Büro des Bürgerbeauftragten zu keiner Zeit verfügt. Vielmehr 

müssen die vom Bürgerbeauftragten zu erledigenden Aufgaben mit einer sehr viel 

geringeren Personalstärke bewältigt werden.  
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Bürgernähe – Beachtung des Dienstsleistungsgedankens – 
 

Nach Auffassung des Bürgerbeauftragten darf die Verwaltung den Dienstleistungsge-

danken nicht aus den Augen verlieren. Auch bei allem Sparzwang muss gewährleis-

tet bleiben, dass die Verwaltung den Bürgerinnen und Bürgern bei der Lösung der 

anstehenden Probleme effektiv zur Verfügung steht. Die Einrichtung von Bürgerbüros 

allein reicht hierbei nicht aus. Vielmehr ist das Gespräch zu suchen, um konstruktive 

Lösungen zu erarbeiten. Auch die bloße Ablehnung von Anträgen reicht nicht aus. 

Vielmehr ist zu erwarten, dass die Verwaltung gegebenenfalls auch im Gespräch mit 

den Bürgerinnen und Bürgern konstruktive Lösungen erarbeitet. Dies gilt insbesonde-

re für die Bereiche des Sozialrechts sowie des Baurechts. Sobald eine entsprechen-

de Lösung erarbeitet ist, sind entsprechende schriftliche Zusagen oder Bescheide 

erforderlich. Bloße mündliche Zusagen reichen nicht aus. In Eingaben wird immer 

wieder vorgetragen, dass mündliche Zusagen nicht eingehalten werden oder sich 

anschließend niemand daran erinnern kann.  

 

Als Beispiel für eine zunächst wenig konstruktive Zusammenarbeit seitens der Ver-

waltung sei der Fall einer Bürgerin genannt, die sich als Betreuerin eines 65-jährigen 

Behinderten darum bemühte, dass eine Kostenzusage für einen Tagesplatz in einer 

Behindertenwerkstatt, in der der Betreffende bis zu seiner Rente untergebracht ist, 

auch für die anschließende Zeit erteilt wird. Die betreffende Kreisverwaltung teilte 

hierzu lapidar mit, dass der Betreffende bis November 2003 im Arbeitsbereich 

verbleiben könne und sie davon ausgehe, dass hiermit der Antrag auf Kostenüber-

nahme erledigt sei. Diese Mitteilung löste bei der betreffenden Bürgerin Ratlosigkeit 

und Unverständnis aus, da die Regelung für die Zeit nach November 2003 weiterhin 

völlig offen war. Erst aufgrund der Eingabe befasste sich die Kreisverwaltung mit dem 

Anliegen der Petentin und sicherte zu, nach einer Lösung zum Wohl des behinderten 

Menschen zu suchen.  

 

Auch hat der Bürgerbeauftragte gelegentlich den Eindruck, dass sich Verwaltungen 

gar nicht erst darum bemühen, konstruktiv nach Lösungen zu suchen, sondern die 

Betreffenden auf Dienstaufsichtsbeschwerde, Widerspruch oder Klage verweisen. Es 

kann zwar nicht übersehen werden, dass bei der Verwaltung in den letzten Jahren 

der Dienstleistungsgedanke zunehmend an Bedeutung gewonnen hat, jedoch muss 

weiter daran gearbeitet werden.  
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Leitbild für alle Ämter und Verwaltungen könnte zum Beispiel auch der „Europäische 

Kodex für gute Verwaltungspraxis“ sein. Dort ist das Recht auf eine gute Verwaltung 

in der Europäischen Union verankert. Kernsätze sind: Jede Person hat ein Recht 

darauf, dass ihre Angelegenheiten unparteiisch, gerecht und innerhalb einer ange-

messenen Frist behandelt werden. Jede Person hat das Recht, gehört zu werden, 

bevor ihr gegenüber eine für sie nachteilige, individuelle Maßnahme getroffen wird. 

Und jede Verwaltung hat die Verpflichtung, ihre Entscheidung zu begründen.  

 

Der Dienstleistungsgedanke ist nicht statisch, sondern er muss sich tagtäglich in der 

Praxis bewähren. Also muss ständig daran gearbeitet werden.  

 

Bürgerfreundlichkeit der Verwaltung zeigt sich auch daran, wie mit Kleinigkeiten um-

gegangen wird. Viele Bürgerinnen und Bürger beschweren sich über das Verhalten 

und den Umgangston von Bediensteten sowie darüber, wie sie behandelt worden 

sind. Der Bürgerbeauftragte geht entsprechenden Beschwerden stets nach, wobei 

diese allerdings schriftlich vorgelegt werden müssen, da es bereits vorgekommen ist, 

dass Bürgerinnen und Bürger im weiteren Verlauf des Verfahrens nicht mehr zu dem 

gestanden haben, was sie zuvor gesagt hatten. Auf keinen Fall hingenommen wer-

den kann es, wenn Bürgerinnen und Bürger überhaupt keine Antwort von einer Ver-

waltung erhalten.  

 

Die Forderung nach Bürgernähe gilt auch für Ortsbürgermeister und Ortsgemeinderä-

te. Manches Verhalten und mancher Beschluss führen zu Kopfschütteln, wie bei-

spielsweise die Weigerung einer Ortsgemeinde, in einer gemeindeeigenen Wohnung 

eine Schwelle zu beseitigen. Die betreffende Wohnung ist an eine ältere Dame ver-

mietet, die sich Hilfe suchend an den Bürgerbeauftragten gewandt hat, da sie in der 

Schwelle eine konkrete Unfallgefahr sieht. Obwohl auch noch weitere Wohnungen in 

gleicher Weise betroffen sind und es bereits zu Stürzen gekommen ist, lehnt die 

Ortsgemeinde bisher eine Lösung des Problems ab. 

 

Auch wird das Vorbringen von Bürgerinnen und Bürgern gelegentlich seitens der 

Verwaltung als „querulatorisch“ abgetan. Selbst wenn diese Auffassung gelegentlich 

ansatzweise berechtigt sein sollte, ist festzustellen, dass manche Verwaltungen nach 

den Beobachtungen des Bürgerbeauftragten ihre „Querulanten“ „auch selber züch-

ten“, indem sie Bürgerinnen und Bürger nicht ernst nehmen und wiederholt vertrös-

ten. Die Bemühungen des Bürgerbeauftragten aber sind stets auf einen Interessen-



17 17

ausgleich ausgerichtet, wobei sich bürgerfreundliches Handeln auch im Alltag bei 

kleinen Dingen beweisen muss. Um sich effektiv für die Bürgerinnen und Bürger ein-

setzen zu können, bemüht sich der Bürgerbeauftragte auch um „Verbündete in der 

Verwaltung“, die gemeinsam mit ihm eine Lösung für ein Problem suchen und nach 

Möglichkeit auch finden.  

 

Auf diesen Gedanken wird in dem Kapitel „Die Institution des Bürgerbeauftragten in 

der politischen Diskussion“ noch näher eingegangen.  

 

Mit der Idee von mehr Bürgernähe korrespondiert in gewisser Weise auch die Idee 

von Bürgerbeteiligung und Bürgerbegehren. Während es Aufgabe der Verwaltung ist, 

die gebotene Bürgernähe herzustellen, ermöglichen Bürgerbeteiligungen/Bürgerbe-

gehren, auf die politische Willensbildung einzuwirken. Mehrere Eingaben und Anfra-

gen betrafen Anliegen im Zusammenhang mit Bürgerbegehren und Bürgerentscheid.  

 

Auffallend dazu war auch ein Bürgerentscheid in Kaiserslautern zur Pfalzarena. Dort 

hatte sich zwar eine deutliche Mehrheit der Bürgerinnen und Bürger, die an der Ab-

stimmung teilnahmen, gegen den Bau der Pfalzarena ausgesprochen, gleichwohl war 

der Bürgerentscheid gescheitert, weil weniger als 30 % der Stimmberechtigten an der 

Abstimmung teilgenommen hatten. Ein Vergleich mit anderen Bundesländern dazu 

zeigt, dass in Rheinland-Pfalz die Hürden für die Annahme eines Bürgerentscheides 

verhältnismäßig hoch sind. So wird neben Rheinland-Pfalz nur im Saarland verlangt, 

dass mindestens 30 % der Stimmberechtigten an der Abstimmung teilnehmen. Nur in 

Berlin wird mit einem Drittel der Wahlberechtigten ein noch höheres Quorum verlangt. 

In den anderen Bundesländern liegt das Quorum durchweg bei 25 %, in Bayern sogar 

nur bei 10 % bis 20 %, wobei es auf die Größe der Gemeinde ankommt. Ebenfalls bei 

20 % liegt das Quorum in Nordrhein-Westfalen, allerdings gemessen an der Zahl der 

Bürgerinnen und Bürger und nicht an den Stimmberechtigten.  

 

Aus Sicht des Bürgerbeauftragten sollte eine Anpassung der rheinland-pfälzischen 

Regelungen an die bürgerfreundlicheren Regelungen anderer Länder vorgenommen 

werden. Der Bürgerbeauftragte jedenfalls würde dies begrüßen.  

 

 

 



18 18

Zusammenarbeit und Dank 
 

Wie bereits in den vergangenen Jahren gestaltete sich die Zusammenarbeit mit den 

beteiligten Behörden abgesehen von ganz wenigen Ausnahmen im Wesentlichen 

problemlos. In diesem Zusammenhang bedankt sich der Bürgerbeauftragte bei allen, 

die mit Eingaben und deren Erledigung befasst waren.  

 

Schwierig gestaltete sich allerdings die Zusammenarbeit mit der Kreisverwaltung Al-

tenkirchen. Hierauf wird in einem gesonderten Beitrag im Einzelnen eingegangen. Zu 

gewissen Schwierigkeiten kam es vorübergehend auch mit der Stadtverwaltung 

Mainz, weil der Oberbürgermeister dem gelegentlich vom Bürgerbeauftragten geäu-

ßerten Wunsch, mit Petentinnen und Petenten ein persönliches Gespräch zu führen, 

nicht in jedem Fall nachkam. Der Bürgerbeauftragte ist hin und wieder bei Eingaben 

aufgrund ihrer besonderen Konstellation der Ansicht, dass ein persönliches Gespräch 

des Behördenleiters mit der Bürgerin oder dem Bürger am ehesten weiterhilft. Der 

Bürgerbeauftragte erwartet eigentlich, dass diesem Wunsch entsprochen wird, was in 

aller Regel auch geschieht. Häufig kann sodann darüber berichtet werden, dass in 

einem solchen Gespräch eine abschließende Klärung erreicht werden konnte. Erfreu-

licherweise nimmt nunmehr auch der Oberbürgermeister der Stadt Mainz entspre-

chende Wünsche des Bürgerbeauftragten zum Anlass, Gespräche mit der jeweiligen 

Petentin oder dem jeweiligen Petenten zu führen.  

 

Ein besonderer Dank gilt der bisherigen Präsidentin des Landesarbeitsamtes Rhein-

land-Pfalz/Saarland, die im Berichtszeitraum aus ihrem Amt ausgeschieden ist. Neuer 

Vorsitzender der Geschäftsführung der Regionaldirektion Rheinland-Pfalz-Saarland 

der Bundesagentur für Arbeit (früher Landesarbeitsamt) ist jetzt Otto-Werner Schade. 

Auch wenn die Arbeitsverwaltung als Verwaltung des Bundes nicht der parlamentari-

schen Kontrolle des Landtags Rheinland-Pfalz unterliegt, besteht bereits seit vielen 

Jahren eine Absprache, wonach Beschwerden über Agenturen für Arbeit (früher Ar-

beitsämter) dem Vorsitzenden der Geschäftsführung vorgelegt werden. Die Regio-

naldirektion Rheinland-Pfalz-Saarland der Bundesagentur für Arbeit nimmt sich so-

dann des jeweiligen Anliegens an und berichtet hierüber auch dem Bürgerbeauftrag-

ten, wenn dieser darum bittet. Dieses Beschwerdemanagement bei der Regionaldi-

rektion Rheinland-Pfalz-Saarland der Bundesagentur für Arbeit funktioniert reibungs-

los. 
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Dank für die gute Zusammenarbeit gilt auch dem ehemaligen Landrat des Rhein-

Lahn-Kreises, Kurt Schmidt, dem ehemaligen Landrat des Kreises Birkenfeld, Wolf-

gang Hey, dem ehemaligen Oberbürgermeister der Stadt Pirmasens, Josef Krekeler, 

sowie dem ausgeschiedenen Chef der Staatskanzlei, Staatssekretär Klaus Rüter. 

 

Gut gestaltet sich auch die Zusammenarbeit mit dem Landesamt für Soziales, Jugend 

und Versorgung und dessen neuem Präsidenten Werner Keggenhoff.  

 

Ein Dank geht auch an den Petitionsausschuss des Deutschen Bundestages, die 

Vorsitzenden der Petitionsausschüsse der anderen Bundesländer, den Vorsitzenden 

des Petitionsausschusses des Europäischen Parlaments, Nino Gemelli, sowie an den 

Europäischen Bürgerbeauftragten Nikiforos Diamandouros, wenngleich sich 

gelegentlich Petentinnen und Petenten zwar über die lange Dauer einiger dort 

anhängiger Verfahren beklagen.  

 

Der Bürgerbeauftragte bedankt sich schließlich auch bei den Mitgliedern des Petiti-

onsausschusses des Landtags Rheinland-Pfalz, insbesondere seinem Vorsitzenden 

Peter Wilhelm Dröscher (SPD) und stellvertretendem Vorsitzenden Dr. Peter Enders 

(CDU) sowie den Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern der Landtagsverwaltung und hier 

insbesondere bei Dr. Stefan Brink, der bis Ende 2003 den Petitionsausschuss betreu-

te, für die gute Zusammenarbeit.  
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2.  T e i l Bericht zu den einzelnen Tätigkeitsbereichen 
 
1 – Rechtspflege 
 
 
1.1 Gerichte 
 

Die Anzahl der Eingaben zu diesem Sachgebiet sowie ihr Anteil an den Gesamtein-

gaben war gegenüber dem Vorjahr konstant. Die Mehrzahl der Eingaben, die gericht-

liche Verfahren betreffen, waren unzulässig, da das jeweilige Anliegen Gegenstand 

des gerichtlichen Verfahrens selbst war. Nur die Eingaben, bei denen der Verfas-

sungsgrundsatz der richterlichen Unabhängigkeit nicht tangiert war, konnten als zu-

lässige Eingaben bearbeitet werden. Hierbei ist erneut die gute Zusammenarbeit mit 

den Gerichten bei der Bearbeitung der Eingaben zu begrüßen. Allen Beteiligten sei 

hierfür ausdrücklich gedankt.  

 

Wie bereits in den Vorjahren lag der Schwerpunkt der Eingaben bei Beschwerden 

über die lange Verfahrensdauer. Aufgrund eingehender Stellungnahmen des jeweili-

gen Gerichts konnten den Petentinnen und Petenten umfassende Auskünfte zum 

jeweiligen Verfahrensstand erteilt werden.  

 

Einige Verfahren betrafen das richterliche Verhalten. In diesen Fällen erfolgte eben-

falls unter Wahrung der richterlichen Unabhängigkeit eine sorgfältige Prüfung im 

Rahmen der Dienstaufsicht. Weitere Eingaben betrafen Gerichtskosten, Verfahrens-

fragen, Fragen der Zustellung sowie das Grundbuch.  

 

In einem Fall hatte sich ein Rechtsanwalt darüber beschwert, dass er nicht rechtzeitig 

von einem Landgericht über die Aufhebung eines Termins unterrichtet worden war. Er 

schlägt vor, dass Abladungen per Fax erfolgen, wie dies auch in der Arbeitsgerichts-

barkeit üblich sei. Hierzu erklärte der Präsident des betreffenden Landgerichts, dass 

dies nicht so ohne weiteres möglich wäre. Die Geschäftsstellen sind nämlich nicht mit 

Faxgeräten ausgestattet. Das einzige Gerät befindet sich an der Pforte.  

 

Im Übrigen hat der Minister der Justiz an die Bürgerinnen und Bürger des Landes 

Rheinland-Pfalz appelliert, bei Rechtsstreitigkeiten stärker die Vermittlung der ehren-

amtlichen Schiedsmänner und -frauen zu suchen. Hierbei hob er das engagierte Wir-
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ken der Schiedspersonen hervor, die in 43 % der von ihnen im Jahr 2002 bearbeite-

ten Fälle eine gütliche Einigung erreichen konnten. Es lohne sich durchaus, eine 

Streitschlichtung durch diese Stellen zu suchen. Dieser Hinweis wird vom Bürgerbe-

auftragten begrüßt, da auch er sich nicht nur darum bemüht, durch seine Arbeit Ge-

richtsverfahren zu vermeiden, sondern in Privatangelegenheiten stets von sich aus 

auch auf ein mögliches Schiedsverfahren hinweist.  

 

 

1.2 Staatsanwaltschaften 
 

Die Eingaben zu diesem Sachgebiet lagen mit leicht zunehmender Tendenz auf glei-

chem Niveau wie in den Vorjahren. Erneut betrifft der Schwerpunkt dieser Eingaben 

abgeschlossene staatsanwaltschaftliche Ermittlungsverfahren, die auf eine Anzeige 

der Petentinnen und Petenten hin eingeleitet worden waren. Hierbei wird in der Regel 

geltend gemacht, dass unter Würdigung aller Gesichtspunkte Anklage erhoben wer-

den müsse, wobei gelegentlich auch die Ansicht vertreten wird, es hätten noch weite-

re Ermittlungen angestellt werden müssen. Diese Eingaben haben zur Folge, dass 

der gesamte Sachverhalt nochmals eingehend von der zuständigen Staatsanwalt-

schaft sowie darüber hinaus von der jeweiligen Generalstaatsanwaltschaft sowie dem 

Ministerium der Justiz geprüft wird.  

 

In einigen Fällen begehrten Petentinnen und Petenten, dass von der Vollstreckung 

einer Ersatzfreiheitsstrafe abgesehen wird. Wenn im Zusammenhang mit einer sol-

chen Eingabe ein „seriöses“ Ratenzahlungsangebot bezüglich der verhängten Geld-

strafe erfolgt, wird in aller Regel die Vollstreckung der Ersatzfreiheitsstrafe auch aus-

gesetzt.  

 

Weitere Eingaben betrafen die Akteneinsicht, die Wiederaufnahme des Verfahrens, 

Privatklageverfahren, Haftfähigkeit und Haftunterbrechung.  

 

 

1.3 Rechtsanwältinnen und Rechtsanwälte, Notariate 
 

Die Anzahl der Eingaben zu diesem Sachgebiet liegt wie bereits in den Vorjahren auf 

niedrigem Niveau. Anlass für die Eingaben ist gewöhnlich die Unzufriedenheit der 

Petentinnen und Petenten mit der Bearbeitung ihrer Beschwerden über Rechtsanwäl-
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tinnen und Rechtsanwälte durch die Rechtsanwaltskammer. Hierbei besteht vielfach 

offensichtlich eine irrtümliche Auffassung bezüglich des Umfanges der Aufsicht der 

Anwaltskammern. Die Prüfung durch die Kammern hat sich darauf zu beschränken, 

ob Berufs- oder Standespflichten verletzt worden sind. Mit den Beschwerden wird 

aber in der Regel eine fehlerhafte Mandatswahrnehmung geltend gemacht. Hierbei 

handelt es sich jedoch um eine zivilrechtliche Auseinandersetzung, deren Klärung nur 

vor den ordentlichen Gerichten möglich ist.  

 

Auch wenn das Beschwerdevorbringen ein Eingreifen der Rechtsanwaltskammer 

nicht begründen kann, ist zu erwarten, dass seitens der Kammer auf das jeweilige 

Vorbringen im Einzelnen eingegangen wird. Andernfalls entsteht bei den Beschwer-

deführerinnen und Beschwerdeführern der Eindruck, dass die Beschwerde zurück-

gewiesen worden sei, weil wesentliche Gesichtspunkte nicht berücksichtigt worden 

seien. Leider ist es gelegentlich auch im Petitionsverfahren schwierig, Stellungnah-

men zu erhalten, die umfassend auf das Vorbringen der Petentinnen und Petenten 

eingehen. Die Zusammenarbeit mit den Rechtsanwaltskammern gestaltete sich daher 

nicht immer unproblematisch, sodass gelegentlich mehrfach um ergänzende Stel-

lungnahmen gebeten werden musste, die teilweise erst nach Erinnerungen erfolgten. 

Darüber hinaus musste wiederholt beanstandet werden, dass Stellungnahmen nicht 

vom Kammerpräsidenten, sondern einer Mitarbeiterin oder einem Mitarbeiter unter-

zeichnet wurden.  

 

 

1.4 Strafvollzug 
1.5 Vollzugslockerungen 
1.6 Ärztliche Versorgung im Strafvollzug 
 

Bei den Eingaben von Strafgefangenen ist gegenüber dem Berichtszeitraum 2002 

eine deutliche Zunahme zu verzeichnen. Ihr Anteil an den Gesamteingaben stieg ge-

genüber dem Vorjahr von 8,4 % auf 11,3 % und nimmt wie bereits in den Vorjahren 

mit den Eingaben aus dem Bereich des Ausländerrechts sowie der sozialen Hilfen 

eine Spitzenstellung ein. Allerdings ergibt sich im Berichtszeitraum die Besonderheit, 

dass ein einzelner Gefangener in der JVA Diez durch eine besondere Eingabenhäu-

figkeit auffiel, worauf noch gesondert eingegangen wird. Unter Berücksichtigung die-

ses Umstandes liegt die Eingabenzahl etwa auf dem Niveau der Vorjahre.  
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Ein Vergleich der Herkunft der Eingaben ist im Berichtsjahr besonders interessant, 

weil die Ende 2002 eröffnete JVA Rohrbach erstmals in der Statistik erscheint, wäh-

rend die JVA Mainz sowie die JVA Kaiserslautern geschlossen wurden.  

 

An der Spitze liegt wie bereits im Vorjahr die JVA Diez, dieses Mal wegen der bereits 

erwähnten Eingabenfreudigkeit eines einzelnen Gefangenen.  

 

Deutlich zugenommen haben die Eingaben aus der JVA Wittlich, die etwa auf glei-

chem Niveau liegen wie die aus der JVA Diez, wenn besagter Gefangener unberück-

sichtigt bleibt. Eine deutliche Zunahme hat auch die JVA Trier zu verzeichnen, die 

nun erstmals an dritter Stelle liegt. Mit einigem Abstand folgen die JVA Zweibrücken, 

die JVA Frankenthal und die JVA Rohrbach, wobei auffällt, dass letztere deutlich über 

der JVA Mainz im Vorjahr liegt. Auch wenn in gewisser Weise die JVA Rohrbach als 

Nachfolgerin der JVA Mainz anzusehen ist, sind beide Anstalten offensichtlich nicht 

ohne weiteres vergleichbar, da sich aus der Neueröffnung spezifische Probleme er-

geben. Die weitere Entwicklung dazu wird zu beobachten sein. 

 

Die wenigsten Eingaben kamen aus der JVA Koblenz und der Jugendstrafanstalt 

Wittlich. Bei letzterer ist auffallend, dass noch im Jahresbericht 2002 darauf hinge-

wiesen wurde, dass verhältnismäßig viele Eingaben dorther stammten. Aus der Ju-

gendstrafanstalt Schifferstadt gab es keine Eingaben.  

 

Erfreulich ist der überaus deutliche Rückgang der Eingaben, die die ärztliche Versor-

gung betreffen. Dieses Sachgebiet betrafen lediglich neun Eingaben gegenüber 27 im 

Vorjahr. Es kann  daher davon ausgegangen werden, dass die ärztliche Versorgung 

derzeit insgesamt zufrieden stellend ist.  

 

Die Eingaben aus der JVA Diez betrafen schwerpunktmäßig den Zustand und die 

Ausstattung der Hafträume, die Besuchsregelung, Verlegungswünsche in andere 

Vollzugsanstalten, die Kleidung, die Genehmigung eigener Gegenstände, die Post 

sowie die Haftbedingungen allgemein. Der Schwerpunkt bei den Eingaben aus der 

JVA Wittlich betraf hingegen Vollzugslockerungen, wobei ohnehin auffällt, dass die 

Eingaben zu diesem Sachgebiet ganz überwiegend aus dieser JVA kamen. Bei den 

übrigen Vollzugsanstalten konnten keine Schwerpunkte festgestellt werden.  
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Durch die bereits erwähnte Neueröffnung der JVA Rohrbach ergab sich die interes-

sante Situation, dass erstmals beobachtet werden konnte, in welchem Umfang und in 

welcher Weise eine völlig neue Vollzugsanstalt Anlass zu Eingaben gibt. Eine erste 

umfassende Beschwerde ging dem Bürgerbeauftragten am 06.04.2003 zu. Die 

betreffende Petentin machte hierbei deutlich, dass es ihr hierbei nicht nur um eigene 

Anliegen ging, sondern eine von ihr beobachtete allgemeine Unzufriedenheit zum 

Ausdruck gebracht werden sollte. Die von ihr geschilderten Zustände betrafen insbe-

sondere die weiblichen Gefangenen, wobei sie die Ansicht vertrat, dass sich für diese 

der Strafvollzug belastender gestalte als für die männlichen Gefangenen. Die Ermitt-

lungen ergaben, dass die geschilderten Anliegen zumindest teilweise nicht ganz un-

begründet waren, ihre Ursachen jedoch offensichtlich in Anlaufschwierigkeiten hatten. 

Die JVA Rohrbach zeigte sich bemüht, diese abzustellen. Gleichwohl kam es zu eini-

gen weiteren Eingaben, die auf derartige anfängliche Probleme zurückzuführen wa-

ren. So beklagte sich ein Gefangener, der aus der JVA Koblenz verlegt worden war, 

dass er ein dort erworbenes eigenes Fernsehgerät nicht weiter benutzen konnte. In 

der JVA Rohrbach besteht nämlich die grundsätzliche Regelung, dass nur Mietfern-

sehgeräte benutzt werden dürfen. Die Eingabe gab Anlass für eine dahin gehende 

Sonderregelung, dass Gefangene, die in einer anderen JVA ein eigenes Fernsehge-

rät erworben haben, dieses auch weiterhin betreiben können.  

 

Im weiteren Verlauf des Jahres betrafen die Eingaben aus der JVA Rohrbach die all-

gemeinen Probleme des Strafvollzuges und unterschieden sich im Wesentlichen nicht 

mehr von den Eingaben aus anderen Vollzugsanstalten. Es fällt allerdings auf, dass 

von den insgesamt nur neun Eingaben zur ärztlichen Versorgung allein vier aus der 

JVA Rohrbach stammen, während sich die anderen auf die übrigen JVAs verteilen.  

 

Wie bereits vorstehend erwähnt, war im Berichtszeitraum die Eingabenhäufigkeit ei-

nes einzelnen Gefangenen aus der JVA Diez auffällig. Es war zwar bereits in der 

Vergangenheit gelegentlich zu beobachten gewesen, dass einzelne Gefangene von 

dem ihnen zustehenden Petitionsrecht häufiger Gebrauch machten, jedoch war es 

bisher noch nie zu einem solchen Ausmaß wie im vorliegenden Fall gekommen. Die 

Eingaben begannen Ende des Jahres 2002 und setzten sich im Berichtszeitraum mit 

78 Eingaben unvermindert fort. Während die anfänglichen Eingaben durchaus be-

deutsame Anliegen betrafen wie Vollzugsplanung und Vollzugslockerungen, wurden 

im weiteren Verlauf aber alltägliche Vorkommnisse zum Anlass für Eingaben ge-
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nommen. Zur Verdeutlichung sollen nachstehend die einzelnen Anliegen genannt 

werden: 

 

Teilnahme an der Freistunde 

Bücherbestellung 

Duschen 

Ausgang 

Vollzugsplanfortschreibung vom 17.12.2002 

Verweigerung der Freistunde am 19.12.2002 

Teilnahme an einem Seminar 

Kleidungstausch 

Überwachung der Telefonate mit dem Verteidiger 

Aushändigung der Post 

Abhören eines Telefongesprächs 

Verspätete Aushändigung von Kontoauszügen 

Verzögerung eines Telefonats mit dem Verteidiger 

Nichtbeachtung der Notrufanlage 

Teilnahme am Sport 

Teilnahme an einem Seminar in Köln 

Verbot des Schmucktragens bei Besuchen 

Berücksichtigung des Schulbesuches 

Aushändigung einer Zeitschrift 

Nichtaushändigung des Schriftverkehrs vom 21.02.2003 

Vollzugsplankonferenz vom 29.01.2002 

Aushändigung einer Zeitschrift 

Teilnahme an einer Informationsveranstaltung 

Anfertigung einer Fotografie 

Haftraumdurchsuchung 

Löcher im Freistundenhof 

Aushändigung von Bescheiden 

Erhöhung des Hausgeldeinkaufs 

Aushändigung eines Prospekts 

Beschwerde über Bediensteten 

Einblick in Telefonlisten 

Strafvollzug allgemein 

Tätlicher Angriff am 12.04.2003 
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Bekanntgabe der Konfession 

Anstaltsleiterverfügung Nr. 02-5 

Besuchsregelung 

Nichtverschließen der Haftraumtür 

Dienstkleidung 

Wahlordnung 

Postausgabe an Samstagen 

Beschädigung von Eigentum der Gefangenen 

Kopieren von Ein- und Ausgangsschreiben 

Beschwerde gegen Bediensteten 

Abfallentsorgung laut Hausordnung 

Nachholung von Freistunden  

Ausgang  

Beschädigung von Privateigentum 

Verkürzung der Freistunde am 08.05.2003 

Annahme eines Schreibens 

Bestätigung des Erhalts von Bescheiden 

Besuchsregelung v. 11.06.2003 

Verwaltungsvorschriften 

Aufsichtspflichtverletzung beim Duschen vom 09.05.2003 

Drohungen durch einen Mitgefangenen 

Weiterleitung eines Schreibens vom 12.06.2003 

Gesundheitliche Gefährdung durch Taubenkot 

Angaben einer Bediensteten 

Beantwortung von Fragen 

Beschwerden allgemein 

Hitzewelle 

Wäschenetzverschluss 

Anbringung von zusätzlichen Fenstergittern 

Treppengeländer 

Aushändigung von psychologischen Akten 

Beheizung der Hafträume 

Aussagen über eigene Person 

Sportliche Betätigung 

Verzögerungen bei der Aushändigung 

Beseitigung einer Gefahrensituation 
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Postausgabe 

Anträge 

Wäscheausgabe 

Wiedereröffnung des Studienzentrums 

Vollzugslockerungen und Weiterbildungsmaßnahmen 

Vollzugsplankonferenz 

Postkontrolle 

Hilfe gegenüber dem Finanzamt 

Nichteinhaltung des Rauchverbots in der JVA 

Postkontrolle 

Besuche in der JVA Diez 

Weiterleitung des Schriftverkehrs 

Ausführung zum Arzt 

Terminabsprache für Gespräche mit Bediensteten 

Gespräche mit einer/einem Psychotherapeutin/ten 

Aushändigung einer Demo-Software 

Tätigkeit des Landesdatenschutzbeauftragten 

Datenschutz 

Beschwerden über Bediensteten 

Einblick in Telefonlisten 

Strafvollzug allgemein 

Tätlicher Angriff 

Bekanntgabe der Konfession 

Anstaltsleiterverfügung Nr. 02-5 

Besuchszeitregelung 

Nichtzuschließen der Haftraumtür 

Dienstkleidung 

Wahlordnung 

Postausgabe an Samstagen 

Beschädigung von Eigentum der Gefangenen 

Kopieren von Ein- und Ausgangsschreiben 

Beschwerde gegen Bediensteten 

Abfallentsorgung laut Hausordnung 

Nachholen von Freistunden 

Teilnahme am Geburtstag der Mutter 

Beschädigung von Privateigentum 
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Verkürzung der Freistunde 

Annahme eines Schreibens 

Bestätigung des Erhalts von Bescheiden 

Besuchsregelung 

Verwaltungsvorschriften 

Aufsichtspflichtverletzung beim Duschen 

Drohungen von Mitgefangenem 

Weiterleitung eines Schreibens an den Pfarrer 

Gesundheitliche Gefährdung durch Taubenkot 

Angaben einer Bediensteten 

Beantwortung von Fragen 

Beschwerden allgemein 

Hitzewelle 

Wäschenetzverschluss 

Anbringung von zusätzlichen Fenstergittern 

Treppengeländer 

Aushändigung von psychologischen Akten 

Öffnung der Verteidigerpost 

Öffnung des Haftraums nach Kammertausch 

Austragen der Post 

Ausbildungsbeihilfe 

 

Die Anzahl der Eingaben führte im Büro des Bürgerbeauftragten, aber auch bei der 

JVA Diez zu einer erhöhten Arbeitsbelastung, dennoch darf und wird das verfas-

sungsrechtlich garantierte Petitionsrecht nicht eingeschränkt. Weder die Häufigkeit 

noch der Inhalt der Anliegen können eine Beschränkung dieses Rechts rechtfertigen. 

Andererseits zeigt es sich, dass die Eingaben vielfach dieselbe Thematik betrafen. So 

machte der Petent wiederholt geltend, dass in konkreten Einzelfällen gegen das in 

der JVA bestehende Rauchverbot verstoßen worden sei. Bei der Überwachung des 

Rauchverbots handelt es sich jedoch um ein einheitliches Anliegen, das abschließend 

vom Petitionsausschuss beraten worden ist, ohne dass zusätzlich auf jeden einzel-

nen behaupteten Verstoß eingegangen werden muss. Darüber hinaus wurde der Ge-

fangene mehrfach darauf hingewiesen, dass der Bürgerbeauftragte erst dann tätig 

werden kann, wenn bereits ein Verwaltungsverfahren anhängig ist. Dies setzt voraus, 

dass der Gefangene, wenn er eine konkrete Maßnahme begehrt, zunächst bei der 

hierfür zuständigen JVA Diez einen entsprechenden Antrag stellen muss.  
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Während die Regelung und Durchführung der Besuche in den übrigen Vollzugsan-

stalten praktisch keinen Anlass für Eingaben gibt, entwickelte sich dieser Bereich bei 

der JVA Diez zu einem gewissen Dauerthema. Gab die zum 01.01.2002 eingeführte 

neue Besuchsregelung Anlass zu einem Eingabenschwerpunkt, auf den auch im Jah-

resbericht eingegangen wurde, nahmen im Berichtszeitraum mehrere Gefangene 

Anstoß daran, dass sie sich vor Besuchen komplett umziehen und von der Anstalt zur 

Verfügung gestellte Kleidung tragen müssen. Dies wurde als demütigend angesehen, 

wobei vielfach auch an der Farbe der Kleidung (roter Jogginganzug und grünes T-

Shirt) Anstoß genommen wurde. Einige Gefangene machten geltend, dass sie sich 

schämen würden, in diesem „Aufzug“ vor ihren Angehörigen zu erscheinen, sodass 

sie lieber auf Besuche verzichten würden. Aus Sicht der JVA Diez ist die getroffene 

Regelung erforderlich, da bei dem bisherigen Durchsuchen der Kleidung vor und 

nach dem Besuch nicht gänzlich ausgeschlossen werden kann, dass etwas überse-

hen wird. Aus Sicht der JVA ist es nicht nachvollziehbar, weshalb der Freizeitanzug 

im Vergleich zum vorher getragenen Arbeitsanzug eine demütigende Wirkung besit-

zen sollte, zumal er eher dem Charakter eines Besuches entspricht.  

 

Mehrere Eingaben aus der JVA Diez betrafen das dortige PC-Studienzentrum. Die-

ses wird auch seitens der JVA Diez als wichtig für die Gefangenen angesehen. Es 

musste jedoch im Sommer 2002 wegen eines Ermittlungsverfahrens geschlossen 

werden. Die Anstaltsleitung hatte sich aufgrund eines Hinweises, dass angeblich im 

PC-Studienzentrum nicht lizenzierte Software benutzt werde, zu einer Anzeige gegen 

unbekannt veranlasst gesehen. Das PC-Studienzentrum wurde zwar sobald wie mög-

lich wieder in Betrieb genommen, jedoch wurde das Konzept aus Sicherheitsgründen 

in Absprache mit dem Ministerium der Justiz überarbeitet. Hierbei wurde insbesonde-

re darauf abgestellt, dass aus Sicherheitsgründen eine Beaufsichtigung durch einen 

Beamten erforderlich ist, der gleichzeitig die Netzwerkadministration durchführt. Es 

wurde jedoch keine Möglichkeit mehr gesehen, wie zuvor auch Gefangene als Da-

tenadministratoren einzusetzen. Ebenso konnte auch nicht mehr der Studiengang der 

Netzwerkadministration zugelassen werden. Einige Gefangene haben eine Konzepti-

on für das PC-Studienzentrum erarbeitet. Die JVA Diez wird dieser Konzeption hin-

sichtlich der Öffnungszeiten folgen und beabsichtigt darüber hinaus, wieder EDV-

Grundkurse anzubieten. Allerdings kommt eine Zulassung der früher genehmigten 

Studiengänge aus Sicherheitsgründen nicht in Betracht.  
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1.7 Gnadensachen 
 

Wie bereits in den vorhergehenden Jahren bewegt sich die Anzahl von Eingaben, die 

Gnadensachen betreffen, auf konstant niedrigem Niveau.  
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2 – Ordnungsverwaltung 
 
 
2.1 Allgemeine polizeiliche Angelegenheiten 
2.2 Vollzugspolizei, polizeiliche Ermittlungsverfahren 
 

Die Eingaben zu diesen Sachgebieten sind im Vergleich zum Vorjahr zurückgegan-

gen. Wie schon bisher betreffen sie alle Lebensbereiche, bei denen die Gefahrenab-

wehr eine Rolle spielt, ohne dass sich, mit Ausnahme von Beschwerden über das 

Verhalten von Polizeibeamtinnen und Polizeibeamten, besondere Schwerpunkte fest-

stellen lassen.  

 

Die im Berichtszeitraum erfolgten Änderungen des Waffengesetzes hatten zur Folge, 

dass diesen Bereich vermehrt Eingaben betrafen. Unverständnis, teilweise auch Ver-

ärgerung löste hierbei insbesondere der neu eingeführte so genannte „Kleine Waf-

fenschein“ aus, der für Schreckschuss-, Reizstoff- und Signalwaffen erforderlich ist. 

Hierbei wurde auch die Gebühr von 50,00 €, die für die Erteilung erhoben wird, als 

unverhältnismäßig und unangemessen erachtet. Aus Sicht des Ministeriums des In-

nern und für Sport ist die Gebühr jedoch im Hinblick auf den mit der Erteilung verbun-

denen Verwaltungsaufwand verhältnismäßig. Hierbei ist auch zu berücksichtigen, 

dass der „Kleine Waffenschein“ unbefristet und ohne Beschränkung auf bestimmte 

Anlässe oder Gebiete für die genannten Waffen erteilt wird.  

 

Nach wie vor gibt auch die Gefahrenabwehrverordnung „Gefährliche Hunde“ Anlass 

für einige Eingaben, ohne dass jedoch insoweit ein besonderer Schwerpunkt fest-

stellbar wäre. Streitpunkt ist hierbei in erster Linie die Frage, ob ein bestimmter Hund 

als „gefährlich“ einzustufen ist oder nicht. In einem Fall beanstandete eine Petentin, 

dass ihr Hund bei der Erhebung der Hundesteuer als „gefährlicher Hund“ eingestuft 

wurde, obwohl ihr Hund einer Rasse angehört, die in der Gefahrenabwehrverordnung 

– Gefährliche Hunde – nicht unter den gefährlichen Rassen genannt ist. Dieses kaum 

nachvollziehbare Ergebnis folgt aus dem Landesgesetz über die Ermächtigung der 

Gemeinden zur Erhebung von Hundesteuer, das in seiner gültigen Fassung den 

Kommunen einen Gestaltungsspielraum einräumt. Hierbei kann bei der Bestimmung 

der Hundesteuer auf die Verwendung von Rasselisten zurückgegriffen werden, ohne 

dass der Satzungsgeber auf die in der Gefahrenabwehrverordnung – Gefährliche 

Hunde – genannten Rassen beschränkt ist.  
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Beschwerden über die Vorgehensweise der Vollzugspolizei lagen in etwa auf dem-

selben Niveau wie in den Vorjahren. Im Zuge der Petitionsverfahren wurde jeweils 

das dienstliche Verhalten der betreffenden Beamtinnen und Beamten sorgfältig vom 

zuständigen Polizeipräsidium geprüft.  

 

 

2.3  Straßenverkehrsrecht, Führerschein, Öffentlicher Personennahverkehr, 
Bahn 

 
Wie auch schon in den vergangenen Berichtsjahren stellt sich dieser Bereich auch im 

Jahr 2003 als ein Schwerpunktbereich dar. Dabei war die Zahl der Eingaben im Be-

richtsjahr im Vergleich zum Vorjahr annähernd gleich bleibend.  

 

Die Eingabezahlen zu den einzelnen Schwerpunktbereichen innerhalb des Sachge-

biets, dem Führerscheinwesen, den Problemen des ruhenden Verkehrs und den Pro-

blemen des fließenden Verkehrs, sind in etwa gleich gewichtig. Daneben gab es aber 

auch wieder vereinzelte Eingaben zu den „Randbereichen“ des Sachgebiets, wie zum 

Beispiel dem ÖPNV oder auch dem Kfz-Zulassungswesen.  

 

Die Beschwerden und Schwerpunkte ähneln dabei dem bereits im Jahresbericht für 

das Vorjahr näher Dargestellten.  

 

Mehrere Eingaben erreichten den Bürgerbeauftragten im Zusammenhang mit Fahrer-

laubnisangelegenheiten der Kreisverwaltung Kusel. Hintergrund war die Verwal-

tungspraxis der Kreisverwaltung Kusel in Bezug auf die Neuerteilung von Fahrerlaub-

nissen nach Entzug als Folge von Trunkenheitsfahrten. Sofern das der Fahrerlaub-

nisbehörde vorzulegende medizinisch-psychologische Gutachten die Eignung des 

Bewerbers zum Führen eines Kraftfahrzeugs verneint hatte und gleichzeitig Empfeh-

lungen zu deren Wiederherstellung aussprach, wurde die Neuerteilung der Fahrer-

laubnis in einigen Fällen unter anderem von der vorherigen Erfüllung dieser Empfeh-

lung abhängig gemacht, jedoch ohne dass vor der Erteilung nochmals die Vorlage 

eines weiteren Gutachtens mit einer positiven Prognose gefordert wurde.  

 

Das Ministerium für Wirtschaft, Verkehr, Landwirtschaft und Weinbau beanstandete 

diese Vorgehensweise und vertrat die Rechtsauffassung, dass in diesen Fällen vor 

Erteilung einer Fahrerlaubnis immer ein positives Gutachten vorzulegen ist. Die 
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Kreisverwaltung Kusel wurde nach Überprüfung der Einzelfälle durch das Ministerium 

für Wirtschaft, Verkehr, Landwirtschaft und Weinbau angewiesen, einer größeren 

Zahl von Betroffenen die Fahrerlaubnis wieder zu entziehen. Mehrere der von dieser 

Maßnahme betroffenen Bürgerinnen und Bürger haben sich an den Bürgerbeauftrag-

ten gewandt. Einigen von ihnen konnte – ebenso wie weiteren Betroffenen – im Laufe 

des Petitionsverfahrens die Fahrerlaubnis letztlich erteilt beziehungsweise wieder 

ausgehändigt werden. Die Gründe dafür waren unterschiedlich. So konnten Betroffe-

ne beispielsweise den Nachweis in Form eines positiven Gutachtens erbringen oder 

legten vom Gutachter als erforderlich erachtete Nachweise vor. In anderen Fällen 

wurde die aufschiebende Wirkung von Widersprüchen wieder hergestellt, nachdem 

verschiedene Beschlüsse des Verwaltungsgerichts mit einer entsprechenden Anord-

nung ergangen waren. Dabei hatte das Gericht in den behandelten Fällen den Ver-

trauensschutz der Betroffenen sehr hoch bewertet.  

 

Im Zusammenhang mit einer Petition eines Bürgers ergab sich, dass in anderen Bun-

desländern ein Kurs zur Wiederherstellung der Fahreignung mit dem Namen 

„DRUGS“ angeboten wird, der in Rheinland-Pfalz jedoch nicht anerkannt war. Im 

Rahmen eines Selbstaufgriffs hat der Bürgerbeauftragte eine Überprüfung veranlasst. 

Im Laufe dieses Petitionsverfahrens wurde die Begutachtung des Kursmodells abge-

schlossen. Das Ergebnis hinsichtlich der Geeignetheit und Wirksamkeit des Kurses in 

Bezug auf die Wiederherstellung der Kraftfahreignung bei dem betreffenden Perso-

nenkreis erwies sich als positiv. Das Land Rheinland-Pfalz hat daher den Kurs inzwi-

schen als Kurs zur Wiederherstellung der Fahreignung anerkannt, so dass bei Vorlie-

gen der Zuweisungskriterien auf Empfehlung des Gutachters im medizinisch-

psychologischen Gutachten die Möglichkeit besteht, den Kurs in Rheinland-Pfalz zu 

absolvieren. Dabei kann zwischen Kursangeboten der Impuls GmbH sowie des TÜV 

gewählt werden.  

 

Auch nicht alltägliche Sachverhalte waren Gegenstand von Eingaben in diesem 

Sachgebiet.  

 

So konnte zum Beispiel erreicht werden, dass einer japanischen Mitbürgerin ihre ja-

panische Fahrerlaubnis für die Zeit ihrer Heimreise nach Japan ausgehändigt wird. 

Hintergrund der Eingabe war, dass eine Verlängerung der japanischen Fahrerlaubnis 

erforderlich wurde; auch wenn die Betroffene diese aktuell wegen ihres Aufenthalts in 

Deutschland nicht benötigte, weil sie – wie gesetzlich vorgeschrieben – aufgrund ihrer 
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langen Aufenthaltsdauer eine deutsche Fahrerlaubnis erhalten hatte. Im Rahmen der 

Eingabe wurde aber dargelegt, dass für den Fall, dass die japanische Fahrerlaubnis 

durch Zeitablauf ungültig wird, eine spätere Wiederbeschaffung mit erheblichen Kos-

ten und Mühen, unter anderem einer Nachschulung, verbunden ist.  

 

Vereinzelt wurden auch Probleme im Zusammenhang mit dem ÖPNV an den Bürger-

beauftragten herangetragen. Dabei wurde beispielsweise sowohl eine bessere Bus-

anbindung mittels Petition verfolgt, als auch – in einem Einzelfall – eine Einschrän-

kung des ÖPNV gewünscht, weil der Busverkehr am Wohnhaus, insbesondere an 

Wochenenden, die persönliche Ruhe beeinträchtige. Generell kann jedoch festge-

stellt werden, dass sich – angesichts des hierfür gegebenen besonderen öffentlichen 

Interesses – üblicherweise mehr Bürgerinnen und Bürger für eine Verbesserung und 

Ausweitung der Angebote im öffentlichen Personennahverkehr einsetzen und nicht 

für eine Reduzierung dieses für die Allgemeinheit wichtigen Angebots.  

 

Auch augenscheinlich kleine Fehler können durchaus größere Auswirkungen haben, 

wie der nachfolgende Fall zeigt. Ein Petent beklagte sich über Lärmbelästigungen 

durch Fahrzeuge, die durch eine sehr ungünstige Ampelschaltung und einen hier-

durch entstehenden erheblichen Rückstau verursacht würden.  

 

Die Überprüfung im Rahmen des Petitionsverfahrens ergab, dass die in der Ampelan-

lage installierte Staumeldeanlage für eine hieran angeschlossene Autobahnabfahrt 

nicht mehr korrekt funktionierte. Durch eine ständige fehlerhafte Staumeldung wurde 

die Ampelanlage ungünstig beeinflusst. Die Herstellerfirma sagte die Reparatur in-

nerhalb kürzester Zeit zu. Nachdem die notwendigen Ersatzteile eingetroffen waren, 

wurden die Arbeiten auch umgehend ausgeführt. Der Petent meldete schon kurze 

Zeit später gleichmäßigen Verkehrsfluss.  

 

 

2.4 Ausländerwesen, Staatsangehörigkeit 
 

Im Bereich der ausländerrechtlichen Eingaben ist ein geringfügiger Rückgang zu ver-

zeichnen, wobei dieses Sachgebiet gemeinsam mit den Eingaben, die den Strafvoll-

zug sowie soziale Hilfen betreffen, an vorderster Stelle liegt. Der Rückgang der Ein-

gaben ist in erster Linie darauf zurückzuführen, dass sich deutlich weniger Flüchtlinge 

aus dem ehemaligen Jugoslawien an den Bürgerbeauftragten wandten, wobei der 

Anteil dieser Personengruppe nach wie vor auf hohem Niveau liegt. Der Grund für 
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den Rückgang liegt unter anderem darin, dass zwischenzeitlich eine große Anzahl 

der Flüchtlinge zurückgeführt werden konnte, während die im Bundesgebiet Zurück-

gebliebenen zunehmend aus unterschiedlichen Gründen über gesicherte Aufenthalts-

rechte verfügen. Wie bereits im Vorjahr stammt der größte Teil der Flüchtlinge aus 

dem Kosovo. Dies liegt daran, dass die Rückführung dieses Personenkreises wegen 

der nach wie vor schwierigen Situation im Kosovo behutsam erfolgen soll, sodass sie 

sich über einen längeren Zeitraum erstreckt. Dies führt naturgemäß zu einer weiteren 

Verfestigung im Bundesgebiet, sodass die Rückführung, wenn sie dann ansteht, so-

wohl bei den Betroffenen als auch bei vielen deutschen Mitbürgerinnen und Mitbür-

gern immer wieder auf Unverständnis stößt. Einige Petentinnen und Petenten sind 

erst in jüngerer Zeit erneut ins Bundesgebiet eingereist, nachdem sie zuvor freiwillig 

zurückgekehrt waren und feststellen mussten, dass sie im Kosovo nicht wieder Fuß 

fassen konnten. Eine weitere Personengruppe gehört ethnischen Minderheiten aus 

dem Kosovo an, deren Rückführung zurückgestellt worden ist. Hier kam es teilweise 

auch dadurch zu Problemen, dass strittig war, ob die Betreffenden einer solchen Min-

derheit angehören oder nicht. Seit dem 01.04.2003 gilt diese Regelung jedoch unein-

geschränkt nur noch für Serben und Roma. Bezüglich der Angehörigen anderer eth-

nischer Minderheiten sind nach einer Vereinbarung zwischen dem 

Bundesinnenministerium und dem UNMIK-Sonderbeauftragten in beschränktem 

Umfang Rückführungen möglich. Die Anzahl ist bundesweit bis zum 30.03.2004 auf 

1.000 Personen beschränkt. Für das Land Rheinland-Pfalz ergibt sich eine 

Beschränkung auf 59 Personen. Für die Koordination ist ausschließlich die 

Clearingstelle bei der Stadtverwaltung Trier zuständig. So haben sich bereits einige 

Petentinnen und Petenten an den Bürgerbeauftragten gewandt, deren weiterer 

Aufenthalt aufgrund der geänderten Regelung nicht mehr im bisherigen Umfang 

gesichert ist.   

Gegenüber dem Vorjahr deutlich zugenommen und nunmehr wieder an der Spitze 

liegen die Eingaben von Bürgerinnen und Bürgern, die nach Ablehnung ihrer Asylver-

fahren ein weiteres, nach Möglichkeit dauerndes Bleiberecht begehren. Besonders 

hoch ist hierbei der Anteil von Vietnamesinnen und Vietnamesen, deren Rückführung 

bereits seit einigen Jahren aufgrund des Rückführungsabkommens zwischen der 

Bundesrepublik Deutschland und Vietnam vorgesehen ist. Vielfach verfügen diese 

Personen jedoch nicht über die erforderlichen Reisedokumente, sodass die Duldun-

gen weiter verlängert wurden. Da die letzte Altfallregelung vom 19.11.1999 bereits 

einige Zeit zurückliegt, ergeben sich durch diesen Zeitablauf teilweise recht lange 

Aufenthaltszeiten, die bisweilen über die der Altfallregelung zugrunde liegenden Zei-
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ten hinausgehen. So ergaben sich beispielsweise bei Einzelpersonen, für die der 

Stichtag 01.01.1990 gilt, Aufenthaltszeiten von deutlich über 10 Jahren. Für einige 

Familien mit Kindern ergab sich die Situation, dass zwar am Stichtag 19.11.1999 der 

Lebensunterhalt noch nicht durch eigene Erwerbstätigkeit sichergestellt war, jedoch 

schon kurz darauf Arbeit gefunden werden konnte, sodass die Familien bereits seit 

mehreren Jahren in wirtschaftlich gesicherten Verhältnissen leben. Der Petitionsaus-

schuss des Landtags Rheinland-Pfalz nahm einige Eingaben, bei denen die beab-

sichtigte Rückführung als eine besondere Härte erschien, zum Anlass, diese an die 

Landesregierung zur Erwägung zu überweisen. Hierbei sollten insbesondere der lan-

ge Aufenthalt und die gute Integration der Familien berücksichtigt werden. Da jedoch 

die betreffenden Personen als abgelehnte Asylbewerber vollziehbar ausreisepflichtig 

sind und die Altfallregelung wegen des strikten Stichtagsprinzips keine Anwendung 

finden kann, wurde aufgrund der geltenden Rechtslage auch seitens der Landesre-

gierung keine Möglichkeit gesehen, den betreffenden Familien ein weiteres Bleibe-

recht zu gewähren.  

 

In jüngster Zeit gab es auch einige Eingaben von Chinesinnen und Chinesen, nach-

dem aufgrund einer von der Clearingstelle in Trier durchgeführten Anhörung durch 

chinesische „Experten“ verstärkt Rückreisedokumente ausgestellt wurden. In diesem 

Zusammenhang wurde auch bezüglich der Art und Weise dieser Anhörung Kritik laut, 

die das Ministerium des Innern und für Sport zu einer sorgfältigen Prüfung veranlass-

te. Die Angelegenheit war ferner auch Gegenstand eines staatsanwaltschaftlichen 

Ermittlungsverfahrens. Die Ermittlungen waren zum Ende des Berichtsjahres noch 

nicht abgeschlossen.  

 

Besondere Beachtung fand der Fall, bei dem einer Familie Kirchenasyl gewährt wur-

de. Die zuständige Kreisverwaltung sah zwar von aufenthaltsbeendenden Maßnah-

men für die Dauer des Kirchenasyls ab, erklärte sich jedoch nicht bereit, für den Fall 

des Verlassens eine Duldung zu erteilen. Dies hatte zur Folge, dass die betreffende 

Familie, zu der ein Kleinkind zählt, über rund zehn Monate hinweg die Unterkunft 

nicht verlassen konnte. Die zuständige Kreisverwaltung war erst bereit, dieser für die 

Betroffenen immer belastender werdenden Situation Rechnung zu tragen, als wegen 

eines tatsächlichen Abschiebungshindernisses Duldungen zu erteilen waren.  

 

Soweit an sich ausreisepflichtigen Ausländerinnen und Ausländern wegen vorhande-

ner Abschiebungshindernisse Duldungen erteilt werden, kam es auch im Berichtszeit-
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raum wiederholt zu Problemen mit der Verlängerung, wobei zu berücksichtigen ist, 

dass von der Duldung oft auch der Erhalt des Arbeitsplatzes abhängig ist. Verspätete, 

aber auch kurzzeitige Verlängerungen haben zur Folge, dass der Arbeitsplatz nicht 

selten gefährdet ist. Andererseits wird gelegentlich aber auch über Probleme bei der 

Arbeitsverwaltung im Zusammenhang mit der Verlängerung der Arbeitserlaubnis be-

richtet. Erschwerend kommt hinzu, dass das Zusammenwirken der Ausländerbehörde 

sowie der Arbeitsverwaltung als voneinander unabhängige Stellen von den Betreffen-

den nicht immer richtig erkannt wird. Hier scheint es zumindest in manchen Fällen 

geboten zu sein, dass Ausländerbehörde und Arbeitsverwaltung sich besser abstim-

men und gleichzeitig auch den Betreffenden verdeutlichen, welche Anträge bei je-

weils welcher Stelle zu stellen sind.  

 

Einige Eingaben betrafen Ausländerinnen oder Ausländer, die in einem anderen 

Bundesland Aufenthaltsrecht nehmen wollten, beispielsweise um mit Familienange-

hörigen zusammenleben zu können. Hierbei kam es sowohl vor, dass die Betreffen-

den Rheinland-Pfalz verlassen wollten, als auch, dass sie dorthin wollten. Dies 

gestaltet sich regelmäßig dann schwierig, wenn die Betreffenden bereits 

ausreisepflichtig sind, da in diesem Fall an sich eine Umverteilung nicht mehr möglich 

ist. Eine allgemein gültige Lösung lässt sich auf der Grundlage des derzeitigen 

Ausländerrechts nicht finden. Allerdings ist jeder Einzelfall anders gelagert, sodass 

sich der Bürgerbeauftragte jeweils um eine individuelle Lösung bemüht. 

Erforderlichenfalls wird auch der Petitionsausschuss des betreffenden anderen 

Bundeslandes eingeschaltet.   

Eine im Verhältnis zur Gesamtzahl geringe, insgesamt jedoch nicht unbedeutende 

Anzahl von Eingaben betraf Ausländerinnen und Ausländer, die ins Bundesgebiet 

einreisen möchten, wobei in den meisten Fällen ein Familiennachzug gewünscht 

wurde. Hierbei ist zu berücksichtigen, dass die ausschließliche Zuständigkeit für die 

Erteilung des hierfür erforderlichen Visums bei der jeweiligen deutschen Auslandsver-

tretung liegt, bei der auch die erforderlichen Anträge zu stellen sind. Jedoch ist die 

Ausländerbehörde, in deren Bereich der Wohnsitz genommen werden soll, an dem 

Verfahren zu beteiligen, wobei ihrer Zustimmung durchaus maßgebliche Bedeutung 

zukommt. In diesen Fällen setzt sich der Bürgerbeauftragte bei der zu beteiligenden 

Ausländerbehörde für das jeweilige Anliegen ein.  

 

Gegenüber dem Vorjahr weitgehend unverändert ist die Anzahl von Bürgerinnen und 

Bürgern, die sich im Zusammenhang mit Einbürgerungsverfahren an den Bürgerbe-
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auftragten wenden. In den meisten Fällen ergaben sich Probleme, weil es erforderlich 

ist, die bisherige Staatsangehörigkeit zum Zweck der Vermeidung von Mehrstaatig-

keit aufzugeben. Die Bearbeitung dieser Eingaben gestaltet sich in der Regel recht 

mühsam und zeitaufwändig, weil die Einbürgerungsbehörde jeweils Hinweise gibt, 

welche Schritte sie gegenüber den Behörden des Herkunftslandes für erforderlich 

erachtet. Die betroffenen Bürgerinnen und Bürger geben häufig den Eindruck wieder, 

dass bei den Behörden des Herkunftslandes offensichtlich keine große Neigung be-

steht, ihre Anträge in angemessenen Fristen zu bearbeiten. Nach wie vor werden von 

den Einbürgerungsbehörden hohe Anforderungen an die Intensität der Bemühungen 

gegenüber den Behörden des Herkunftslandes gefordert, sodass eine Fortsetzung 

der Bemühungen nur in Ausnahmefällen für unzumutbar erachtet wird.  

 

Der Bürgerbeauftragte bedauert sehr, dass bisher das beabsichtigte Zuwanderungs-

gesetz noch nicht in Kraft treten konnte. Die menschlichen Schicksale, die in zahlrei-

chen ausländerrechtlichen Eingaben zum Ausdruck kommen, lassen die Einführung 

einer Härtefallklausel als dringend geboten erscheinen, um zumindest in Einzelfällen 

unter humanitären Gesichtspunkten unzumutbare Härten zu vermeiden. Auch von 

den Mitgliedern des Petitionsausschusses wird immer wieder die Möglichkeit ver-

misst, bei besonderen Fallkonstellationen helfen zu können. Hierauf ist unter ande-

rem auch der Abgeordnete Fritz Presl bei der Besprechung des Jahresberichts 2002 

eingegangen, indem er seinen Eindruck wiedergab, dass manches inzwischen leich-

ter und einfacher wäre, wenn das Zuwanderungsgesetz in Kraft getreten wäre. 

Schließlich hat auch die Arbeitsgemeinschaft der Bürgerbeauftragten der Länder an-

lässlich ihrer Tagung am 05./06.11.2003 ein Zuwanderungsgesetz gefordert. Das 

derzeitige Ausländerrecht sei nicht mehr zeitgemäß und führe gelegentlich zu „aben-

teuerlichen“ Entscheidungen der Ausländerbehörden.  

 

 

2.5  Pass- und Meldewesen 
2.6 Personenstandswesen 
 

Die Eingaben zu diesen Sachgebieten liegen wie bereits in den Vorjahren auf niedri-

gem Niveau. 

 

Nach wie vor betrifft ein großer Teil dieser Eingaben ausländische Mitbürgerinnen 

und Mitbürger, für die es immer wieder zu Problemen im Zusammenhang mit stan-

desamtlichen Eintragungen kommt. Im Bereich des Pass- und Meldewesens kam es 
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zu einigen Eingaben, weil getrennt lebende oder geschiedene Eheleute sich nicht 

darüber einigen konnten, bei wem ein gemeinsames Kind anzumelden war oder ob 

ein Kinderpass beantragt werden sollte oder nicht. Es ist aber nicht die Aufgabe der 

Pass- und Meldebehörden, sorgerechtliche Entscheidungen zu treffen.  

 

Von Interesse war auch die Eingabe eines älteren Mitbürgers, der sich dagegen 

wandte, dass eine von ihm veranlasste Auskunftssperre gegen die Veröffentlichung 

seiner Alters- und Ehejubiläen nicht berücksichtigt wurde, sondern von der Meldebe-

hörde mit Ablauf des zweiten auf die Antragstellung folgenden Kalenderjahres aufge-

hoben wurde. Die Meldebehörde vertrat hierzu die Ansicht, dass aufgrund des Mel-

degesetzes nach Ablauf dieser Frist erneut eine Auskunftssperre veranlasst werden 

müsse. Nach geltendem Melderecht muss die Auskunftssperre jedoch auch nach 

Ablauf dieser Frist berücksichtigt werden. Nachdem diesbezüglich eine Klärung durch 

das Ministerium des Innern und für Sport erfolgt war, sicherte die betreffende Ver-

bandsgemeindeverwaltung zu, künftig alle vorliegenden Auskunftssperren unbefristet 

zu registrieren.  

 

 

2.7 Wahlen und Statistik 
2.8 Brand- und Katastrophenschutz 
 

Insgesamt nur wenige Eingaben, jedoch einige mehr als im Vorjahr, erreichten den 

Bürgerbeauftragten zu den oben genannten Sachgebieten.  

 

Im Sachgebiet Wahlen und Statistik beschwerte sich ein Bürger über den Ablauf einer 

so genannten Mikrozensusbefragung. Die Bürgerinnen und Bürger sind durchaus 

verpflichtet, zu statistischen Zwecken Angaben zu machen. Der ausgewählte Perso-

nenkreis ist zur vollständigen, wahrheitsgemäßen und fristgerechten Auskunft ver-

pflichtet. Hinsichtlich der fristgerechten Abgabe vollständiger Auskünfte ist es im Falle 

des Petenten zu Problemen mit dem Statistischen Landesamt gekommen. Im Laufe 

des Petitionsverfahrens sah das Statistische Landesamt von der Vollstreckung eines 

Kostenbescheids ab, nachdem der Petent die Auskünfte vollständig erteilt hatte. Dies 

nicht zuletzt auch, um für die kommenden Jahre eine vertrauensvolle Zusammenar-

beit zu erreichen. Die Auskunftspflicht erstreckt sich nämlich über mehrere Jahre.  

 

Aus dem Bereich des Sachgebiets Brand- und Katastrophenschutz seien beispielhaft 

folgende Fälle genannt:  
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In einer Eingabe befasste sich der Bürgerbeauftragte mit den Problemen eines Mit-

glieds der freiwilligen Feuerwehr, das sich gegen verschiedene ihm gegenüber erho-

bene Vorwürfe durch Vorgesetzte und die zuständige Stadtverwaltung im Zusam-

menhang mit der Ausübung des Feuerwehrdienstes zur Wehr setzte. Das gestörte 

Vertrauensverhältnis konnte letztlich aber leider nicht wiederhergestellt werden, so 

dass das betreffende Mitglied der Feuerwehr seine Entpflichtung beantragte.  

 

Im Rahmen einer weiteren Eingabe befasste sich der Bürgerbeauftragte beispiels-

weise mit der Höhe der Kosten eines Feuerwehreinsatzes im Zusammenhang mit 

einem Mähdrescherbrand. Der Petent beklagte dabei Art und Weise und Dauer des 

Einsatzes sowie der abgerechneten Zahl der Feuerwehrleute. Er führte außerdem 

Beschwerde darüber, dass zur Bekämpfung des Brands ein Zaun beschädigt wurde. 

Den Beschwerden des Petenten konnte im Rahmen des Petitionsverfahrens letztlich 

nicht abgeholfen werden. 

 

Die beiden letztgenannten Beispielsfälle zeigen, wie unterschiedlich die Gesichts-

punkte von Bürgerinnen und Bürgern sich in Eingaben aus dem gleichen Sachgebiet 

darstellen.  

 

 

2.9 Bestattungswesen 
 

Auch aus dem Bereich des Bestattungswesens wurden im Berichtsjahr wieder Prob-

leme und Beschwerden an den Bürgerbeauftragten herangetragen. Dabei war im 

Berichtsjahr eine leichte Zunahme der Eingabezahlen festzustellen. 

 

Bereits im Bericht für das Jahr 2001 hat der Bürgerbeauftragte darauf hingewiesen, 

dass er sich im Zusammenhang mit Angelegenheiten des Friedhofs- und Bestat-

tungswesens insgesamt eine Entbürokratisierung wünschen würde und sich für eine 

großzügigere, gefühlvollere Handhabung, mehr Menschlichkeit und weitestgehende 

Berücksichtigung der Besonderheiten der Einzelfälle einsetzt.  

 

Diesen Wunsch möchte der Bürgerbeauftragte auch in diesem Jahr nochmals aus-

drücklich an die Verantwortlichen herantragen.  
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So musste er sich beispielsweise im Berichtszeitraum mit dem nachfolgenden Fall 

beschäftigen: 

 

Eine Petentin schilderte Probleme im Zusammenhang der in Kürze zu erwartenden 

Beisetzung ihres ca. 90-jährigen Vaters. Die Ortsgemeinde hatte einen neuen Fried-

hof angelegt, der ausschließlich Reihengräber vorsieht. Aufgrund des unmittelbar 

bevorstehenden Todes war absehbar, dass der Vater der Petentin in der ersten zu 

belegenden Grabstätte seine letzte Ruhe finden würde. Dort wollte dieser jedoch aus 

verschiedenen Gründen aufgrund der Lage des Grabs nicht beigesetzt werden. Dem 

Anliegen des noch im Laufe des Petitionsverfahrens verstorbenen Vaters der Peten-

tin, die Bestattung in einem anderen Grab zu ermöglichen, wurde auch im Rahmen 

des Petitionsverfahrens durch die Gemeinde nicht entsprochen.  

 

Nachfolgend setzte sich die gleiche Petentin dafür ein, dass der Familie bereits jetzt 

der Erwerb der benachbarten Grabstätte ermöglicht wird. Hintergrund dieses neuen 

Anliegens war, dass auch die Mutter der Petentin, die mehr als 60 Jahre mit dem 

Verstorbenen verheiratet war, bereits ein Alter von über 80 Jahren erreicht hatte und 

eine spätere Bestattung in benachbarten Grabstätten gewünscht wurde. Zum Bedau-

ern des Bürgerbeauftragten wurde auch diesem Wunsch durch die Gemeinde nicht 

entsprochen. Das Landesgesetz über das Friedhofs- und Bestattungswesen in Rhein-

land-Pfalz verpflichtet die Gemeinden nur dazu, Reihengräber zur Verfügung zu stel-

len. Diese sind grundsätzlich der Reihe nach und entsprechend dem Belegungsplan 

zu belegen.  

 

Die Eingabe der Petentin musste letztlich in allen Punkten nicht einvernehmlich ab-

geschlossen werden. Der Petitionsausschuss überwies die Eingabe aber der Landes-

regierung zur Kenntnis, damit die von der Petentin geschilderten Probleme dort be-

kannt werden und eventuell bei künftigen Neuregelungen und Entscheidungen Be-

rücksichtigung finden würden.  

 

Die Staatskanzlei des Landes Rheinland-Pfalz teilte hierzu unter Bezugnahme auf 

den Überweisungsbeschluss mit, dass nur durch eine Änderung des Bestattungsge-

setzes mit entsprechenden gesetzlichen Regelungen Abhilfe von den geschilderten 

Problemen geschaffen werden könne. Dies sei jedoch derzeit nicht angedacht. 
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Auch folgendes Anliegen wurde an den Bürgerbeauftragten herangetragen, das an 

dieser Stelle erwähnt werden soll, gleichwohl es – wenn überhaupt – nur am Rande 

dem Bereich des Bestattungswesens zugeordnet werden kann.  

 

Eine Petentin, die im Zweiten Weltkrieg schon ihren Vater verloren hatte, schilderte, 

dass auch ihre beiden Brüder im Alter von 3 und 12 Jahren im Keller des Wohnhau-

ses der Familie bei einem Angriff ihr Leben verloren hatten. 

 

Die Mutter wurde schwer am Kopf verletzt, nur die Petentin und ein weiterer Bruder 

blieben unverletzt. Der damalige Pfarrer trug nach Auskunft der Petentin dafür Sorge, 

dass an einem Ehrenmal in der Gemeinde auch der getöteten Brüder der Petentin 

gedacht wurde. Ihre Namen wurden dort angebracht. Die Vertreter der betreffenden 

Ortsgemeinde ließen nun nach Darstellung der Petentin die Namen der Soldaten als 

auch der Kinder entfernen. Stattdessen wurden neue Gedenktafeln an einem Krie-

gerdenkmal errichtet. Die Namen der getöteten Kinder fehlten hierauf jedoch. Die 

Petentin möchte mit ihrer Eingabe erreichen, dass auch ihrer beiden Brüder weiterhin 

gedacht wird – als Mahnung für die Zukunft. Die Überprüfung der Eingabe konnte im 

Berichtsjahr 2003 noch nicht abgeschlossen werden.  
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3 – Gemeindeverfassungsrecht – Kommunales Abgabenrecht 
 

 

Auch in diesem Jahr hielt der Rückgang der Eingaben zu diesem Sachgebiet an, 

auch wenn er längst nicht mehr so deutlich zu verzeichnen war. Als Ursache könnte 

eventuell in Betracht kommen, dass den Bürgerinnen und Bürgern das einheitliche 

System von einmaligen Beiträgen, wiederkehrenden Beiträgen und Benutzungsge-

bühren zunehmend besser vermittelt werden konnte. 

 

 

3.1  Gebühren 
3.2  Beiträge 
3.3  Anschlusskosten 
3.4  Sonstige kommunale Abgaben 
 

Zusätzlich zu den Eingaben, die sich natürlich überwiegend gegen Gebühren- und 

Beitragsbescheide oder Ähnliches richten, bitten Bürgerinnen und Bürger den Bür-

gerbeauftragten auch um Hilfe bei der Vereinbarung von Billigkeitsmaßnahmen, wenn 

die Bescheide dem Grunde nach also letztendlich akzeptiert wurden. 

 

Eine Petentin hatte sich zum Beispiel wegen in beträchtlicher Höhe bestehender of-

fener Abgabenforderungen mit der Bitte um Unterstützung an den Bürgerbeauftragten 

gewandt. 

 

Die Ermittlungen ergaben, dass sich die Rückstände auf 14.548,99 € beliefen. Im 

Rahmen eines von dem Bürgerbeauftragten angeregten Gespräches schlug die Pe-

tentin der Verwaltung eine monatliche Ratenzahlung in Höhe von 100,00 € vor, wo-

hingegen die Verwaltung in Anbetracht der Höhe der Rückstände eine monatliche 

Ratenzahlung in Höhe von 600,00 € anbot. Die Aufrechnung einer von der Petentin 

gegenüber der Verbandsgemeinde geltend gemachten Forderung in Höhe von 

1.661,05 € wegen angeblicher Mehrkosten für die Herstellung eines Kanalanschlus-

ses wurde seitens der Verwaltung abgelehnt. 

 

Dennoch wurden zahlreiche Bemühungen zu einer einvernehmlichen Regelung der 

Angelegenheit unternommen. Unter anderem wurde der Petentin bereits während 

eines Gespräches vorgeschlagen, eine Teilfläche von 770 m² ihres Hausgrundstücks 

(insgesamt 2.667 m²) als Bauplatz zu veräußern. Bis zu einer gewissen Frist wurde 
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der Petentin in diesem Zusammenhang auch eine Stundung angeboten. Auf eine von 

der Petentin beantragte Stundung hin hat der Ortsgemeinderat dann beschlossen, 

einer monatlichen Ratenzahlung in Höhe von 200,00 € zuzustimmen, wenn zuvor der 

Beitragsrückstand aus dem Jahr 2000 vollständig ausgeglichen würde. Auf keines 

dieser Angebote ist die Petentin aber eingegangen. 

 

Im Zuge des Petitionsverfahrens hat die Verbandsgemeindeverwaltung dann auf ver-

schiedene öffentliche Leistungen hingewiesen, auf die die Petentin eventuell einen 

Anspruch geltend machen könnte. Die Petentin wurde dementsprechend informiert 

und gebeten, sich unverzüglich mit der Verwaltung in Verbindung zu setzen. Außer-

dem hat der Bürgerbeauftragte gegenüber der Petentin vorgeschlagen, von ihrer 

Hausbank, falls noch nicht geschehen, prüfen zu lassen, ob der Bank für die Absiche-

rung der der Petentin gewährten Kredite eventuell das oben genannte Hausgrund-

stück abzüglich der möglicherweise zu verkaufenden Teilfläche von ca. 770 m² genü-

gen würde. 

 

Da die Petentin auch diesen Anregungen beziehungsweise Hinweisen über Monate 

hinweg nur unzureichend nachgekommen ist, wurden die Bemühungen seitens des 

Bürgerbeauftragten eingestellt und die Eingabe abgeschlossen. 

 

Teilweise kommt es auch zu Schwierigkeiten, an denen die jeweiligen Bürgerinnen 

und Bürger – salopp gesagt – nicht ganz „unschuldig“ sind. Dies insbesondere dann, 

wenn z.B. mehrere Grundstücke oder vermietete Wohngebäude unter verschiedenen 

Personenkonten bei der zuständigen Kasse geführt und Überweisungen ohne oder 

nur mit unvollständigen Aktenzeichen getätigt werden. Noch komplizierter wird es 

dann auch für die Bürgerinnen und Bürger, wenn einzelne Personenkonten noch of-

fene Abgabenforderungen aus vergangenen Jahren aufweisen. Dann nämlich darf 

die Kasse aktuelle Zahlungen zunächst auf die älteste noch offene Forderung verbu-

chen. Bei solchen Eingaben ist vorrangig in Zusammenarbeit mit der jeweiligen Ver-

waltung der aktuelle Stand aller Konten zu klären, um wieder für Transparenz zu sor-

gen. 

 

So hatte sich zum Beispiel eine Petentin zunächst über die Geltendmachung von 

Mahn- und Mahnnebenkosten durch den Abfallwirtschaftsbetrieb beschwert, da sie 

der Ansicht war, jeweils fristgerecht gezahlt zu haben. Sie legte dem Bürgerbeauf-

tragten die Abfallgebührenbescheide zurückgehend bis ins Jahr 1983 vor. Eine Prü-
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fung der Angelegenheit ergab, dass von der zuständigen Kasse die oben geschilderte 

Praxis angewandt wurde. Die Petentin hat sich dann dazu bereit erklärt, den noch 

ausstehenden Betrag bis auf 20,00 DM zu begleichen. Nachdem die Kreisverwaltung 

dem zugestimmt und die Petentin den Betrag überwiesen hatte, konnte die Eingabe 

einvernehmlich abgeschlossen werden. 

 

 

3.5 Grundstücksangelegenheiten 
3.6 Wirtschaftliche Einrichtungen 
 

Der letztgenannte Bereich konnte in den letzten Jahren wegen der geringen Zahl der 

zu bearbeitenden Eingaben regelmäßig „vernachlässigt“ werden. Auffallend in diesem 

Jahr waren aber einige Eingaben, mit denen sich Bürgerinnen und Bürger über die 

Erhöhung der Gebühren einer städtischen Musikschule für auswärtige, das heißt für 

nicht mit Erstwohnsitz in dieser Kommune gemeldete Kinder beschwerten. Hierauf 

wird im 3. Teil des Jahresberichtes näher eingegangen. 

 

 

3.7 Gemeindeverfassungsrecht 
 

Innerhalb dieses Sachgebiets war über längere Zeit ein recht außergewöhnlicher Fall 

zu bearbeiten. 

 

Der Wohnort eines Petenten liegt auf dem Gemarkungsgebiet dreier Ortsgemeinden. 

Nachdem sein früheres Anliegen, seinen Wohnort insgesamt einer Gemeinde zuzu-

ordnen, in einem früheren Petitionsverfahren gescheitert ist, möchte er jetzt errei-

chen, dass die Teile, die sich in den Gemarkungen von zwei Ortsgemeinden befin-

den, zusammengeführt werden. 

 

Im Laufe des Petitionsverfahrens hat die abgebende Ortsgemeinde dem Anliegen 

auch nach mehrfacher Beratung im Ortsgemeinderat nicht zugestimmt. Nach den 

Feststellungen des Ortsbürgermeisters hätte dies Steuermindereinnahmen von ca. 

600,00 € pro Jahr zur Folge gehabt. Außerdem wäre eine solche Gebietsänderung 

auch mit einem erheblichen Verwaltungsaufwand verbunden zum Beispiel bei der 

Änderung von Flurkarten und Ähnlichem. Für eine Zusammenlegung gegen den Wil-

len einer Gemeinde bestand kein Anlass, sodass dem Anliegen nicht entsprochen 

werden konnte. 
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4 – Tarif-, Beamten- und Sozialversicherungsrecht 
 
 
4.1  BAT und Zusatzversorgung 
4.2  Besoldung, Beihilfe 
4.3  Anstellungsverhältnis 
4.4  Versorgung 
 

Nach einem erheblichen Rückgang im Berichtsjahr 2002 ist die Zahl der Eingaben 

zum Bereich des Tarif- und Beamtenrechts im Jahr 2003 wieder leicht angestiegen. 

Einen Schwerpunkt bilden nach wie vor die Eingaben zu verschiedenen Fragen des 

Beihilferechts für Beamte und Angestellte des öffentlichen Dienstes. 

 

Bei den Eingaben von Angestellten des öffentlichen Dienstes ging es vor allem um 

Fragen der Höhergruppierung und der Arbeitszeit.  

 

Erheblichen Arbeitsaufwand erforderte die Klärung einer Frage im Zusammenhang 

mit der Besoldung eines Beamten, der in Altersteilzeit gegangen war. Der Petent be-

klagte, dass die ihm nunmehr zustehenden Dienstbezüge nicht 83 % seiner früheren 

Nettobezüge erreichen. Die durchgeführten Überprüfungen ergaben, dass dies in der 

Berechnung des Altersteilzeitzuschlags begründet liegt. Der Altersteilzeitzuschlag 

errechnet sich aus der Differenz zwischen den Bezügen, die der Petent aufgrund sei-

nes Dienstes weiterhin erhält, und seinen Nettobezügen. Dabei werden allerdings 

nicht die vor Eintritt in die Altersteilzeit erhaltenen Nettobezüge angesetzt. Vielmehr 

werden die Nettobezüge ohne Berücksichtigung individueller steuerlicher Freibeträge 

(Kinder, Schwerbehinderung usw.) berechnet. Wegen der sich auf diese Weise erge-

benden hohen steuerlichen Abzüge ergibt sich dann ein geringerer Altersteilzeitzu-

schlag. Die in diesem Zusammenhang eingeschaltete Oberfinanzdirektion Koblenz 

verwies auf ein Urteil des Bundesverwaltungsgerichts vom 08.02.2003, wonach es 

sich bei dem Altersteilzeitzuschlag nicht um einen Teil der Dienstbezüge einer Beam-

tin oder eines Beamten handelt. Der Altersteilzeitzuschlag habe weder beamtenrecht-

lichen Alimentationscharakter noch stehe er in unmittelbarem Zusammenhang mit 

den Dienstbezügen. Er solle nicht in einem exakt vorgegebenen Umfang den Besol-

dungsausfall infolge der Teilzeitbeschäftigung ausgleichen. Vielmehr habe der Alters-

teilzeitzuschlag Anreizfunktion. Er solle die Bereitschaft fördern, von der Möglichkeit 

der Altersteilzeit Gebrauch zu machen. Deswegen brauche bei dessen Berechnung 

auf individuelle Verhältnisse keine Rücksicht genommen zu werden.  
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Eine weitere besoldungsrechtliche Frage wurde vom Petitionsausschuss an den Aus-

schuss für Bildung und Jugend überwiesen.  

 

Nach den beamtenrechtlichen und den insoweit inhaltsgleichen rentenrechtlichen 

Regelungen wird Waisengeld nur für eine Übergangszeit von vier Monaten zwischen 

zwei Ausbildungsabschnitten gezahlt. Der Sohn eines verstorbenen Beamten beklag-

te, dass er das ihm zustehende Waisengeld nicht mehr erhält, weil er aufgrund der 

zeitlich vorgezogenen Abiturprüfung innerhalb des Zeitraums von vier Monaten kei-

nen Studienplatz erhalten hat. Die Beratungen im Ausschuss für Bildung und Jugend 

ergaben, dass es sich um kein generelles Problem im Zusammenhang mit dem zeit-

lich vorgezogenen Abitur handelt. Dazu wurde seitens des Ministeriums für Bildung, 

Frauen und Jugend darauf hingewiesen, dass Schülerinnen und Schüler sowie die 

Eltern im Zusammenhang mit der vorgezogenen Abiturprüfung ausdrücklich auf die 

Vier-Monats-Frist hingewiesen werden. Im konkreten Einzelfall hat es sich zudem 

ergeben, dass die Frist auch deswegen überschritten wurde, weil die Klärung der 

Wehrdiensttauglichkeit einen längeren Zeitraum beansprucht hatte.  

 

Die Eingaben zum Beihilferecht hatten sehr unterschiedliche Probleme zum Gegens-

tand.  

 

So sind zum Beispiel Aufwendungen für ärztliche Behandlungen im Ausland nur in 

Höhe der Vergleichskosten bei einer entsprechenden Behandlung in Deutschland 

beihilfefähig. Teilweise abgeschlossen werden konnte dann die Eingabe eines Beihil-

feberechtigten, nachdem die Kosten einer Spezialklinik in Deutschland einschließlich 

der notwendigen Fahrtkosten zu dieser Klinik als Vergleichskosten angesetzt wurden.  

 

Umfangreiche Ermittlungen ergaben in anderen Eingaben, dass die Vereinbarung 

von Wahlleistungen in Krankenhäusern erst dann wirksam wird, wenn sie von beiden 

Seiten verbindlich unterschrieben ist. Diese Regelung führt offenbar an Wochenen-

den und Feiertagen gelegentlich zu Schwierigkeiten, weil auf Seiten der Kliniken dann 

oft keine zeichnungsberechtigten Personen anwesend sind. Im Rahmen der Beihilfe 

können die höheren Aufwendungen für Wahlleistungen aber erst ab Abschluss einer 

wirksamen Vereinbarung anerkannt werden.  

 

Die Kosten für Schwenkstützgriffe zur Benutzung von Toiletten sind nur bei Perso-

nen, die auf einen Rollstuhl angewiesen sind, als Hilfsmittel beihilfefähig. Deswegen 
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konnte der Eingabe einer Petentin nicht entsprochen werden, die einen Schwenk-

stützgriff für einen bestimmten Zeitraum nach einer beidseitigen Hüftoperation benö-

tigte. Die eingeschaltete Oberfinanzdirektion wies darauf hin, dass die Beihilfe gene-

rell nur eine die Eigenvorsorge ergänzende Hilfeleistung darstellt, sodass im Einzelfall 

hingenommen werden müsse, dass eine Eigenbelastung verbleibe. In dem maßgebli-

chen Fall läge auch keine unzumutbare Härte vor, die eine besondere Fürsorgepflicht 

des Dienstherrn auslösen könne.  

 

Auch einem anderen Petenten konnte nicht weitergeholfen werden, weil nach dem 

Beschluss der Mitgliederversammlung der Tarifgemeinschaft der Länder Arbeitneh-

mern, deren Arbeitsverhältnis mit einem öffentlich-rechtlichen Arbeitgeber nach dem 

01.01.1999 neu begründet wurde, keine Beihilfe mehr gewährt wird.  

 

In den Eingaben zum Beamtenrecht ging es unter anderem um Versetzungen, Beur-

teilungen und Beförderungen. 

 

So wohnen und leben viele beim Polizeipräsidium in Ludwigshafen oder beim Poli-

zeipräsidium Rheinhessen in Mainz tätige Polizeibeamtinnen und Polizeibeamte zum 

Beispiel in der Westpfalz. Wegen der damit verbundenen Belastungen begehren sie 

immer wieder ihre Versetzung in den Bereich des Polizeipräsidiums Westpfalz. Dies 

ist regelmäßig mangels entsprechender Stellen jedoch nicht möglich. So konnte im 

Berichtsjahr 2003 dem Versetzungswunsch eines Polizeibeamten nicht entsprochen 

werden, obschon er für die täglichen Fahrten zwischen seinem Wohnort und seinem 

Einsatzort eine Fahrzeit von drei Stunden benötigt und zu Hause bei der Pflege sei-

nes Vaters benötigt wurde.  

 

Die Zahl der Eingaben im Zusammenhang mit der Versetzung von Lehrerinnen und 

Lehrern im Lehrertauschverfahren zwischen den verschiedenen Bundesländern ist 

erheblich zurückgegangen. Dennoch konnte zum Beispiel im Berichtsjahr aufgrund 

einer Eingabe ein Petent im Rahmen dieses Verfahrens vom Schuldienst des Landes 

Hessen in den Schuldienst des Landes Rheinland-Pfalz versetzt werden.  

 

Anders als bei Lehrerinnen und Lehrern besteht für Beamtinnen und Beamte des all-

gemeinen Verwaltungsdienstes keine dem Lehrertauschverfahren zwischen den Län-

dern entsprechende Regelung. Deswegen konnte einer Beamtin, die aus familiären 

Gründen ihren Wohnsitz in Rheinland-Pfalz genommen hatte, lediglich zugesagt wer-
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den, dass man sich weiterhin um eine Einsatzmöglichkeit für sie im allgemeinen Ver-

waltungsdienst bemüht.  

 

Erhebliche Bemühungen des Bürgerbeauftragten waren erforderlich, um die Verset-

zung einer Grundschullehrerin an eine heimatnahe Grundschule zu erreichen. Zu-

nächst war deren Versetzung abgelehnt worden, während gleichzeitig eine Kollegin 

ihrer bisherigen Schule an die angestrebte Schule der Petentin versetzt wurde, ob-

schon dies von ihr nicht ausdrücklich angestrebt worden war.  

 

Auch Stellenkürzungen und Personaleinsparungen stehen vielfach Versetzungser-

wartungen und -wünschen entgegen. Vor diesem Hintergrund war die Versetzung 

eines Beamten einer Fachverwaltung des Landes an seine heimatnahe Dienststelle 

nicht möglich, sodass er weiterhin täglich mehr als 100 km zurücklegen muss, um zu 

seiner Dienststelle zu gelangen.  

 

Nicht entsprochen werden konnte auch dem Anliegen eines älteren Beamten, der 

erreichen wollte, dass Beamtinnen und Beamte mit Vollendung des 50. Lebensjahres 

auf Wunsch nicht mehr beurteilt werden. Obschon Richtlinien einzelner oberster 

Dienstbehörden des Landes vorsehen, dass Beamtinnen und Beamte ab einem be-

stimmten Lebensalter, zum Teil auf Antrag, nicht mehr beurteilt werden, kann nach 

Auffassung des zuständigen Ministeriums des Innern und für Sport auf dienstliche 

Beurteilungen auch bei lebensälteren Beamtinnen und Beamten nicht verzichtet wer-

den, da es sich insoweit um ein Personalführungsinstrument handele. Eine Beurtei-

lung stelle auch keine „entwürdigende Prozedur“ dar, wie vom Petenten vorgebracht 

worden war. 

 

Bei der verhältnismäßig geringen Zahl der Eingaben zu Fragen der  beamtenrechtli-

chen Versorgung ging es – wie in den vergangenen Jahren – wiederum um die Frage 

der Anrechnung bei gleichzeitigem Bezug einer Rente und einer beamtenrechtlichen 

Versorgung.  

 

 

 

 

4.5 Krankenversicherung, Pflegeversicherung 
4.6 Rentenversicherung 
4.7 Unfallversicherung 
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Auch im Jahr 2003 stellte der in die Sachgebiete Krankenversicherung und Pflege-

versicherung, Rentenversicherung und Unfallversicherung aufgegliederte Bereich des 

Sozialversicherungsrechts einen durchaus ins Gewicht fallenden Teil der Gesamtein-

gaben. Dabei war im Bereich der Unfallversicherung, unter den insbesondere Einga-

ben zur Landwirtschaftlichen Berufsgenossenschaft fallen, ein Rückgang der Einga-

bezahlen zu verzeichnen, während die Zahl der Eingaben in dem Bereich Kranken-

versicherung leicht zunahm und im Bereich Rentenversicherungen nahezu gleich 

blieb.  

 

Schwerpunkte im Bereich der Kranken- und Pflegeversicherungen waren auch in die-

sem Berichtsjahr im Wesentlichen Fragen in Bezug auf die Kostenübernahme von 

Medikamenten, Hilfsmitteln und sonstigen Maßnahmen beziehungsweise die Bewilli-

gung und Erhöhung von Leistungen der Pflegeversicherung. Insofern waren im Be-

richtsjahr, anders als im Vorjahr, wo eine erhöhte Anzahl von Bürgerinnen und Bür-

gern sich wegen der Kündigung der freiwilligen Mitgliedschaft in der gesetzlichen 

Krankenversicherung an den Bürgerbeauftragten gewandt hatte, andere Schwer-

punkte nicht zu verzeichnen. Zu dem angesprochenen Themenkomplex des Verlus-

tes des Krankenversicherungsschutzes erreichten den Bürgerbeauftragten im Jahr 

2003 übrigens keine Eingaben mehr.  

 

Erfreut war der Bürgerbeauftragte über den Ausgang einer Eingabe, bei der einem 

schwerhörgeschädigten Kind neue Hörgeräte bewilligt wurden. Dabei wurde im Laufe 

des Petitionsverfahrens festgestellt, dass das Kind andere, höherwertige und damit 

auch teurere Hörgeräte benötigte, als ursprünglich bewilligt. Grund hierfür war unter 

anderem, dass der Junge unter extremer Schweißbildung litt, was wiederholt zum 

Ausfall der zuvor verordneten Hörgeräte führte. Folge dieser Ausfälle waren unter 

anderem Defizite im schulischen Bereich, da das Kind dem Unterricht während der 

Reparaturzeit nicht mehr hinreichend folgen konnte. Letztlich konnte die Hörgeräte-

versorgung entsprechend der Einschätzung der behandelnden Ärzte und auch der 

Eltern so gut als möglich sichergestellt werden.  

 

Insgesamt gestaltet sich die Prüfung und Abwicklung von Petitionsverfahren im Be-

reich der Krankenversicherung und Pflegeversicherung von Einzelfällen abgesehen 

durchaus positiv. Dabei soll nicht unerwähnt bleiben, dass auch Ersatzkassen, die 

nicht der parlamentarischen Kontrolle des Landtags Rheinland-Pfalz unterliegen, wie 
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beispielsweise die Deutsche Angestellten Krankenkasse und die Barmer Ersatzkasse 

oder Techniker Krankenkasse, dennoch bereit sind, mit dem Bürgerbeauftragten des 

Landes Rheinland-Pfalz zusammenzuarbeiten und sich um eine Lösung anstehender 

Probleme zu bemühen. Hierfür möchte sich der Bürgerbeauftragte bei den betreffen-

den Krankenkassen ausdrücklich bedanken.  

 

Im Bereich der Rentenversicherung waren im Berichtsjahr Besonderheiten nicht zu 

verzeichnen. Erneut waren im Wesentlichen Eingaben zu behandeln, in deren Rah-

men Leistungen von den Sozialversicherungsträgern begehrt wurden. Schwerpunkte 

waren dabei Eingliederungsmaßnahmen und Renten wegen Erwerbsminderung und 

–unfähigkeit.  

 

Im Bereich der Unfallversicherung waren nur vereinzelte Eingaben zu bearbeiten, die 

die Land- und Forstwirtschaftliche Berufsgenossenschaft Hessen, Rheinland-Pfalz 

und Saarland betrafen. Im Jahresbericht für das Jahr 2002 wurde vom Bürgerbeauf-

tragten der im Jahr 2002 vollzogene Zusammenschluss der Land- und Forstwirt-

schaftlichen Sozialversicherungsträger angesprochen. Auswirkungen in der Praxis 

oder auch auf die Bearbeitung von Petitionen konnten im Berichtsjahr 2003 nicht 

festgestellt werden.  

 

Weitere Einzelfälle zu den genannten Sachgebieten finden sich im Bereich der Ein-

zelbeispiele dieses Jahresberichts.  

 

Bereits im Berichtsjahr deutete sich an, dass die Neuregelungen des Gesundheits-

modernisierungsgesetzes den Bürgerbeauftragten im kommenden Berichtsjahr wahr-

scheinlich im Rahmen von Eingaben beschäftigen werden. Zumal schon gegen Ende 

des Jahres 2003 Anfragen verunsicherter und besorgter Bürgerinnen und Bürger zu 

den beabsichtigten Änderungen im Gesundheitswesen vorlagen, insbesondere im 

Hinblick auf Zuzahlungen zu Medikamenten. Der Bürgerbeauftragte wird die Entwick-

lung und die Auswirkungen der Reformen im kommenden Jahr sorgfältig beobachten.  
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5 – Sozialwesen 
 
 
Die Eingaben zum Bereich Sozialwesen insgesamt bilden wie bisher einen Schwer-

punkt bei der Arbeit des Bürgerbeauftragten. 

 
 
5.1  Sozialhilfe, soziale Hilfen allgemein 
 
Die Eingaben zur Sozialhilfe und zu allgemeinen sozialen Hilfen sind wie in den Vor-

jahren erneut leicht angestiegen.  

 

Wie in den letzten Berichtsjahren kann bei den Eingaben zu diesem Bereich auch im 

Jahr 2003 kein besonderer Schwerpunkt festgestellt werden. Die Eingaben, die den 

Bürgerbeauftragten zu diesem Bereich erreichen, haben nahezu alle Notsituationen 

zum Gegenstand, in die Menschen geraten können. Verhältnismäßig selten geht es 

ausschließlich um persönliche und familiäre Schwierigkeiten. Regelmäßig beruhen 

die Notlagen, mit denen der Bürgerbeauftragte befasst wird, sowohl auf persönli-

chen/familiären als auch finanziellen Problemen. Häufig liegen den schließlich einge-

tretenen Notlagen auch falsche Einstellungen beziehungsweise falsche Erwartungen 

gegenüber Staat und Gesellschaft zugrunde. Vielfach sind wiederholte Versuche der 

zuständigen Dienststellen und auch von Hilfsorganisationen oder freien Beratungs-

stellen gescheitert, die Petenten zu einer Veränderung ihres Verhaltens zu bewegen. 

Entsprechend seinem gesetzlichen Auftrag bemüht sich der Bürgerbeauftragte auch 

in diesen Fällen, zu einer einvernehmlichen, für alle Beteiligten annehmbaren Lösung 

zu kommen. Dabei reichen aber den Petentinnen und Petenten erteilte Hinweise auf 

gesetzliche Regelungen oder gerichtliche Urteile nicht aus. Vielmehr kann in der Re-

gel eine einvernehmliche Lösung nur dann erreicht werden, wenn es gelingt, die je-

weiligen Petentinnen und Petenten von der Richtigkeit der maßgeblichen gesetzli-

chen Regelung und davon zu überzeugen, dass deren Befolgung für sie von Vorteil 

ist und die damit verbundenen – tatsächlichen oder vermeindlichen – Mühen und 

Nachteile bei weitem geringer sind.  

 

Vor diesen Hintergrund freut es den Bürgerbeauftragten, wenn auch im Berichtsjahr 

der Anteil der einvernehmlich oder teilweise einvernehmlich abgeschlossenen Einga-

ben im Bereich der Sozialhilfe und der sozialen Hilfen allgemein über dem Ergebnis 
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seiner entsprechenden Bemühungen in anderen Tätigkeitsbereichen liegt. Er bedankt 

sich bei den zuständigen Dienststellen für ihre Bereitschaft, den Anliegen der Bürge-

rinnen und Bürger soweit möglich Rechnung zu tragen und zu entsprechen.  

 

Hilfe zur Arbeit 

 

Wie in den vergangenen Jahren wandte sich eine Reihe von Petentinnen und Peten-

ten an den Bürgerbeauftragten, weil sie weiter gehende Hilfen nach dem Bundesso-

zialhilfegesetz anstrebten, um einen Arbeitsplatz zu erhalten oder weil sie mit den von 

einem Sozialamt geforderten gemeinnützigen und zusätzlichen Tätigkeiten nicht ein-

verstanden waren.  

 

Im Berichtsjahr erreichten den Bürgerbeauftragten auch mehrere Eingaben, bei de-

nen es den Petentinnen und Petenten um die Gewährung eines Darlehens oder einer 

Beihilfe für die Beschaffung eines Pkws oder zur Erlangung der Fahrerlaubnis ging, 

um auf diese Weise einen Arbeitsplatz zu erhalten.  

 

Nach den Ermittlungen kann davon ausgegangen werden, dass seitens der Sozial-

ämter Hilfen zur Beschaffung eines (gebrauchten) Pkws und zur Erlangung der Fahr-

erlaubnis mit dem Ziel einer Eingliederung in den Arbeitsmarkt gewährt werden, wenn 

eine konkrete Arbeitsplatzzusage vorliegt, die einen Pkw oder eine Fahrerlaubnis 

ausdrücklich erfordert und das zu erzielende Einkommen mittelfristig ausreicht, um 

unabhängig von Hilfe zum Lebensunterhalt zu leben. Demgegenüber reicht es für 

eine derartige Hilfe im Rahmen des Bundessozialhilfegesetzes nicht aus, dass gene-

rell ein Pkw und eine Fahrerlaubnis von Vorteil bei der Suche nach einem Arbeits-

platz sind. Diese dargestellten Voraussetzungen waren bei den Petentinnen und Pe-

tenten, die sich im Berichtsjahr deswegen an den Bürgerbeauftragten wandten, oft 

nicht erfüllt, wobei auch andere Umstände, wie die Notwendigkeit einer medizinisch-

psychologischen Untersuchung zur Wiedererlangung der Fahrerlaubnis, der Gewäh-

rung von Sozialhilfe entgegenstanden.   

 

Auch im Berichtszeitraum war es wieder notwendig, verschiedene Petentinnen und 

Petenten darauf hinzuweisen, dass das Sozialamt die Hilfe zum Lebensunterhalt kür-

zen und auch völlig einstellen kann, wenn die notwendigen Anstrengungen zur Erlan-

gung eines Arbeitsplatzes nicht nachgewiesen und die geforderten gemeinnützigen 

und zusätzlichen Arbeiten nicht verrichtet werden.  
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Teilweise meldeten sich Petentinnen und Petenten nicht mehr, nachdem sie vom 

Bürgerbeauftragten auf die dargestellten Zusammenhänge hingewiesen worden wa-

ren. Andererseits konnte auch erreicht werden, dass sich Petentinnen und Petenten 

aufgrund dieser Hinweise zusammen mit den örtlichen Sozialämtern erfolgreich um 

ihre Eingliederung in den Arbeitsmarkt bemühten. 

 

So konnte erreicht werden, dass ein Petent nicht mehr zu gemeinnützigen Arbeiten 

herangezogen wurde, nachdem es ihm mit Unterstützung des örtlichen Sozialamtes 

gelungen war, einen seiner qualifizierten Berufsausbildung entsprechenden Teilzeit-

arbeitsplatz zu erlangen. In anderen Fällen wurde die Hilfe zum Lebensunterhalt wei-

ter gewährt, um ein Praktikum zur Vorbereitung für eine spätere Ausbildung zu absol-

vieren.  

 

In einem weiteren Fall verzichtete das Sozialamt auf eine Rückforderung, nachdem 

es dem Petenten nicht zuletzt aufgrund der Erläuterung der Zusammenhänge im 

Rahmen der Eingabe gelungen war, eine Arbeitsstelle zu finden, die ihn und seine 

Kinder unabhängig von Sozialhilfe machte. 

 

Gegen die Heranziehung zu gemeinnützigen und zusätzlichen Arbeiten wird immer 

wieder eingewandt, es bestehe eine Arbeitsunfähigkeit. In einem Einzelfall ergab die 

in diesem Zusammenhang stets erforderliche Stellungnahme des Gesundheitsamtes, 

dass tatsächlich eine Arbeitsunfähigkeit bestand, sodass die eingestellte Hilfe zum 

Lebensunterhalt für einen längeren Zeitraum rückwirkend nachgezahlt wurde.  

 

Integrationshilfe 

 

Die Integration behinderter Menschen hat in den letzten Jahrzehnten erhebliche Fort-

schritte gemacht. Entsprechend dem Wunsch der Betroffenen sind insbesondere im 

Bereich der vorschulischen und schulischen Förderung vielfältige Angebote einer 

integrierten Erziehung und Förderung Behinderter und Nichtbehinderter entstanden. 

Im Bereich der Grundschulen hat das Land Rheinland-Pfalz so genannte Schwer-

punktschulen gebildet, in denen behinderte und nicht behinderte Schülerinnen und 

Schüler gemeinsam beschult werden. Immer mehr Eltern fordern, dass ihre behinder-

ten Kinder statt des „Sonderkindergartens“ die benachbarte Kindertagesstätte besu-

chen können. Die Integration Behinderter in so genannten Regeleinrichtungen ist al-
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lerdings vielfach nur dann möglich, wenn dem behinderten Kind oder der behinderten 

Schülerin/dem behinderten Schüler eine Hilfe zur Seite steht, die behinderungsbe-

dingte Beeinträchtigungen ausgleicht (etwa bei den notwendigen Fahrten, bei der 

Pflege und Hygiene, beim Schreiben von Arbeiten usw.).  

 

Im Berichtszeitraum erreichten den Bürgerbeauftragten verschiedene Eingaben we-

gen der Übernahme der Kosten für derartige Integrationshelferinnen und Integrati-

onshelfer. Die Eingaben konnten regelmäßig einvernehmlich abgeschlossen werden. 

Dabei wurden in einem Einzelfall die Kosten eines Integrationshelfers für einen drei-

zehnjährigen Schüler übernommen, der an einem autistischen Syndrom leidet und 

deswegen die Schule mit dem Förderschwerpunkt ganzheitliche Entwicklung (früher: 

Sonderschule für Geistigbehinderte) besucht, wegen seiner besonderen Begabung 

mit Unterstützung einer Integrationshilfe aber in der Lage ist, am Mathematikunter-

richt eines Gymnasiums teilzunehmen.  

 

Demgegenüber lehnte es ein örtlicher Träger der Sozialhilfe grundsätzlich ab, Kosten 

für eine Integrationshilfe etwa für den Besuch einer so genannten Schwerpunktschule 

zu übernehmen. Zur Begründung verwies er darauf, dass durch den Besuch einer 

Schwerpunktschule gegenüber dem an sich ebenso möglichen Besuch einer Sonder-

schule für den Träger der Sozialhilfe unverhältnismäßige Mehrkosten in Höhe von 

über 25.000,00 € jährlich entstehen würden. Im Übrigen vertrat er die Auffassung, 

dass die notwendigen Unterstützungen und Hilfen im Zusammenhang mit dem 

Schulbesuch von der Schule und nicht vom Träger der Sozialhilfe zu erbringen seien. 

Wegen der grundsätzlichen Bedeutung der Angelegenheit entschied der Petitions-

ausschuss des Landtags Rheinland-Pfalz auf Vorschlag des Bürgerbeauftragten, die 

Angelegenheit dem Ausschuss für Arbeit, Soziales, Familie und Gesundheit und dem 

Ausschuss für Bildung und Jugend zur Beratung zuzuleiten.  

 

Inzwischen ist ein Urteil des Oberverwaltungsgerichts Rheinland-Pfalz ergangen, in 

dem der betreffende örtliche Träger der Sozialhilfe verpflichtet wurde, in einem ähn-

lich gelagerten Fall die Kosten eines Integrationshelfers zu übernehmen. Das Ober-

verwaltungsgericht führt zwar unter anderem aus, dass eine vermehrte integrative 

Unterrichtung behinderter Kinder außerhalb von Sonderschulen wegen der dann oft 

erforderlichen Integrationshilfe zu einer Kostenverlagerung aus dem Bereich der 

Schulverwaltung auf die örtlichen Träger der Sozialhilfe führt. Dem werde sicherlich 

künftig Rechnung getragen werden müssen. Die aus der Sicht der örtlichen Träger 
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der Sozialhilfe unerwünschte Kostenverlagerung könne jedoch nicht zu Lasten behin-

derter Kinder gehen, die für den Besuch einer allgemeinen Schule einen Integrati-

onshelfer benötigten.  

 

Zum Zeitpunkt der Erstellung dieses Berichts waren die Beratungen in den Aus-

schüssen für eine mögliche gesetzliche Regelung wegen der Kosten der Integrati-

onshilfe noch nicht abgeschlossen.  

 

Bestattungskosten 

 

Auch im Berichtsjahr erreichten den Bürgerbeauftragten verschiedene Eingaben, bei 

denen es um die Erstattung von Bestattungskosten durch öffentliche Dienststellen, 

insbesondere durch Sozialämter ging. 

 

Regelmäßig konnte den Petentinnen und Petenten nicht geholfen werden. Das gilt 

insbesondere auch für die Fälle, bei denen jemand die Bestattung einer Verstorbenen 

oder eines Verstorbenen übernommen hatte, obschon er dazu rechtlich in keiner 

Weise verpflichtet war. Dabei handelt es sich regelmäßig um Menschen, die zu den 

Verstorbenen in einer besonderen persönlichen Beziehung standen, etwa als Betreu-

ungsperson oder als Nachbar. Den Hinweis, dass sie sich nicht um die Angelegenheit 

hätten kümmern sollen, dann wäre das Ordnungs- oder Sozialamt eingetreten, emp-

findet auch der Bürgerbeauftragte in hohem Maß unbefriedigend. Auf der einen Seite 

wird bürgerschaftliches Engagement und nachbarschaftliche Hilfe gefordert. Auf der 

anderen Seite werden in solchen Fällen diejenigen allein gelassen und erleiden einen 

Nachteil, die sich bürgerschaftlich engagieren. 

 

Kraftfahrzeughilfe für Behinderte 

 

Nach wie vor unbefriedigend ist für den Bürgerbeauftragten die Situation im Zusam-

menhang mit der Kraftfahrzeughilfe für Behinderte. Unverändert gegenüber den Vor-

jahren mussten Eingaben in diesem Zusammenhang nicht einvernehmlich abge-

schlossen werden, weil das Kraftfahrzeug nicht zur Eingliederung in das Arbeitsleben, 

sondern für die soziale Eingliederung dringend benötigt wurde. Die derzeitige Rechts-

lage und Praxis beeinträchtigt die Bereitschaft von Familien mit behinderten Kindern 

und Jugendlichen, diese bei sich zu Hause zu fördern und zu betreuen. Sie verkennt 

auch, welche Bedeutung die Möglichkeit, ein Kraftfahrzeug zu nutzen, heute für jede 
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Familie mit Kindern und insbesondere mit behinderten Kindern hat und dies gerade, 

wenn sie im ländlichen Raum lebt.  

 
 

5.2 Landespflegegeld, Blindengeld 
5.3 Wohngeld 
5.4 BAföG, Bundeserziehungsgeld 
 
Die Zahl der Eingaben zu den vorgenannten Rechtsgebieten ist im Berichtsjahr er-

heblich zurückgegangen.  

 

Bei den Eingaben zum Wohngeldgesetz sind besondere Schwerpunkte nicht festzu-

stellen. Vielmehr ging es im Wesentlichen um die üblichen Fragen der Einkommens-

berechnung nach dem Wohngeldgesetz, die Höhe der anzuerkennenden Mietkosten 

oder um Fragen der Bearbeitungsdauer.  

 

In einem besonders gelagerten Einzelfall konnte erreicht werden, dass ein Haushalt 

als Drei-Personen-Haushalt nach dem Wohngeldgesetz bewertet wurde, obschon 

lediglich der Vater ständig in der Wohnung lebt, er allerdings regelmäßig von seinen 

beiden Kindern, die wegen seiner Erkrankung in einer Pflegefamilie leben, besucht 

wird.  

 

Gegenstand der Eingaben nach dem Bundesausbildungsförderungsgesetz und nach 

dem Bundeserziehungsgeldgesetz waren verschiedene, teilweise schwierige Fragen. 

So ging es bei einer Eingabe, die zu langwierigen Ermittlungen führte, um die Förde-

rung eines im Ausland absolvierten Praktikums im Rahmen des Bundesausbildungs-

förderungsgesetzes. Wie in diesem Fall konnte auch einer anderen Petentin nicht 

geholfen werden, die es aufgrund von Missverständnissen unterlassen hatte, einen 

Folgeantrag nach dem Bundesausbildungsförderungsgesetz zu stellen.  

 

In einem Einzelfall ergab sich, dass laufende Aufwandsentschädigungen aus einer 

ehrenamtlichen Tätigkeit als Einkommen im Sinne des Ausbildungsförderungsgeset-

zes zu bewerten sind. 

 

Ebenfalls nicht einvernehmlich musste eine Eingabe zum so genannten Meister-

BAföG abgeschlossen werden. Ein vom Petenten vor einigen Jahren absolvierter 

Ausbildungsabschnitt wurde zwar für seine weitere Ausbildung anerkannt, Leistungen 
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nach dem Meister-BAföG wurden ihm aber versagt, weil der gesetzlich geforderte 

zeitliche Zusammenhang seiner Ausbildung nicht mehr gewahrt ist.  

 

In einer anderen, nicht einvernehmlich abgeschlossenen Eingabe ging es einer Pe-

tentin darum, dass die aufgrund eines Vergleiches zu leistende Rückzahlung von frü-

heren Leistungen nach dem Bundesausbildungsförderungsgesetz erlassen oder nie-

dergeschlagen wird. 

 

Nicht entsprochen werden konnte auch der Eingabe eines Petenten, der Erziehungs-

urlaub nach § 15 Absatz 1 des Bundeserziehungsgeldgesetzes beansprucht. Der 

Petent nimmt auf Kosten seines Rentenversicherungsträgers an einer Rehabilitati-

onsmaßnahme in einem Berufsförderungswerk teil. Die Überprüfungen ergaben, dass 

er nicht als Arbeitnehmer im Sinne der genannten Bestimmung des Bundeserzie-

hungsgeldgesetzes zu betrachten ist. Weder zwischen dem Petenten und seiner 

Rentenversicherung noch zwischen ihm und dem Träger des Berufsförderungswer-

kes wurde ein Arbeitsverhältnis begründet. Vielmehr regeln sich die Rechtsbeziehun-

gen des Petenten sowohl zu seiner Rentenversicherung als auch zum Träger des 

Berufsförderungswerks nach den für Rehabilitanten maßgeblichen gesetzlichen Be-

stimmungen des Neunten Buchs des Sozialgesetzbuchs. 

 

Auch ein Ehepaar aus dem Kreis Trier-Saarburg wandte sich an den Bürgerbeauf-

tragten, weil ihm aufgrund der Erwerbstätigkeit des Ehemannes in Luxemburg neben 

den Leistungen nach dem deutschen Erziehungsgeldgesetz erheblich höhere Leis-

tungen des Staates Luxemburg zustehen, der entsprechende Antrag allerdings aus 

Unkenntnis verspätet gestellt wurde. Die im Rahmen der grenzüberschreitenden Zu-

sammenarbeit eingeschalteten Dienststellen des Staates Luxemburg haben ihre Ü-

berprüfungen dazu noch nicht abgeschlossen. 

 

 

5.5 Schwerbehinderte und Kriegsopfer 
 
Die Eingaben zur Schwerbeschädigtenversorgung (Kriegsopfer), zum Schwerbehin-

dertenrecht und im Zusammenhang mit Parkerleichterungen für Behinderte sind ge-

genüber dem Vorjahr erheblich zurückgegangen.  

 

Eingaben zur Schwerbeschädigtenversorgung nach dem Bundesversorgungsgesetz 

gehen zunehmend zurück. Im Berichtsjahr ist dennoch eine Eingabe zu einer Frage 
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der Kriegsopferfürsorge erwähnenswert. Danach hatte die Witwe eines Kriegsopfers 

über viele Jahre einkommens- und vermögensabhängige Leistungen der Kriegsopfer-

fürsorge erhalten. Später wurde bekannt, dass sie ihren dreizehn Enkeln zu Weih-

nachten je 1000 DM geschenkt hatte. Bereits nach einer ersten Klärung der Zusam-

menhänge, wonach der Schenkungsrückforderungsanspruch als begründet zu be-

trachten war, zahlten die beschenkten Enkel beziehungsweise deren Eltern den frag-

lichen Betrag zurück.  

 

Im Schwerbehindertenrecht ging es in verschiedenen Fällen um die Erhöhung des 

festgestellten Grades der Behinderung. Dabei konnte den Petentinnen und Petenten 

vielfach geholfen werden.  

 

Besondere Hervorhebung verdient eine Eingabe, bei der ein Amt für Soziale Angele-

genheiten sich innerhalb weniger Tage die vorhandenen ärztlichen Befundberichte 

beschaffte und einem Petenten die Merkzeichen „aG“, „H“ und „RF“ zuerkannte.  

 

Nicht geholfen werden konnte der jugendlichen Tochter eines Petenten, deren Fähig-

keiten sich nach verschiedenen Operationen und Therapien verbessert hatten. So 

war die Tochter des Petenten nur noch ausnahmsweise auf Gehilfen angewiesen, die 

von ihr zurücklegbare Wegstrecke konnte wesentlich erweitert werden, sodass der 

festgestellte Grad der Behinderung auf nunmehr 70 % reduziert wurde und die zuvor 

zuerkannten Merkzeichen „aG“, „G“ und „H“ wegfielen.  

 

Eine größere Zahl von Eingaben erreichte den Bürgerbeauftragten im Zusammen-

hang mit der Gewährung von Parkerleichterungen für besondere Gruppen Schwer-

behinderter mit dem Merkzeichen „G“.  

 

Schwierigkeiten ergeben sich unter anderem daraus, dass die in nahezu allen Bun-

desländern bestehenden Regelungen für Parkerleichterungen nur für das Gebiet des 

jeweiligen Bundeslandes und nur für dessen Bewohnerinnen und Bewohner gelten. 

Dies bedeutet, dass etwa vom Lande Rheinland-Pfalz ausgestellte Parkerleichterun-

gen in Nordrhein-Westfalen oder Hessen nicht in Anspruch genommen werden kön-

nen, auch wenn ein behinderter Mensch dort seine Einkäufe erledigt und alle ihn be-

handelnden Ärzte und Therapeuten dort ihre Praxis haben. Auf Initiative des Bürger-

beauftragten war dieses Problem Gegenstand der Tagung der Vorsitzenden und 

stellvertretenden Vorsitzenden der Petitionsausschüsse des Bundes und der Länder 
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mit den Bürgerbeauftragten aus Deutschland und dem deutsprachigen Raum Euro-

pas vom 14. und 15.09.2003 in Kiel. Im Ergebnis wurde eine länderübergreifende 

Anerkennung der Regelungen zumindest im „Grenzverkehr“ zwischen den Bundes-

ländern für erstrebenswert gehalten.  

 

Das zuständige Ministerium für Wirtschaft, Verkehr, Landwirtschaft und Weinbau des 

Landes Rheinland-Pfalz ist auf Anregung des Bürgerbeauftragten bemüht, durch Ab-

sprachen mit den benachbarten Bundesländern eine gegenseitige Anerkennung der 

gewährten Parkerleichterungen zu erreichen. Kurz vor Drucklegung dieses Berichts 

wurde bekannt, dass die in Rheinland-Pfalz gewährten Parkerleichterungen in den 

Ländern Hessen, Baden-Württemberg, Nordrhein-Westfalen und Thüringen aner-

kannt werden. Mit weiteren Einzelheiten dazu wird sich der Bürgerbeauftragte in sei-

nem Tätigkeitsbericht für das Jahr 2004 befassen.  

 

Auf Anregung des Bürgerbeauftragten befassen sich auch die für die grenzüber-

schreitende Zusammenarbeit mit den benachbarten Regionen in Frankreich sowie in 

Luxemburg und Belgien zuständigen Stellen mit der Anerkennung der in Rheinland-

Pfalz geltenden Parkerleichterungen.  

 

Mehrfach wurde entsprechend der Empfehlung des Bürgerbeauftragten im Zusam-

menhang mit angestrebten Parkerleichterungen von Petentinnen und Petenten auch 

ein Verschlimmerungsantrag beim zuständigen Amt für soziale Angelegenheiten ge-

stellt, sodass schließlich Parkerleichterungen zuerkannt werden konnten. 

 

 

5.6  Wiedergutmachung, Lastenausgleich, Entschädigung für Häftlinge aus 
der ehemaligen DDR, Aussiedlerhilfe 

 
Zu diesem Tätigkeitsfeld erreichten den Bürgerbeauftragten im Berichtsjahr acht Ein-

gaben. 

 

Hauptsächlich ging es dabei um Fragen des Lastenausgleichs im Zusammenhang mit 

der Wiedervereinigung.  
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5.7 Behindertenrecht 
 
Die Zahl der unter dem Gliederungsgesichtspunkt Behindertenrecht geführten Einga-

ben ist im Berichtsjahr leicht zurückgegangen. Dazu ist allerdings darauf hinzuwei-

sen, dass nicht wenige Eingaben, in denen es um Hilfe für behinderte Menschen 

geht, im Tätigkeitsfeld „Sozialhilfe“ (Gliederungspunkt 5.1) geführt werden. 

 

Nach dem Ausbau der Einrichtungen und Dienste in den vergangenen Jahrzehnten 

wird die überwiegende Zahl behinderter Menschen mit öffentlichen Mitteln unterstützt, 

gefördert und betreut. Dennoch wird der Bürgerbeauftragte immer wieder mit einzel-

nen Fällen befasst, in denen behinderte Menschen oft über viele Jahre ausschließlich 

von Angehörigen und mit deren Mitteln unterstützt wurden. 

 

So lebte ein 58-jähriger Mann über viele Jahre bei seinen Eltern. Nach deren Tod 

wurde er von seiner Schwester betreut und unterstützt. Nachdem diese durch eine 

Erkrankung selbst hilfsbedürftig geworden war, wandte sie sich Hilfe suchend an das 

zuständige Sozialamt. Aufgrund der Eingabe konnte ihr und ihrem Bruder geholfen 

werden, obschon sich dieser zunächst weigerte, entsprechende Anträge zu stellen 

und bei der Klärung der Angelegenheit mitzuwirken.  

 

Eine Erfolg versprechende Hilfe für behinderte Menschen hängt vielfach von dem 

nahtlosen Zusammenwirken der verschiedenen Leistungsträger und Leistungsanbie-

ter ab. Für den Bürgerbeauftragten ist es deshalb besonders erfreulich, dass es häu-

fig gelingt, Schwierigkeiten in diesem Bereich auszuräumen. 

 

Ein außerordentlich schwer behindertes und chronisch krankes Kindes, das rund um 

die Uhr, auch nachts, auf Maßnahmen der medizinischen Behandlungspflege ange-

wiesen ist, kann von seinen Eltern nur aufgrund deren medizinischer Vorbildung be-

treut, gefördert und behandelt werden. Aufgrund einer Eingabe konnte zunächst er-

reicht werden, dass die Kosten für eine weitere besondere Pflegekraft übernommen 

wurden. Schließlich konnte auch erreicht werden, dass das Kind eine nahe seinem 

Wohnort, aber nicht in Rheinland-Pfalz gelegene Schule besuchen kann, wobei Fra-

gen der Fahrtkosten und der Kosten für eine Integrationshilfe ebenfalls geklärt wer-

den konnten.  
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5.8 Gesundheitswesen 
 

Im Berichtszeitraum haben die Eingaben zum Gesundheitswesen gegenüber dem 

Vorjahr leicht zugenommen.  

 

Die größte Zahl der Eingaben zu diesem Bereich kommt von Patienten im Maßregel-

vollzug und insbesondere aus der Klinik Nette-Gut für Forensische Psychiatrie des 

Landeskrankenhauses Andernach in Weißenthurm. Anlass für zahlreiche Eingaben 

war wiederum die Überbelegung des Nette-Gutes und die damit zusammenhängen-

den Schwierigkeiten. Daneben wurde regelmäßig auch das nach Auffassung der Pa-

tienten mangelhafte therapeutische Angebot beklagt. 

 

Aufgrund der besonderen Lebenssituation, in der sich Patienten im Maßregelvollzug 

befinden, betrachtet es der Bürgerbeauftragte als seine Aufgabe, jeden Beschwerde-

punkt akribisch zu klären, sodass die Patienten gewiss sein können, dass sie auch 

außerhalb der Klinik ernst genommen werden und nicht abgeschoben und vergessen 

sind. Gleichzeitig betrachtet der Bürgerbeauftragte es auch als seine Aufgabe, den 

Patienten zu vermitteln, dass alle Maßnahmen und Auflagen darauf ausgerichtet sind, 

ihnen zu helfen und ein straffreies Leben zu ermöglichen. Bei dem Versuch des Bür-

gerbeauftragten, die Petenten und Patienten zu veranlassen, sich ihrer Situation zu 

stellen und die vorhandenen Therapie- und Hilfeangebote anzunehmen, stößt er al-

lerdings oft sehr schnell an seine Grenzen. Vor diesem Hintergrund waren einver-

nehmliche Lösungen kaum erreichbar.  

 

Dank der nachdrücklichen Bemühungen des Ministerums für Arbeit, Soziales, Familie 

und Gesundheit, des Landeskrankenhauses und aller zuständigen Stellen konnten in 

den Jahren 2002/2003 insgesamt 60 neue Plätze im Nette-Gut geschaffen werden. 

Weitere Kapazitätserweiterungen sind geplant. Mitte 2005 sollen zwei weitere Statio-

nen mit insgesamt 36 Plätzen zur Verfügung stehen. Dennoch muss bis auf weiteres 

eine Überbelegung festgestellt werden, die besondere Anforderungen an die Patien-

ten und die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter stellt. Die für die Überbelegung maßgeb-

lichen Gründe und Umstände, wie sie im Jahresbericht 2003 eingehend dargelegt 

wurden, bestehen aber offenbar nach wie vor.  
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Gegenstand weiterer Eingaben zum Gesundheitswesen waren Fragen der Approba-

tion, der Fortbildung der Ärzteschaft, der Notarztversorgung im ländlichen Raum so-

wie die medizinische Versorgung in Krankenhäusern. 

 

Die Entscheidung des pfälzischen Oberlandesgerichts in Zweibrücken, mit dem die 

Unterbringung eines 40-jährigen Mannes in einer geschlossenen Abteilung einer psy-

chiatrischen Klinik für rechtswidrig erklärt wurde, war Anlass für einen Selbstaufgriff 

des Bürgerbeauftragten. Dabei konnte geklärt werden, dass sowohl seitens des Mi-

nisteriums für Arbeit, Soziales, Familie und Gesundheit als auch seitens des Ministe-

riums der Justiz Vorkehrungen getroffen wurden, um eine Wiederholung einer 

rechtswidrigen Unterbringung zu vermeiden. Insbesondere wurde geklärt, über wel-

che Qualifikation die Ärztinnen und Ärzte verfügen müssen, die die notwendigen me-

dizinischen Feststellungen treffen. 

 

 

5.9 Grundsicherung 
 

Zu dem am 01.01.2003 in Kraft getretenen Gesetz über eine bedarfsorientierte 

Grundsicherung im Alter und bei Erwerbsminderung (Grundsicherungsgesetz, GSiG) 

erreichten den Bürgerbeauftragten im Berichtsjahr insgesamt 35 Eingaben. 

 

Wegen der Einzelheiten wird auf die Ausführungen in Teil drei dieses Berichts, Seite 

103 verwiesen. 
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6 – Wirtschaftsordnung 
 
 

6.1 Wirtschaftsförderung 
6.2 Wirtschaftsordnung 
6.3 Fremdenverkehr 
 
In den Sachgebieten 6.1 Wirtschaftsförderung und 6.2 Wirtschaftsordnung war eine 

Zunahme der Eingabezahlen zu verzeichnen, insbesondere im Bereich des Sachge-

biets 6.2 Wirtschaftsordnung. Gleich bleibend gering wie auch in den Vorjahren war 

die Zahl der Eingaben im Bereich des Sachgebiets 6.3 Fremdenverkehr. 

 

Auffallend viele Eingaben erreichten den Bürgerbeauftragten im Berichtsjahr zum 

Sachgebiet 6.2. Grund hierfür war, dass verschiedene Ingenieurbüros aus dem ge-

samten Bundesgebiet gleich lautende Eingaben an die Länderparlamente in der Bun-

desrepublik Deutschland gerichtet hatten. Diese waren auf das Ziel gerichtet, die 

Länder sollten das von den Ingenieurbüros verfolgte Anliegen – eine Anpassung und 

Aktualisierung der Honorarordnung für Architekten und Ingenieure durch den zustän-

digen Verordnungsgeber, den Bund – unterstützen. Ein unmittelbares Tätigwerden 

war dem Bürgerbeauftragten aufgrund seiner gesetzlichen Aufgabenstellung, die das 

Bearbeiten so genannter Legislativeingaben nicht umfasst, jedoch nicht möglich. Die 

Eingaben wurden aber dem Petitionsausschuss des Landtags Rheinland-Pfalz und 

dem Petitionsausschuss des Deutschen Bundestags vorgelegt. Das Petitionsverfah-

ren beim Petitionsausschuss des Deutschen Bundestags, dessen unmittelbare Zu-

ständigkeit hier gegeben ist, ist derzeit noch nicht abgeschlossen.  

 

Nahezu keine Eingaben erreichten den Bürgerbeauftragten zum Sachgebiet Frem-

denverkehr, in dem die Eingabezahlen auch bereits in den vergangenen Jahren mi-

nimal waren.  

 

 

6.4 Wohnungsbauförderung 
6.5 Modernisierung, sonstige Förderprogramme 
6.6 Gesetz zum Abbau der Fehlsubventionierung im Wohnungswesen 
 
Ein leichter Rückgang der Zahl der Eingaben war in den Sachgebieten 6.4 Woh-

nungsbauförderung und 6.5 Modernisierung, sonstige Förderprogramme, zu ver-
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zeichnen; die Zahl der Eingaben im Bereich des Sachgebiets 6.6 Gesetz zum Abbau 

der Fehlsubventionierung im Wohnungswesen hingegen ist deutlich zurückgegangen.  

 

Zwei Eingaben zum Beispiel betrafen die Verschlechterung der Konditionen öffentli-

cher Baudarlehen. So wurde insbesondere der Wegfall der vorzeitigen Ablösemög-

lichkeit von Landesdarlehen mit damit einhergehendem großzügigem Schuldnachlass 

beklagt; dabei wurde aber auch die Informationspolitik der Landesregierung und der 

Landestreuhandstelle kritisiert, weil die betroffenen Darlehensnehmerinnen und Dar-

lehensnehmer über die anstehenden Änderungen nicht unmittelbar schriftlich infor-

miert wurden. Die Petenten beklagten außerdem die nachfolgende Erhöhung des 

ursprünglich extrem niedrigen Zinssatzes von 0,5 % auf 4 %. Beide Petenten wollten 

erreichen, dass ihnen ermöglicht wird, ihr Darlehen auch zum jetzigen Zeitpunkt unter 

Inanspruchnahme des Schuldnachlasses abzulösen.  

 

Die Überprüfung im Rahmen der Petitionsverfahren ergab, dass der Bundesgesetz-

geber zum 31.12.2001 den Wegfall der so genannten „Ablöseverordnung“ gesetzlich 

bestimmt hat. Dies geschah im Rahmen der umfassenden Neuregelung des Woh-

nungsbaureformgesetzes. Nach der umfangreichen allgemeinen Berichterstattung ab 

September 2001 hatte sich das Ministerium der Finanzen nochmals im Dezember 

2001 an die Öffentlichkeit gewandt.  

 

Das Bundesgesetz schreibt eine abschließende Regelung vor, die keinen Spielraum 

lässt, nachträgliche Vergünstigungen sind nicht möglich. Die Ablösung mit Schuld-

nachlass war nur noch bis zum 28.02.2002 möglich, sodass durchaus eine Über-

gangsfrist gegeben war.  

 

Unabhängig vom Wegfall der Ablöseverordnung erfolgte zu einem späteren Zeitpunkt 

eine Anhebung der Zinsen auf zunächst 4 % ab 01.04.2003. Es handelt sich um zwei 

rechtlich getrennt zu bewertende Sachverhalte. Auch die nunmehr gegebene Zinser-

höhung bietet keine Möglichkeit, nachträglich eine Ablösung des Darlehens mit 

Schuldnachlass einzuräumen. Das Ministerium der Finanzen sah daher keine Mög-

lichkeit, den Anliegen der Petenten zu entsprechen.  

 

Im Zusammenhang mit der Kritik an der Informationspolitik gegenüber den betroffe-

nen Darlehensnehmerinnen und Darlehensnehmern schlug der Petitionsausschuss 
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des Landtags Rheinland-Pfalz darum vor, es möge in Zukunft noch intensiver über 

anstehende Änderungen informiert werden.  

 

Das Ministerium der Finanzen sah dieses Anliegen des Petitionsausschusses des 

Landtags Rheinland-Pfalz durchaus als berechtigt an. Es wies aber auch darauf hin, 

dass dem eine Erkundigungspflicht der Geförderten gleichwertig gegenüberstehe.  

 

Und das Ministerium der Finanzen führte aus, dass derzeit mehr als 74.000 Darle-

hensverträge im Rahmen der Wohnungsbauförderung verwaltet werden. Dabei 

stammten die ältesten Verträge aus dem Jahr 1953. Das Zweite Wohnungsbaugesetz 

wurde insgesamt 89-mal geändert, das Wohnraumförderungsgesetz seit seinem In-

Kraft-Treten im Jahr 2001 bereits dreimal. In die Darlehensverträge sind zusätzlich 

Rechts- oder Auffassungsänderungen aus dem Bereich des Zivilrechts eingegangen. 

Die Folge sei eine große Anzahl unterschiedlicher Vertragsmuster, die von Rechts-

änderungen oder Konditionenanpassungen unterschiedlich betroffen werden. Ande-

rerseits enthalten die Verträge seit langem abstrakt formulierte Änderungsvorbehalte, 

was eigentlich auch von den Bauherren zum Anlass genommen werden müsste, sich 

nach anstehenden Rechts- oder Konditionsänderungen zu erkundigen, beispielswei-

se vor dem Abschluss von Anschlussfinanzierungen.  

 

 

6.7 Steuern 
 
Die Zahl der Eingaben im Sachgebiet 6.7 Steuern war im Vergleich zum Vorjahr leicht 

rückläufig. Im Berichtsjahr waren keine über den jeweiligen Einzelfall hinausgehen-

den Fälle in dem genannten Sachgebiet zu bearbeiten. 

 

Erfreulich war zum Beispiel der Ausgang des Petitionsverfahrens einer Petentin, dem 

der nachfolgende Sachverhalt zu Grunde lag. Das landwirtschaftliche Unternehmen 

der Petentin und ihres Ehemanns war von einer hohen Steuernachforderung des Fi-

nanzamts betroffen. Die ursprüngliche Summe belief sich zum Zeitpunkt des Erlasses 

des Steuerbescheides auf 87.000 DM, also mehr als 44.000 €. Grund für die hohe 

Steuerforderung war, dass dem landwirtschaftlichen Unternehmen Schulden in sehr 

großer Höhe durch die Hausbank erlassen worden waren. Dieser so genannte Sanie-

rungsgewinn wurde durch das Finanzamt entsprechend den gesetzlichen Vorschrif-

ten versteuert. Der Sanierungserfolg war hierdurch allerdings bedroht. Dies wurde 
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auch von den rheinland-pfälzischen Finanzbehörden nicht verkannt, die sich daher 

angesichts des Härtefalls um eine Lösung bemühten. Im Laufe des Petitionsverfah-

rens wurde durch die rheinland-pfälzischen Finanzbehörden eine Klärung mit dem 

Bundesministerium der Finanzen herbeigeführt. Es wurde ermöglicht, dass die sich 

aus dem Sanierungsgewinn ergebenden Steuern aus sachlichen Billigkeitsgründen 

abweichend festgesetzt und letztlich auch erlassen werden können. Von dieser nun 

gegebenen Möglichkeit wurde im Fall des landwirtschaftlichen Betriebs Gebrauch 

gemacht mit der Folge, dass sowohl die oben bezeichnete Steuerforderung als auch 

inzwischen angefallene Nebenkosten in Höhe von nun insgesamt mehr als 55.000 € 

erlassen werden konnten.  

 

Nachfolgend konnte für die Petentin in diesem Zusammenhang im Rahmen einer 

weiteren Eingabe aus dem Sachgebiet 8.1 Landwirtschaft und Weinbau außerdem 

erreicht werden, dass im Rahmen der Landwirtschaftsförderung die zunächst abge-

lehnten Ausgleichszulagen für die Jahre 2000 und 2001 doch noch bewilligt wurden. 

Die Zulagen waren nämlich aufgrund des so genannten Sanierungsgewinns und des-

sen Bewertung als Einkommen im Rahmen des oben genannten Steuerverfahrens 

abgelehnt worden. Dies führte dazu, dass von einem sehr hohen Einkommen ausge-

gangen werden musste. Aufgrund der oben dargelegten Vorgehensweise der Fi-

nanzbehörden wurde mit Zustimmung des Ministeriums für Wirtschaft, Verkehr, 

Landwirtschaft und Weinbau und bei einer entsprechenden Auslegung der maßgebli-

chen Verwaltungsvorschriften die Zulage für die genannten Jahre in Höhe von 

11.079,49 € jedoch bewilligt.  

 

Für den betroffenen Petenten ebenfalls sehr günstig stellte sich der Ausgang eines 

weiteren Petitionsverfahrens dar. Probleme mit dem Finanzamt ergaben sich durch 

den Verkauf von Geschäftsanteilen an einer GmbH durch den Petenten. Anlässlich 

des Verkaufs sollte er für die Ablösung von Bankdarlehen der Firma und privater Dar-

lehen des Petenten an die Firma durch den Käufer zur Zahlung von Einkommensteu-

er herangezogen werden. Dies hatte zur Folge, dass der Steuerforderung ein Gewinn 

in Höhe von 352.882,00 DM zu Grunde gelegt wurde. Die hierauf zu zahlende Steuer 

hätte eine Steuerforderung ergeben, die den schon etwas älteren Petenten finanziell 

ruiniert hätte. Der Verkaufserlös aus dem Verkauf der Geschäftsanteile stellte näm-

lich seine Altersversorgung dar. Im Rahmen des Petitionsverfahrens erfolgte im 

Rahmen einer persönlichen Erörterung des Finanzamts mit dem Petenten eine Klä-

rung der Sach- und Rechtslage. Dies führte letztlich zu einer Änderung dahin gehend, 
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dass nur noch der auch vom Steuerberater in der Steuerklärung erklärte Gewinn von 

39.000 DM zu Grunde gelegt wurde.  

 

Nicht entsprochen werden konnte allerdings dem etwas ungewöhnlichen Anliegen 

eines Ehepaares, das im Rahmen eines Verfahrens bei der Bußgeld- und Strafsa-

chenstelle des Finanzamts zu zahlende Beträge nicht an „die Staatskasse“ zahlen 

wollte, sondern die insgesamt 130,00 € zweckgebunden der von ihnen bewohnten 

Gemeinde für einen Spielplatz zur Verfügung stellen wollte. Die Gemeindekasse der 

Ortsgemeinde kommt jedoch nicht als so genannte „Staatskasse“ im Sinne der StPO 

in Betracht. Im Übrigen ist im Hinblick auf die Zuweisung von Geldbeträgen an ge-

meinnützige Einrichtungen auf die von den Oberlandesgerichten Koblenz und Zwei-

brücken erstellten Listen über gemeinnützige Einrichtungen zurückzugreifen. Der 

Kinderspielplatz der betreffenden Ortsgemeinde ist dort aber nicht aufgeführt, sodass 

die Eingabe nicht einvernehmlich abgeschlossen werden musste. 

 

Das grundsätzlich bürgerfreundliche Verhalten der Finanzverwaltung zeigt sich unter 

anderem auch daran, dass der Finanzminister die Finanzämter angewiesen hat, zwi-

schen Weihnachten und Neujahr Bürgerinnen und Bürgern keine „unangenehme“ 

Post wie Steuerbescheide, Mahnungen und Haftungsbescheide zukommen zu lassen 

sowie von der Festsetzung von Zwangsgeldern oder der Einleitung von Bußgeld- o-

der Strafverfahren abzusehen.  
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7 – Kultur 
 
 
7.1  Schulische Angelegenheiten 
 

War an dieser Stelle im Vorjahr noch von einem Anstieg der Zahl der Eingaben zu 

berichten, so ist die Entwicklung in diesem Jahr gegenläufig. 

 

Ein nach wie vor wichtiges Thema für Bürgerinnen und Bürger ist die Übernahme der 

Kosten für die Schülerbeförderung. Zusätzlicher Anlass für Eingaben könnte in die-

sem Jahr auch gewesen sein, dass zahlreiche Landkreise und kreisfreie Städte als 

Träger der Schülerbeförderung angesichts der aktuellen Finanzsituation vermehrt 

Schulwege unter 2 km Länge zu Grundschulen bzw. unter 4 km Länge zu Hauptschu-

len, Realschulen und Gymnasien dahin gehend überprüft haben, ob diese noch als 

„besonders gefährlich“ einzustufen sind. Denn nur dann ist ein solcher Schulweg oh-

ne Benutzung eines Verkehrsmittels nicht zumutbar und der Träger der Schülerbeför-

derung zur Übernahme der notwendigen Fahrkosten, eventuell unter Forderung eines 

Eigenanteiles, verpflichtet. Dabei werden in der Regel auch die zuständigen Polizei-

dienststellen eingebunden, die beispielsweise prüfen, ob der Fußweg über Gehwege 

erfolgen kann oder ausreichend gesicherte Übergänge vorhanden sind. Letztendlich 

kann die Frage, ob ein Schulweg als „besonders gefährlich“ einzustufen ist oder nicht, 

im Einzelfall nur von den Verwaltungsgerichten geklärt werden. 

 

Im Berichtszeitraum waren auch Eingaben zu bearbeiten, mit denen sich Petentinnen 

und Petenten gegen die beabsichtigte Schließung von Grundschulen wandten. In 

einem Fall konnte die Schule wegen der geringen Schülerzahl nicht mehr einzügig 

geführt werden. In einem anderen Fall waren die vorliegenden Einschulungszahlen 

für die kommenden Jahre in dieser Hinsicht zwar ausreichend, es handelte sich aber 

um den kleinsten und am schlechtesten ausgestatteten Standort. Mit der Schließung 

soll erreicht werden, dass die für den Schulbereich zur Verfügung stehenden Haus-

haltsmittel konzentrierter eingesetzt werden können. 

 

Dabei sieht das Verfahren so aus, dass der Schulträger – in beiden Fällen eine Ver-

bandsgemeinde – nach Beschlussfassung im Verbandsgemeinderat einen entspre-

chenden Antrag bei der Aufsichts- und Dienstleistungsdirektion Trier stellt. Diese lei-

tet dann das Verfahren zur Aufhebung der Grundschule ein und hört die zuständigen 
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Gremien der aufzuhebenden wie auch der die Schülerinnen und Schüler aufnehmen-

den Schule an. Außerdem werden Kreisverwaltung, der Bezirkspersonalrat für die 

staatlichen Lehrerinnen und Lehrer an den Grundschulen sowie der Regionaleltern-

beirat beteiligt.  

 

Auch setzte sich eine Auszubildende für den Fortbestand der Gärtnerberufsschul-

klasse an der Fachstelle für Tierhaltung und Futterbau ein. Sie wies insbesondere 

darauf hin, dass die dann erforderliche Fahrt zu anderen Berufsschulen für die Aus-

zubildenden aus bestimmten Regionen mit öffentlichen Verkehrsmitteln quasi unmög-

lich wäre. 

 

Die Aufsichts- und Dienstleistungsdirektion Trier wies dazu darauf hin, dass es be-

reits seit dem Haushaltsjahr 1995 beabsichtigt war, die Anzahl der Berufs- und Fach-

schulklassen an den berufsbildenden Schulen Landwirtschaft zu reduzieren. Im 

Rahmen der vom Ministerrat am 06.05.2003 beschlossenen Agrarverwaltungsreform 

wurden nunmehr auch die landwirtschaftlichen Berufs- und Fachschulklassen redu-

ziert. Die Berufsschülerinnen und -schüler wurden aber auf mögliche Alternativschu-

len außerhalb von Rheinland-Pfalz hingewiesen. Zusätzlich wurde den Schülerinnen 

und Schülern beim Schulwechsel größtmögliche Hilfestellung geleistet. 

 

 

7.2  Weiterbildung 
7.3  Hochschulwesen 
 

Trotz der gestiegenen Anzahl der Eingaben in beiden Bereichen stellen diese The-

menbereiche ein Randgebiet dar. Der Bogen der vorgetragenen Angelegenheiten 

reicht im „Hochschulwesen“ von der Prüfung der Wertigkeit von im Ausland erworbe-

nen Bildungs- und Hochschulabschlüssen über die Studienplatzvergabe oder die Ab-

lehnung einer getroffenen Prüfungsentscheidung bis zur Beschwerde über die verzö-

gerte Ausstellung und Übersendung der Diplomurkunde. 

 

Unter den nachfolgenden Einzelbeispielen befindet sich auch der Fall zweier junger 

Frauen, die nach Beendigung ihrer Ausbildung ein Studium an einer rheinland-

pfälzischen Fachhochschule zum Wintersemester aufnehmen wollten. Problematisch 

war aufgrund der zeitlichen Überschneidung von Ausbildungsende und Ablauf der 

Bewerbungsfrist die rechtzeitige Vorlage des Abschlusszeugnisses. Wie schon vor 

einigen Jahren konnten auch diese Eingaben einvernehmlich geregelt werden. 
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Da alle Petentinnen dieselbe Altenpflegeschule außerhalb von Rheinland-Pfalz be-

sucht hatten, setzte sich der Bürgerbeauftragte – auch auf Anregung des Ministeri-

ums für Wissenschaft, Weiterbildung, Forschung und Kultur – mit der Vorsitzenden 

des dortigen Petitionsausschusses des Landtags in Verbindung, damit dort geprüft 

werden kann, ob die wiederholt aufgetretene Problematik durch eine Berücksichti-

gung der Ausschlussfristen in zulassungsbeschränkten Studienfächern bei der zeitli-

chen Ausbildungsplanung durch die Fachschule behoben werden kann. 

 

Die Vorsitzende des Petitionsausschusses hat daraufhin zwei Vorschläge zur weite-

ren Handhabung der Angelegenheit unterbreitet, deren Umsetzbarkeit allerdings mit 

den zuständigen Ministerien in Rheinland-Pfalz noch nicht abschließend geklärt wer-

den konnte. 

 

 

7.4 Rundfunk, Fernsehen, Gebührenbefreiung 
7.5 Sonstige kulturelle Angelegenheiten  
 

Während im Sachgebiet 7.4 Rundfunk, Fernsehen, Gebührenbefreiung eine deutliche 

Steigerung der Eingabezahl feststellbar war, war die Anzahl der Eingaben zum Sach-

gebiet 7.5. Sonstige kulturelle Angelegenheiten, wie auch bereits im Vorjahr, gleich 

bleibend niedrig 

 

Weit mehr als die Hälfte der Eingaben im Bereich des Sachgebiets 7.4 betraf die Än-

derungen im Kabelnetz zu Lasten des Fernsehsenders MDR. Bürgerinnen und Bür-

ger beklagten, dass in verschiedenen Kabelnetzen die Ausstrahlung des MDR zeitlich 

erheblich eingeschränkt wurde. Der Sender wurde mit dem Kinderkanal auf einen 

Kanal zusammengelegt. Da der Kinderkanal sein Programmangebot erweiterte und 

nun Sendungen bis 21:00 Uhr ausstrahlt, werden in den betreffenden Kabelnetzen 

die Sendungen des MDR erst ab diesem Zeitpunkt übertragen. 

 

Da den Bürgerbeauftragten hierzu so viele Eingaben erreicht haben, hat er dem 

Problem ein Sonderthema in diesem Bericht gewidmet, in dem die Sach- und Rechts-

lage ausführlicher dargestellt ist.  

 

Weitere Eingaben im Sachgebiet bezogen sich, wie auch in den vergangenen Be-

richtsjahren, zumeist auf Fragen zur Zahlung von Rundfunk- und Fernsehgebühren. 
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So wollte beispielsweise ein Student eine Befreiung von der Rundfunkgebührenpflicht 

erreichen. Probleme bereitete dabei, dass das von ihm angegebene Einkommen zu 

niedrig war. Dies mag auf den ersten Blick unverständlich erscheinen. Hintergrund ist 

jedoch, dass bei Angabe einer Einkommenshöhe, die vernünftigerweise nicht zur 

Bestreitung des notwendigen Lebensunterhalts als ausreichend erscheint, die Vor-

aussetzungen für eine Befreiung als „nicht glaubhaft gemacht“ bewertet werden. Viel-

mehr ist die Einkommenssituation dann nicht nachvollziehbar dargelegt, sodass die 

Vermutung besteht, dass weiteres Einkommen vorhanden ist, jedoch nicht angege-

ben wurde. Die Voraussetzungen für eine Befreiung gelten dann in diesem Sinne als 

nicht glaubhaft gemacht, wenn dem Antragsteller zur Finanzierung des täglichen Le-

bensunterhalts nach eigenen Angaben lediglich ein Betrag verbleibt, der wesentlich 

unter dem einfachen Sozialhilfesatz für den Haushaltsvorstand liegt. Dies war bei 

dem Petenten gegeben. Im Laufe des Petitionsverfahrens wies der Petent aber nach, 

dass er einen großen Teil seiner Zeit trotz eigener Studentenwohnung noch im El-

ternhaus verbringt und dort verpflegt wird und auch Lebensmittel erhält, um sich in 

der eigenen Wohnung selbst zu verpflegen. Aufgrund detaillierter Darlegungen konn-

te dem Anliegen letztlich entsprochen werden und die Befreiung von der Rundfunk-

gebührenpflicht wurde erteilt.  

 

Probleme bereitet im Bereich des Rundfunkgebührenrechts immer einmal wieder die 

Frage des Zeitpunkts der Abmeldung von Rundfunkgeräten, also des Endes der 

Rundfunkgebührenpflicht. Beginn und Ende der Rundfunkgebührenpflicht sind in § 4 

des Rundfunkgebührenstaatsvertrags geregelt. Die Gebührenpflicht beginnt mit dem 

ersten Tag des Monats, in dem ein Rundfunkgerät zum Empfang bereitgehalten wird 

und endet mit Ablauf des Monats, in dem das Bereithalten des Geräts endet, jedoch 

nicht vor Ablauf des Monats, in dem dies der Landesrundfunkanstalt angezeigt wor-

den ist.  

 

Eine rückwirkende Abmeldung von Rundfunkgeräten ist demnach aufgrund des ein-

deutigen Wortlauts der entsprechenden Regelung im Rundfunkgebührenstaatsver-

trags ausgeschlossen. Es reicht also nicht aus, sich beispielsweise darauf zu berufen, 

dass bereits seit mehreren Monaten kein Gerät mehr zum Empfang bereitgehalten 

wird. Vielmehr müssen die beiden genannten Voraussetzungen für ein Ende der 

Rundfunkgebührenpflicht vorliegen. 
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7.6.  Kinder-, Jugend-, Personensorge 
 

Die Zahl der unter dem Stichwort Kinder-, Jugend- und Personensorge geführten 

Eingaben ist im Berichtszeitraum gegenüber dem Vorjahr zurückgegangen. 

 

Es ging im Berichtszeitraum zum Beispiel um die Eröffnung einer weiteren Kindergar-

tengruppe, die Aufnahme von Kindern in einen bestimmten Kindergarten oder in eine 

bestimmte Gruppe, die Beförderung zum Kindergarten, die Weiterführung der Kinder-

krippe einer Elterninitiative sowie um Dienstaufsichtsbeschwerden gegenüber Be-

diensteten und die Höhe des Kindergartenbeitrags. In der überwiegenden Zahl der 

Eingaben konnten einvernehmliche oder teilweise einvernehmliche Lösungen gefun-

den werden. 

 

Auch die Übernahme der Kosten für die Behandlung von Lese- und Rechtschreib-

schwächen sowie Rechenschwächen waren erneut Gegenstand von Eingaben.  

 

Auch ging es um die Übernahme der Kosten für die Heimerziehung von Kindern und 

Jugendlichen. Auch die Heranziehung der Eltern zu den Kosten einer Heimunterbrin-

gung war Gegenstand von Eingaben. Dabei konnten nicht selten Eingaben wegen 

der Kostenübernahme für eine Heimunterbringung etwa zur Beschulung usw. nach 

langwierigen Ermittlungen und mit Hilfe weiterer gutachtlicher Stellungnahmen ein-

vernehmlich abgeschlossen werden. 

 

In weiteren Eingaben ging es um Beschwerden über Jugendämter, oft im Zusam-

menhang mit Umgangsregelungen für Kinder bei getrennt lebenden Eltern oder ge-

schiedenen Eltern, um Adoptionsverfahren, um Leistungen an eine Pflegefamilie, um 

Fragen von Leistungen nach dem Unterhaltsvorschussgesetz, des Betreuungsrechts 

und der Familienpflege. 

 

Eingaben zur Kinder-, Jugend- und Personensorge sind regelmäßig sehr arbeitsin-

tensiv, weil unter anderem die Feststellung des maßgeblichen Sachverhaltes, dessen 

Bewertung und Auswertung von Gutachten eigentlich immer umstritten ist. Weiterhin 

bereitet es immer wieder Mühe, das Zusammenwirken von Fachbehörden wie dem 

Jugendamt oder den Betreuungsbehörden auf der einen Seite und den Gerichten auf 

der anderen Seite und die Einflussmöglichkeiten des Bürgerbeauftragten in diesem 

Zusammenhang zu erläutern. 
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7.7 Sport 
 

Nur wenige Eingaben erreichten den Bürgerbeauftragten zum Sachgebiet 7.7 Sport.  

 

So wollte  zum Beispiel der Vorsitzende eines Petanque-Vereins erreichen, dass ihm 

durch die Stadt, in der der Verein seinen Sitz hat, ein Trainingsgelände zur Verfügung 

gestellt wird. Dies war jedoch nicht möglich. Es wurden aber verschiedene Alternati-

ven aufgezeigt, die der Petent nicht akzeptierte. Im Übrigen besteht für den Verein 

die Möglichkeit, auf einem bereits vorhandenen Spielfeld, das an einen anderen Ver-

ein verpachtet ist, Übungsstunden durchzuführen.  
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8 – Landwirtschaft und Umwelt 
 

 

8.1 Landwirtschaft und Weinbau 
8.2 Jagd, Forst, Fischerei 
8.3 Landschaftspflege, Umweltschutz, Tierschutz 
8.4 Katasterwesen 
 
In allen genannten Sachgebieten waren die Eingabezahlen im Berichtsjahr im Ver-

gleich zum Vorjahr annähernd gleich bleibend. Wie auch in den Vorjahren war im 

Sachgebiet 8.1 Landwirtschaft und Weinbau der Schwerpunkt der Eingaben in den 

Bereichen der Fördermittel für Landwirtschaft und Weinbau und der Flurbereinigung 

zu sehen. Dabei waren im Berichtsjahr aber keine Eingaben und Sachverhalte zu 

verzeichnen, die Besonderheiten aufweisen.  

 

Erwähnenswert sind zwei Eingaben aus dem Bereich des Sachgebiets 8.2 Jagd, 

Forst, Fischerei. Hier setzten sich Petenten für die Erhaltung des Naherholungsge-

biets Landshuber Weiher ein. Konkret wandten sich die Petenten gegen die Umges-

taltung und Sperrung verschiedener Waldwege im Bereich des genannten Naherho-

lungsgebiets Landshuber Weiher. Aus Sicht der Petentinnen und Petenten führten die 

Änderungen zu einer erheblichen Einschränkung der Nutzung des Naherholungsge-

biets für die Bürgerinnen und Bürger. 

 

Im Laufe des Petitionsverfahrens wurde, um die unterschiedlichen Bewertungen zu 

erörtern und mögliche Ansätze für einen Interessenausgleich zu erarbeiten, eine Ge-

sprächsrunde veranlasst, zu der alle am Verfahren Beteiligten eingeladen wurden. 

Auch eine von Bürgerinnen und Bürgern gegründete Interessengemeinschaft nahm 

an der Gesprächsrunde teil. In dem dann geführten offenen Gespräch aller Beteilig-

ten konnte ein auch aus Sicht der Petenten sehr gut vertretbarer Kompromiss erar-

beitet werden.  

 

Das Sachgebiet 8.3 Landschaftspflege, Umweltschutz, Tierschutz vereint, wie sich 

schon aus den einzelnen Teilbereichen ergibt, die unterschiedlichsten Eingaben und 

Sachverhalte. Schwerpunkte innerhalb des Sachgebiets 8.3 Landschaftspflege, Um-

weltschutz, Tierschutz waren im Berichtsjahr nicht ersichtlich. 

 

Zum Sachgebiet 8.4 Katasterwesen, in dem die Eingabezahlen nahezu gleich blei-

bend zum Vorjahr waren, ist festzustellen, dass Bürgerinnen und Bürger immer wie-
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der erbittert gegen Entscheidungen der Katasterbehörden ankämpfen. Hier waren 

auch im Berichtsjahr Eingaben zu bearbeiten, in denen die Petenten sich über die 

Höhe von Vermessungsgebühren oder über das Erheben von Gebühren im Vermes-

sungswesen generell beschwerten.  

 

Besondere Emotionen seitens der Bürgerinnen und Bürger gehen aber mit den Ein-

gaben einher, bei denen es um aus ihrer Sicht gegebene fehlerhafte Grenzfeststel-

lungen zum Nachbargrundstück geht. Nahezu regelmäßig ergibt sich im Verlauf des 

Petitionsverfahrens, dass langjährige Nachbarschaftsstreitigkeiten hierbei eine erheb-

liche Rolle spielen. So ging ein Petent beispielsweise soweit, zu behaupten, Verwal-

tungsmitarbeiterinnen und -mitarbeiter hätten dem Nachbarn geholfen, den Grenz-

stein zu seinen Ungunsten zu versetzen. In derart gelagerten Fällen ist es schwierig, 

zu einer Lösung im Sinne der betroffenen Bürgerinnen und Bürger zu kommen, da 

eine sachliche Auseinandersetzung häufig kaum möglich ist.  

 

 

8.5  Gewässerunterhaltung, Wasserrecht, Hochwasser 
8.6  Frisch- und Abwasser, Strom- und Gasversorgung 
 

Die Anzahl der Petitionen zu Ziffer 8.5 bewegt sich in etwa auf dem Stand der Vorjah-

re, die zu Ziffer 8.6 hat um ein Drittel abgenommen, ohne dass diese Entwicklung 

erklärbar wäre. 

 

So hatte sich zum Beispiel ein Petent im Sommer telefonisch an das Büro des Bür-

gerbeauftragten gewandt und mitgeteilt, dass ein Bach seit ca. vier Wochen kein 

Wasser mehr führe, weil das Wasser im Bereich der den Bach kreuzenden Kanalisie-

rung/Verrohrung versickere beziehungsweise Wasser zur Einspeisung ins Wasser-

versorgungsnetz entnommen werde. Dies sei schon einmal 1998 für wenige Stunden 

der Fall gewesen. Dann sei aber von der ehemaligen Bezirksregierung eine Verfü-

gung erlassen worden, mit der die Wasserentnahme untersagt worden sei. Der Pe-

tent wollte erreichen, dass erneut eine solche Verfügung ergeht. Zusätzlich sollten 

bauliche Maßnahmen durchgeführt werden, damit in Zukunft eine Versickerung an 

der fraglichen Stelle verhindert wird. 

 

Die Ermittlungen ergaben unter anderem, dass in dieser Region insbesondere aber 

dieser Bach für seine extreme Reaktion auf trockene Wetterperioden bekannt ist. 

Weiterhin wird der Bach durch eine genehmigte Abwasserleitung der Verbandsge-
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meindewerke gekreuzt. Anhaltspunkte für eine Wasserversickerung durch Drainwir-

kung oder einen Defekt des Abwasserrohres lagen zum Prüfzeitpunkt nicht vor. Au-

ßerdem betreiben die Verbandsgemeindewerke einer anderen Verbandsgemeinde im 

Einzugsbereich dieses Baches mehrere genehmigte Tiefbrunnen, die der öffentlichen 

Trinkwasserversorgung dienen. Daher ist es möglich, dass die Wasserführung des 

Baches durch vermehrte Wasserförderung in Mitleidenschaft gezogen wurde. Es wird 

jedoch kein Wasser aus dem Bach selbst entnommen. Jedenfalls sahen die einge-

schalteten Stellen keinen Handlungsbedarf. 

 

Ein anderer Petent beschwerte sich beispielsweise darüber, dass die entlang seinem 

Wohngrundstück verlegte Kanalisation nicht ausreichend dimensioniert sei, sodass 

sein Keller bei einem stärkeren Regenereignis überflutet werde, was bereits zu nicht 

unbeträchtlichen Schäden geführt habe. Im Laufe des Petitionsverfahrens hat die 

Verbandsgemeinde Baumaßnahmen durchführen lassen, die dazu führen sollen, 

dass eine Beeinträchtigung aus Regenereignissen durch das Kanalsystem der Ver-

bandsgemeindewerke nicht mehr auftritt.  

 

 

8.7 Gewerbeaufsicht 
8.8 Immissionsschutz, Schornsteinfeger 
 
Während die Zahl der Eingaben im Sachgebiet 8.7 Gewerbeaufsicht im Verhältnis 

zum Vorjahr leicht zunahm, konnte zum Sachgebiet 8.8 Immissionsschutz, Schorn-

steinfeger ein Rückgang der Eingaben verzeichnet werden.  

 

Im Sachgebiet 8.7 Gewerbeaufsicht waren keine Schwerpunkte oder sonstige Be-

sonderheiten zu verzeichnen. 

 

Auch die Art der Eingaben zum Sachgebiet 8.8 Immissionsschutz, Schornsteinfeger 

unterscheidet sich nicht von vergangenen Jahren. Schwerpunkte waren auch im Be-

richtsjahr Eingaben zu Lärmbelästigungen.  

 

Auch in diesem  Berichtsjahr erreichten den Bürgerbeauftragten wieder Eingaben 

zum Bereich des Schornsteinfegerwesens. Zumeist handelte es sich um Beschwer-

den, die auf Änderungen der gesetzlichen Vorschriften gerichtet waren. In diesen 

Fällen ist eine unmittelbare Zuständigkeit des Petitionsausschusses des Landtags 
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Rheinland-Pfalz für die Bearbeitung der Petitionen gegeben, da es sich dann um so 

genannte Legislativeingaben handelt.  

 

Nur wenige Beschwerden, die den Bürgerbeauftragten erreichten, bezogen sich auf 

das konkrete Verhalten von Bezirksschornsteinfegermeistern beziehungsweise deren 

Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter. Wie in allen anderen Bereichen auch kann es natür-

lich auch hier dazu kommen, dass Bürgerinnen und Bürger mit Beanstandungen oder 

Anordnungen nicht einverstanden sind.  

 

Eine Besonderheit war im Berichtsjahr dennoch zu verzeichnen. Der Bürgerbeauf-

tragte erhielt im Rahmen seiner Tätigkeit einen Hinweis darauf, dass die Europäische 

Kommission die deutsche Rechtslage in Bezug auf das Schornsteinfegerwesen auf 

ihre Vereinbarkeit mit europäischem Recht überprüft und die deutsche Regierung 

offensichtlich auf Bedenken hinsichtlich des deutschen Schornsteinfegergesetzes 

hingewiesen hatte. Diese Information nahm der Bürgerbeauftragte zum Anlass, sich 

sowohl mit dem Bundesministerium für Wirtschaft und Arbeit als auch mit der EU-

Kommission in Verbindung zu setzen, um nähere Informationen zu erhalten. 

 

Das Bundesministerium für Wirtschaft und Arbeit teilte daraufhin mit, dass es zutreffe, 

dass die EU-Kommission an die Bundesregierung herangetreten ist und auf Beden-

ken hinsichtlich der Vereinbarkeit des Gemeinschaftsrechts mit dem deutschen 

Schornsteinfegerrecht hingewiesen hat.  

 

Auch die Europäische Kommission bestätigte, dass entsprechende Ermittlungen auf-

genommen wurden. Grund hierfür waren Beschwerden und Petitionen an das Euro-

päische Parlament und parlamentarische Anfragen. Die Bedenken beziehen sich ins-

besondere darauf, dass die deutsche Rechtslage es einerseits Schornsteinfegern aus 

anderen Mitgliedstaaten der Union unmöglich mache, ihre Dienste in Deutschland 

anzubieten und es andererseits deutschen Schornsteinfegern nicht möglich sei, ihre 

Dienstleistungen außerhalb Deutschlands zu erbringen.  

 

Sowohl das Bundesministerium für Wirtschaft und Arbeit als auch die Europäische 

Kommission haben zugesagt, den Bürgerbeauftragten über den Abschluss des Ver-

fahrens zu informieren. Der Bürgerbeauftragte wird bei neuen Entwicklungen weiter 

berichten.  
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8.9  Abfallwirtschaft 
 

Nach einem Anstieg der Zahl der Eingaben im Jahr 2002 ist diese jetzt wieder auf 

den Stand des Jahres 2001 zurückgegangen. 

 

Im Berichtsjahr waren zwei interessante Fälle durch den Bürgerbeauftragten zu klä-

ren, bei denen der Abfallwirtschaftsbetrieb den bei den Petentinnen und Petenten 

anfallenden Hausmüll nicht unmittelbar an deren Wohngrundstücken abholen kann. 

 

In einem der Fälle wohnen die Petenten sowie deren Nachbarn außerhalb der Ortsla-

ge unmittelbar am Waldrand. Die Grundstücke sind nur über einen ca. 500 Meter lan-

gen Wirtschaftsweg zu erreichen, der für Fahrzeuge aller Art, außer für die Forstwirt-

schaft, gesperrt ist. Die Petenten berichteten von Schwierigkeiten hinsichtlich der 

Müllabfuhr, nachdem eine seit 1983 praktizierte Vorgehensweise durch die Stadt 

nicht mehr geduldet und eine Schranke zur Absperrung des Wirtschaftsweges errich-

tet wurde.  

 

Der Abfallwirtschaftsbetrieb teilte hierzu mit, dass die Müllfahrzeuge bisher den Wirt-

schaftsweg benutzt haben und nach Abholung des Abfalls noch ca. 500 Meter weiter 

in den Wald hineinfahren mussten, um auf einer Kreuzung von Waldwegen wenden 

zu können. Diese schon immer schwierige Vorgehensweise war nach Anbringung der 

Schranke nicht mehr möglich. Die Stadt begründete die Vorgehensweise insbesonde-

re damit, dass weitere Schäden an dem Waldweg abgewendet und illegaler Pkw-

Verkehr unterbunden werden soll. Die Fortführung der bisherigen Praxis konnte auch 

im Petitionsverfahren nicht erreicht werden. 

 

Das Wohngrundstück des anderen Petenten liegt in zweiter Baureihe und grenzt nicht 

an eine öffentliche Verkehrsanlage an. Da die Müllfahrzeuge den vorhandenen priva-

ten Erschließungsweg nicht vorwärts befahren können, kann der Hausmüll des Pe-

tenten nicht unmittelbar an seinem Wohnhaus abgeholt werden. Zur Lösung des 

Problems schlug der Petent vor, dass er auf dem ebenfalls in seinem Eigentum ste-

henden angrenzenden Grundstück eine Rücksetzzone/Wendeplatz für die Fahrzeuge 

des Abfallwirtschaftsbetriebes herstellt, sodass die Fahrzeuge die Wegeparzelle bis 

zum Wohnhaus des Petenten vorwärts befahren können. Im Laufe des Petitionsver-

fahrens hat der Abfallwirtschaftsbetrieb einen entsprechenden Ortstermin unter Betei-
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ligung des Abfuhrunternehmens sowie der zuständigen Berufsgenossenschaft durch-

geführt. 

 

Demnach besteht bei Herstellung der Rücksetzzone zwar die Möglichkeit, dass das 

Müllfahrzeug vorwärts in das Grundstück einfahren und die Entsorgung unmittelbar 

an dem Wohngrundstück des Petenten erfolgen könnte. Allerdings ist die Anfahrt zum 

Grundstück des Petenten ohne eine Veränderung des Zufahrtsweges an einem ande-

ren Anwesen nicht möglich. Bei dem Zufahrtsweg handelt es sich aber lediglich um 

eine öffentlich-rechtlich über Baulasten gesicherte Zufahrt, die über mehrere Privat-

grundstücke verläuft. Die Stadtverwaltung vertrat deshalb die Ansicht, dass eine be-

hördliche Anordnung zur Veränderung der Zufahrt über die durch Baulast gesicherte 

Zufahrtsfläche hinaus nicht möglich ist, da die vorhandene Zufahrt für die Erschlie-

ßung des Wohngrundstücks des Petenten insgesamt ausreicht. 

 

Einer anderen Petentin wiederum gefiel es nicht, dass der Hausmüll beziehungswei-

se die Gelben Säcke zu „unchristlichen Zeiten“ – gegen 06:00 Uhr – abgeholt wur-

den. Die Ermittlungen ergaben, dass wohl schon vor der Eingabe die Abfuhrpläne 

dahin gehend geändert wurden, dass u.a. die Straße der Petentin nicht mehr vor 

07:00 Uhr angefahren wird. Ursache für die Beschwerden waren eingesetzte Ersatz-

fahrer, denen die Regelung nicht bekannt war. 

 

Eine weitere Eingabe steht in Zusammenhang mit mehreren Abfallgebührenbeschei-

den, die nach Ansicht eines Petenten rechtswidrig ergangen sind. Der Petent erhob 

Beschwerde gegen den Landrat sowie den 1. Beigeordneten des Landkreises. Nach 

der Stellungnahme der Kreisverwaltung stellt sich der der Eingabe zugrunde liegende 

Sachverhalt folgendermaßen dar: 

 

1999 erging ein Abrechnungsbescheid des Abfallwirtschaftsbetriebes, in dem zu 

Gunsten des Petenten eine Überzahlung von 117,50 DM ausgewiesen wurde. Durch 

ein Versehen des Eigenbetriebes wurden aber tatsächlich 148,75 DM an den Peten-

ten erstattet. 

 

Mit Datum vom 11.09.2001 wurde dann der in Höhe von 31,25 DM überzahlte Betrag 

zuzüglich Mahngebühren und Portokosten (insgesamt 38,45 DM) bei dem Petenten 

angemahnt. 
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Auf die Einwände des Petenten hin wurde die Angelegenheit durch den Werkleiter 

überprüft und der Sachverhalt dem Petenten gegenüber durch den 1. Beigeordneten 

geklärt. Im Hinblick darauf, dass der Abrechnungsfehler bereits aus dem Jahre 1999 

datierte, wurde die Mahnung storniert und aus Kulanzgründen seitens des Abfallwirt-

schaftsbetriebes auf den Betrag von 38,45 DM verzichtet. Im Anschluss daran mach-

te der Petent gegenüber dem Abfallwirtschaftsbetrieb als Ersatz für die bei der Auf-

klärung des Sachverhalts von ihm angeblich aufgewandten 138 Arbeitsstunden ein 

"Honorar" von 417,60 DM inklusive Mehrwertsteuer geltend. Der 1. Beigeordnete des 

Landkreises teilte daraufhin mit, dass seitens des Abfallwirtschaftsbetriebes keine 

Rechtsgrundlage für eine "Honorarforderung" gesehen wird, weshalb eine entspre-

chende Zahlung verweigert wurde. Der Landrat hat die von dem Petenten wegen des 

danach folgenden Verwaltungshandelns gegen den 1. Kreisabgeordneten erhobene 

Aufsichtsbeschwerde zurückgewiesen. Nach Prüfung des Vorganges durch die Auf-

sichts- und Dienstleistungsdirektion konnte auch diese kein Fehlverhalten des Land-

rates erkennen. 

 

Im Zuge des weiteren Petitionsverfahrens wurde die Eingabe dem Ministerium des 

Innern und für Sport vorgelegt. Das Ministerium teilte mit, dass die Beurteilung des 

Sachverhalts abschließend nicht möglich sei, formal juristisch sei der Vorgang aber 

nicht zu beanstanden. Angesichts des sehr unglücklich verlaufenden Verfahrens soll-

te aber seitens der Kreisverwaltung über eine Aufhebung des Gebührenbescheides 

für das Widerspruchsverfahren nachgedacht werden. Eine entsprechende Einigung 

konnte dann im Rahmen einer weiteren mündlichen Erörterung vor dem Kreis-

rechtsausschuss erzielt werden. 
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9 – Bauordnungs- und Bauplanungsrecht 
 
 
9.1  Bauleitpläne und Regionalplanung 
9.2  Baugenehmigungsverfahren 
 

Die Zahl der Eingaben zu diesen Themen ist in etwa auf dem Stand des Vorjahres. 

 

In Anbetracht der weiterhin eingehenden Petitionen, die die Errichtung von Mobil-

funkanlagen zum Gegenstand haben, kann festgestellt werden, dass dies noch im-

mer ein leidiges Thema für die Bürgerinnen und Bürger darstellt. Es ist allerdings be-

absichtigt, die Landesbauordnung von Rheinland-Pfalz entsprechend der Muster-

Bauordnung dahin gehend zu ändern, dass auch eine mit der Errichtung einer Mobil-

funkanlage verbundene eventuelle Nutzungsänderung einer bereits vorhandenen 

baulichen Anlage zukünftig genehmigungsfrei sein soll. Hier wird dem Aspekt Rech-

nung getragen, dass ein entsprechender Bauantrag grundsätzlich zu genehmigen ist, 

wenn die Standortbescheinigung von der Regulierungsbehörde für Telekommunikati-

on ausgestellt wird. 

 

Nach der Bewertung der neueren wissenschaftlichen Literatur ergab sich für die 

Strahlenschutzkommission als wissenschaftliches Beratungsgremium des zuständi-

gen Bundesministers für Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicherheit bisher aber 

auch kein wissenschaftlich begründeter Verdacht auf zusätzliche, insbesondere a-

thermische Gesundheitsbeeinträchtigungen. Für eine Absenkung der Grenzwerte 

beim Mobilfunk ist für die Strahlenschutzkommission derzeit keine wissenschaftliche 

Begründung erkennbar, die Anlass gäbe, das bisherige Grenzwertkonzept der Ver-

ordnung über elektromagnetische Felder (26. BImSchV) zu ändern. 

 

Neu war für den Bürgerbeauftragten das Problem eines Petenten, der auf dem Dach 

seines Wohnhauses eine Solar-/Fotovoltaikanlage hatte installieren lassen. Er be-

schwerte sich jetzt darüber, dass die Anlage durch ein in der Nachbarschaft gelege-

nes Bauvorhaben weniger Leistung erbringt. Er machte geltend, dass seine diesbe-

züglichen Belange im Baugenehmigungsverfahren nicht ausreichend berücksichtigt 

wurden. Der Petent wollte daher die Kosten von der Stadt Landau ersetzt bekommen, 

die für die erneute Ausrichtung der Solarmodule anfallen. 
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Im Laufe des Petitionsverfahrens hat die untere Bauaufsichtsbehörde mitgeteilt, dass 

durch die den Nachbarn des Petenten erteilte Baugenehmigung keine nachbarschüt-

zenden Bestimmungen verletzt wurden. Insbesondere sind die Abstandsflächen zum 

Baugrundstück des Petenten eingehalten, die den Zweck haben, dass Nachbar-

grundstücke ausreichend belichtet und besonnt werden können. Dem Anliegen des 

Petenten konnte daher nicht entsprochen werden. Darüber hinaus ist der Petent we-

gen des geltend gemachten Schadensersatzanspruches auf den Rechtsweg verwie-

sen worden. 

 

 

9.3  Abrissverfügungen 
 

Nach einer im Jahr 2002 zu verzeichnenden leichten Zunahme der Eingaben hat sich 

deren Zahl bei diesem Sachgebiet etwa auf dem Niveau der Vorjahre wieder einge-

pendelt. 

 

Regelmäßig geht es hier um die Beseitigung von Nebenanlagen auf Wochenend-

hausgrundstücken sowie von Gerätehütten und Einfriedungen im Außenbereich, 

wenn sie nicht privilegiert sind. Ganz selten sind die Fälle, bei denen sich Bürgerin-

nen und Bürger an den Bürgerbeauftragten wenden, weil ihr Wochenendhaus oder 

gar ihr Wohnhaus von einem (Teil-)Rückbau bedroht ist. 

 

 

9.4  Denkmalpflege, Dorferneuerung 
 

Dieses Sachgebiet spielt auch in diesem Berichtsjahr – wenn man von der Zahl der 

Eingaben ausgeht – wieder eine untergeordnete Rolle. Erwähnt werden soll an dieser 

Stelle aber jedenfalls eine Eingabe, bei der die Verwaltung einen von ihr begangenen 

Fehler mit Engagement wieder „ausgebügelt“ hat. 

 

Die Petentin beschwerte sich darüber, dass entgegen dem Bescheid zur Bewilligung 

von Dorferneuerungszuschüssen zunächst eine Auszahlung der im Jahr 2002 bereit-

gestellten Summe nicht erfolgte. Im Petitionsverfahren hat die Kreisverwaltung einen 

Fehler bezüglich der Auszahlung der für das Haushaltsjahr 2002 bereitgestellten Mit-

tel eingeräumt. Die volle Summe konnte aber im August 2003 aus zurückfließenden 

Mitteln (aus anderen Landkreisen) des Jahres 2002 doch noch angewiesen werden. 
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9.5  Umlegungsverfahren 
9.6  Straßenbauplanung 
9.7  Grunderwerb für Straßenbau 
9.8  Straßenunterhaltung 
 

Zu diesen Sachgebieten können keine größeren Veränderungen mitgeteilt werden, 

wenn man davon absieht, dass zum Bereich 9.7 überhaupt keine Eingabe vorlag. 

 

Allerdings muss an dieser Stelle noch das Ergebnis der 19 Eingaben nachgetragen 

werden, die sich gegen die Planung einer Ortsumgehung richteten. Hinsichtlich der 

von den Petentinnen und Petenten vorgeschlagenen Trassenführung vertrat die Ver-

waltung nach Rücksprache mit den beauftragten Planungsbüros den Standpunkt, 

dass diese Trasse nicht den erhofften Entlastungseffekt für die Stadt bringen wird. 

Außerdem wäre diese Variante neben den erheblichen Mehrkosten auch konträr zum 

vorgesehenen Verlauf einer neuen Bundesautobahn. 

 

Im Laufe des Petitionsverfahrens hat der Stadtrat den Bebauungsplan dann mit der 

von den Petentinnen und Petenten beanstandeten Trassenführung als Satzung be-

schlossen, weshalb dem Anliegen nicht entsprochen werden konnte. 
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3.  T e i l  Besondere Themen 
 
Veränderungen im Zusammenhang mit dem Widerspruchsverfahren 
 
Insbesondere zu Beginn seiner 1. Amtszeit wurden von Bürgerinnen und Bürgern 

zahlreiche Beschwerden über die zu lange Dauer von Widerspruchsverfahren an den 

Bürgerbeauftragten herangetragen. Da dieser Rechtsbehelf nach dem Verständnis 

des Bürgerbeauftragten durchaus ein wichtiges Mittel der Bürgerinnen und Bürger zur 

Überprüfung des Verwaltungshandelns darstellt und vom Gesetzgeber eingeführt 

wurde, um ein schnelles, preiswertes und damit bürgerfreundliches Vorverfahren zu 

schaffen, wurden diese Eingaben über einen längeren Zeitraum einer intensiven Prü-

fung unterzogen, um die hauptsächlichen Ursachen hierfür festzustellen. 

 

So wurde in vielen Fällen von den Verwaltungen eine Vielzahl von Schriftsätzen ge-

wechselt, anstelle im Gespräch Sachverhaltsaufklärung und gegebenenfalls Vermitt-

lung zu betreiben. Auch die Widerspruchsbescheide gingen in puncto Umfang und 

juristischer Erläuterungen dem Grunde nach weit über das hinaus, was die betroffe-

nen Bürgerinnen und Bürger erwarten. Zudem wurden sie teilweise erst viele Wochen 

nach der vor dem Rechtsausschuss erfolgten mündlichen Erörterung bekannt gege-

ben. In Sozialhilfesachen trat durch die Einschaltung der „sozial erfahrenen Perso-

nen“ nicht selten eine „weitere Verzögerung“ des Verfahrens ein. Dem Bürgerbeauf-

tragten fiel auch auf, dass es offensichtlich keine wirksame Kontrolle der Verfahrens-

dauer innerhalb der Verwaltungen gab, insbesondere dann, wenn die Ausgangsbe-

hörde mit der Widerspruchsbehörde nicht identisch war und auf den Widerspruch hin 

zuerst noch die Ausgangsbehörde die Entscheidung zu treffen hatte, ob dem Wider-

spruch abgeholfen werden kann oder nicht. 

 

Der Bürgerbeauftragte suchte in zahlreichen Gesprächen nach Wegen, die Verfahren 

eventuell abzukürzen. Stichworte dazu waren unter anderem: 

 

- Festlegung einer Verfahrenshöchstdauer 

 

- Berichte der Ausgangsbehörden gegenüber den Rechtsausschüssen über an-

hängige, noch nicht weitergeleitete Widerspruchsverfahren 
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- Ersetzung der teils umfangreichen Begründungen der Widerspruchsbescheide 

durch mündliche Aussprachen 

 

- Diskussion über die Beteiligung so genannter sozial erfahrener Personen 

 

- Erstellung eines Pensenschlüssels für die Vorsitzenden der Petitionsausschüsse. 

 

Forum für eine intensive Diskussion über diese Stichworte, aber auch andere Vor-

schläge war dann das gemeinsam mit dem Staatssekretär im Ministerium des Innern 

und für Sport initiierte Projekt "Beschleunigung der Streiterledigung im Widerspruchs-

verfahren". Für die Ausrichtung einer Tagung konnte Herr Universitätsprofessor Dr. 

Jan Ziekow, Inhaber des Lehrstuhls für öffentliches Recht an der Deutschen Hoch-

schule für Verwaltungswissenschaften in Speyer, gewonnen werden. Im Rahmen der 

gut besuchten Tagung fand ein reger Gedankenaustausch statt. Natürlich wurden 

zahlreiche Gesichtspunkte konträr, vor allem aber fruchtbar diskutiert. 

 

Im Anschluss daran wurden zwei Projektgruppen gebildet, an denen sich Wissen-

schaft, Verwaltungspraxis und Rechtspflege, die sich alle mit den thematischen 

Schwerpunkten „Verfahren“ und „Organisation“ befasst hatten, beteiligten. Die Er-

gebnisse wurden dann in einem weiteren Workshop vorgestellt und teilweise erneut 

diskutiert. 

 

In diesem Workshop wurden verschiedene Ideen wie zum Beispiel ein Pensen-

schlüssel verworfen. Man sprach sich aber dafür aus, die Ausgestaltung der Wider-

spruchsbescheide in der Art eines Urteils, auch insbesondere hinsichtlich der teilwei-

se beanstandeten Länge, beizubehalten. Bei der Widerspruchsbehörde sollte eine 

Frist zur Vorlage von Widersprüchen durch die Ausgangsbehörde eingeführt werden.  

 

Einig waren sich aber alle darin, dass sich das Vorverfahren in Gestalt des rheinland-

pfälzischen Widerspruchsverfahrens bewährt hat und keiner grundsätzlichen Ände-

rungen bedarf. 

 

Ein mittlerweile in Rheinland-Pfalz in Kraft getretenes Gesetz zur Steigerung der Effi-

zienz und zur Beschleunigung des Rechtsausschussverfahrens regelt jetzt die Zu-

sammenarbeit von Ausgangsbehörde und Rechtsausschuss, die Einräumung von 

Alleinentscheidungsbefugnissen der Vorsitzenden, die Ergänzung des Aktenein-
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sichtsrechts für Rechtsanwältinnen und Rechtsanwälte und die Anpassung gebühren-

rechtlicher Bestimmungen. 

 

Das Hauptaugenmerk liegt dabei für den Bürgerbeauftragten auf der Einführung einer 

Vorlagepflicht für die Ausgangsbehörde. Dazu regelt § 6 a des Landesgesetzes zur 

Ausführung der Verwaltungsgerichtsordnung Folgendes: 

 

Hilft die Behörde, die den Verwaltungsakt erlassen hat, dem Widerspruch nicht ab, ist 

er mit den einschlägigen Verwaltungsvorgängen innerhalb von sechs Wochen nach 

dem Eingang bei der Behörde dem nach § 6 Abs. 1 zuständigen Rechtsausschuss 

vorzulegen. Der Vorsitzende (§ 8) kann die Frist aus wichtigem Grund verlängern. 

 

Wie der Bürgerbeauftragte inzwischen feststellen konnte, weisen die Ausgangsbe-

hörden die Widerspruchsführerinnen und -führer bereits im Abhilfeverfahren auf diese 

Neuerung hin. 

 

All dies kann nach Meinung des Bürgerbeauftragten dazu beitragen, dass die Bemü-

hungen zur Beschleunigung des Widerspruchsverfahrens weiter vorankommen. Qua-

si als Beleg dafür besteht seitens der Landesregierung die Absicht, drei Jahre nach 

dem In-Kraft-Treten des Gesetzes unter Mitwirkung der kommunalen Spitzenverbän-

de eine Erhebung bei den von den Neuregelungen betroffenen Verwaltungen durch-

zuführen. Aber auch der Bürgerbeauftragte wird das Widerspruchsverfahren bezie-

hungsweise seine weitere Entwicklung aufmerksam beobachten. 

 

Von Interesse ist in diesem Zusammenhang ein in einem Regierungsbezirk in Bayern 

beabsichtigtes, auf bestimmte Zeit befristetes Pilotprojekt. Dort soll weitgehend auf 

die Durchführung von Widerspruchsverfahren verzichtet werden. Dies geschieht im 

Zuge des Abbaus von Bürokratie, den die bayerische Landesregierung anstrebt. Ein 

entsprechender Gesetzentwurf befindet sich in der Beratung. Bei solchen Überlegun-

gen sollte allerdings nicht verkannt werden, dass dies zu einer zusätzlichen Belas-

tung der Verwaltungsgerichte führen kann, zumal nicht gegen jeden ablehnenden 

Widerspruchsbescheid geklagt wird. 
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Weitere Vernetzung des Petitionswesens auf verschiedenen Ebenen 
 

Der Bürgerbeauftragte setzte auch im Berichtszeitraum die bereits seit langem beste-

hende Zusammenarbeit mit anderen Bürgerbeauftragten und den Petitionsausschüs-

sen auf verschiedenen Ebenen fort und intensivierte sie, sodass die bereits im letzten 

Jahresbericht beschriebene fortschreitende Vernetzung des Petitionswesens weiter 

ausgebaut und verfestigt werden konnte.  

 

Von besonderer Bedeutung sind für den Bürgerbeauftragten in diesem Zusammen-

hang regelmäßige Kontakte. So nahm er im September an der Tagung der Vorsit-

zenden und stellvertretenden Vorsitzenden der Petitionsausschüsse des Bundes und 

der Länder mit den Bürgerbeauftragten aus der Bundesrepublik Deutschland und 

dem deutsprachigen Raum Europas in Kiel teil. Hierbei wurde unter anderem auch 

die bundesweite Einführung von Parkerleichterungen für schwerbehinderte Personen 

erörtert, wie sie bereits seit einigen Jahren in Rheinland-Pfalz ihre Gültigkeit haben. 

Am Zustandekommen dieser Regelung war seinerzeit der Bürgerbeauftragte auf-

grund zahlreicher Eingaben beteiligt.  

 

Weitere Themen waren unter anderem die Verpflichtung zur Anbringung von Rauch-

meldern in Privatwohnungen sowie die Behandlung von Eingaben, die per E-Mail 

eingehen. 

 

Am 05./06.11.2003 fand in Mainz eine Tagung der Arbeitsgemeinschaft der Bürger-

beauftragten der Länder statt. Hierbei wurden aktuelle Probleme beraten. Insbeson-

dere die zahlreichen menschlich sehr bedrückenden Eingaben aus dem Bereich des 

Ausländerrechts zeigten, dass das derzeitige Ausländerrecht nicht mehr zeitgemäß 

ist. Deshalb wurde das baldige In-Kraft-Treten des Zuwanderungsgesetzes gefordert, 

wobei insbesondere die Notwendigkeit einer Härteklausel herausgestellt wurde.  

 

Weiter ausgebaut und verfestigt wurden auch die Kontakte in der Großregion Saar-

Lor-Lux sowie am Oberrhein. So haben die für Eingaben zuständigen Personen und 

Einrichtungen in der Großregion Saar-Lor-Lux am 04.11.2003 eine „Gemeinsame 

Erklärung zur Zusammenarbeit bei Beschwerden von Bürgerinnen und Bürgern in der 

Großregion“ unterzeichnet, die unter Federführung des Landes Rheinland-Pfalz auf 

den Weg gebracht worden war. In ihr wird vereinbart, in einem gegenseitigen Mei-

nungsaustausch gemeinsam interessierende Fragen des Petitionswesens zu erör-
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tern. Hierzu sind regelmäßige Treffen vorgesehen. Bei Eingaben von grenzüber-

schreitendem Interesse soll eine sofortige Information sowie weitere Unterrichtung 

über den Verfahrensgang sowie den Verfahrensabschluss erfolgen. Schließlich si-

chern sich die Bürgerbeauftragten beziehungsweise Ombudsleute gegenseitige Hilfe 

und Unterstützung zu, soweit Eingaben auch Verwaltungs- oder Gesetzgebungsver-

fahren des jeweiligen anderen Staates betreffen. Infolge dieser Vereinbarungen kön-

nen sich Bürgerinnen und Bürger künftig auch in allen grenzüberschreitenden Ange-

legenheiten an die Bürgerbeauftragten wenden. Als grenzüberschreitendes Problem 

sei beispielsweise die schon genannte Parkerleichterung für behinderte Menschen 

erwähnt. Eine in Rheinland-Pfalz erteilte Parkbegünstigung gilt nämlich nicht in den 

angrenzenden Ländern. Hier sind die für Eingaben zuständigen Personen und Ein-

richtungen um eine grenzüberschreitende Lösung bemüht.  

 

Die Gipfelmitglieder haben in einer „Gemeinsamen Erklärung“ das Netzwerk begrüßt. 

Sie sehen die bürgernahe und lösungsorientierte Arbeitsweise des Netzwerkes als 

überaus geeignet an, den interregionalen Kooperationsraum für die Bürgerinnen und 

Bürger der Großregion transparenter zu machen.  

 

Die Kooperation wird auch vom Auswärtigen Amt, wie Herr Staatssekretär Dr. Klaus 

Scharioth der Staatskanzlei Rheinland-Pfalz mitgeteilt hat, unterstützt und nachdrück-

lich begrüßt. 

 

Eine vergleichbare Kooperation ist auch für die Region „deutsch-französisch-

schweizerischer Oberrhein“ vorgesehen. Hier soll ebenfalls ein Netzwerk eingerichtet 

werden, um eine direkte Verbindung zwischen den Institutionen der grenzüberschrei-

tenden Zusammenarbeit und den Bürgerinnen und Bürgern am Oberrhein herzustel-

len und diesen zu ermöglichen, ihre Probleme und Streitigkeiten zu unterbreiten. Der 

Bürgerbeauftragte von Rheinland-Pfalz hat sich bereit erklärt, auch diese Aufgabe auf 

den Weg zu bringen.   

 

Da regelmäßige Kontakte auch zu den Bürgerbeauftragten der Europäischen Union 

bestehen, ist von Interesse, dass der bisherige Bürgerbeauftragte, Jacob Söderman, 

der als erster dieses Amt bekleidet hat, in den Ruhestand getreten ist. Sein Nachfol-

ger ist Prof. Dr. Nikeforos Diamandouros aus Griechenland. Der Bürgerbeauftragte 

hatte bereits Gelegenheit, mit ihm in Straßburg ein erstes Gespräch zu führen.  
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Die Institution des Bürgerbeauftragten in der politischen Diskussion 
 

Im Jahresbericht 2002 wurde der aktuelle Stand der politischen Diskussion über die 

Institution Bürgerbeauftragter ausführlich dargelegt. Die in diesem Beitrag abschlie-

ßend getroffene Feststellung, dass diese Diskussion sicher noch nicht abgeschlossen 

ist, hat sich zwischenzeitlich bewahrheitet. So wurde zum Beispiel bei dem Festakt 

„25 Jahre Ombudsmann/Ombudsperson des Kantons Zürich“ am 27.03.2003, an dem 

auch der Bürgerbeauftragte teilgenommen hat, in einer Festschrift sowie in Redebei-

trägen über diese Institution des Kantons Zürich hinaus auch auf deren Bedeutung im 

Allgemeinen eingegangen. So bezeichnete der Regierungspräsident des Kantons 

Zürich, Herr Prof. Dr. Ernst Buschor, den Ombudsmann als „Helfer und Seismo-

graph“. Hiermit sprach er insbesondere die präventive Wirkung der Jahresberichte 

an, soweit dort typische Fehlleistungen des Verwaltungshandelns dargestellt werden. 

Er versteht die Berichte auch als ein Frühwarnsystem oder Seismograph für das 

Verwaltungshandeln. In einem ähnlichen Sinn hatte sich bereits der Ministerpräsident 

des Landes Rheinland-Pfalz, Kurt Beck, MdL, anlässlich des Empfangs für den Vor-

stand des Europäischen Ombudsman-Instituts (EOI) im Januar geäußert, indem er 

die Bürgerbeauftragten als „Seismographen“ für das Verhältnis Bürger und Staat be-

zeichnete.  

 

Darüber hinaus stellte Herr Prof. Dr. Ernst Buschor in seinem Beitrag die große Be-

deutung des Ombudsmannes als Mittler zwischen Bürger und Verwaltung heraus. 

Der Ombudsmann soll dafür sorgen, dass das Recht eingehalten wird, wobei er in 

einem bürgerfreundlichen Verfahren Betroffene beraten und ihnen im Umgang mit 

Verwaltungsstellen unbürokratisch helfen soll. Er entschärft und vermeidet damit Kon-

flikte zwischen den Betroffenen und der Verwaltung.  

 

Der Präsident des Europäischen Ombudsman-Instituts und Landesvolksanwalt von 

Südtirol, Dr. Werner Palla, stellte in seiner Ansprache anlässlich des Festaktes als 

seine persönliche Erfahrung heraus, dass er ein Netzwerk geschaffen hat, das darin 

besteht, dass weit verzweigt in allen Behörden seiner Zuständigkeit und weit darüber 

hinaus Menschen arbeiten, die die Philosophie der Volksanwaltschaft so verstehen, 

wie er sie seit Anbeginn seiner Tätigkeit lebe. Hierbei sieht er sich nicht als Ankläger, 

Kommissar oder Detektiv, sondern als Auskunftsperson, Berater, Beschwerdeprüfer 

und Vermittler. 
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Als Ziel dieses Netzwerkes führt er beispielhaft aus, dass eine Mitarbeiterin oder ein 

Mitarbeiter der Verwaltung, wenn dort ein Brief des Landesvolksanwaltes eingeht, 

nicht erschrocken oder irritiert ist, sondern sich über die neue Chance freut, als Ex-

pertin oder Experte gemeinsam mit dem Ombudsmann eine Lösung für ein Problem 

zu suchen und dann, falls möglich auch zu finden.  

 

In einem ähnlichen Sinn äußert sich auch Prof. Dr. Walter Haller in der Festschrift „25 

Jahre Ombudsmann/Ombudsperson des Kantons Zürich“, in der er ausführt, dass der 

Ombudsmann nicht gegen die Verwaltung gerichtet sei. Immer wieder komme er 

auch in die Situation, die Verwaltung vor ungerechtfertigter Kritik in Schutz zu neh-

men. Auch dies diene letztlich der Vermittlung zwischen Bürgerinnen und Bürgern 

und der Verwaltung sowie dem Erzielen einer für die Bürgerinnen und Bürger ange-

messenen Lösung, sogar wenn die Verwaltung nicht rechtswidrig oder unkorrekt ge-

handelt habe.  

 

Von großem Interesse und sicherlich in der weiteren Diskussion auch weiterführend 

sind die Empfehlungen der „Enquete-Kommission zur künftigen Arbeit des nieder-

sächsischen Landtags am Beginn des 21. Jahrhunderts“ (Drucksache 14/3730). Die 

Enquete-Kommission befasste sich unter anderem auch mit der Einrichtung eines 

Petitionsausschusses und fasste unter Punkt 2.5 die Empfehlung, auch in Nieder-

sachsen einen eigenständigen Petitionsausschuss einzurichten.  

 

Bei einer Anhörung zu diesem Thema kam auch die grundsätzliche Bedeutung des 

Petitionsrechts zur Sprache, die stets im Mittelpunkt der Diskussion stehen sollte. So 

stellte Herr Dr. Kretschmer als ehemaliger Angehöriger des Wissenschaftlichen Dien-

stes des Deutschen Bundestages heraus, dass ein gedanklicher Schwerpunkt bei der 

Auslegung des Petitionsrechts in der Aufgabe zu sehen sei, der Durchsetzung der 

Menschenrechte Geltung zu verschaffen. Ein zweiter gedanklicher Ansatz sei die 

Rolle des Petitionsrechts als Korrektiv für das fehlende Antragsrecht der Bevölkerung 

im Parlament. Petitionen würden auf diese Weise auch zu Instrumenten der Geset-

zesfolgenbeobachtung und zu Ansätzen für Maßnahmen parlamentarischer Kontrolle.  

 

Nach Einbeziehung der Ergebnisse der Anhörung teilte die Mehrheit der Kommissi-

onsmitglieder die Einschätzung, die von Frau Dr. Laubach, die als Sachverständige 

Mitglied mit beratender Stimme der Enquete-Kommission war, in ihrer Ausarbeitung 

vorgelegt hatte. Frau Dr. Laubach war Justiziarin der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE 
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GRÜNEN im Deutschen Bundestag. Sie hatte sich für die Schaffung eines eigen-

ständigen Petitionsausschusses ausgesprochen, um dem Grundrecht aus Art. 17 des 

Grundgesetzes, sich mit Bitten und Beschwerden an die Volksvertretung zu wenden, 

den angemessenen Stellenwert zu verschaffen und die Wahrnehmung dieses Rechts 

aufzuwerten. Auch aus Sicht der Kommissionsmehrheit ist es ein Gewinn, wenn eine 

größere Professionalität hinsichtlich der Behandlung von Bürgerinteressen eintritt. 

Das allgemeine Ansehen des Petitionswesens werde gestärkt, selbst wenn es nur 

darum gehe, den Verdacht auszuräumen, dass Petitionen nachrangig behandelt wer-

den. Da ein Petitionsausschuss keine anderen Aufgaben wahrnimmt, sei der Stellen-

wert der Eingabenbearbeitung dort zwangsläufig höher als bei den Fachausschüs-

sen, die sich noch mit einer Vielzahl anderer Beratungsgegenstände beschäftigen 

müssen. Die Beiträge aus den anderen Ländern hätten gezeigt, dass das Selbstver-

ständnis der Mitglieder von Petitionsausschüssen ein anderes sei und damit unter 

Umständen der einzelnen Eingabe mehr Beachtung geschenkt werde.  

 

Für die anstehende Diskussion ist aber auch das Sondervotum der Sachverständigen 

Frau Dr. Laubach, die sich für die Einführung eines Bürgerbeauftragten ausgespro-

chen hat, von Interesse. Hierbei verweist sie unter anderem auch darauf, dass die 

Beauftragtenlösung in Rheinland-Pfalz bei den Bürgerinnen und Bürgern und über die 

Parteigrenzen hinweg breite Zustimmung findet. Während sich der Petitionsaus-

schuss den Bürgerinnen und Bürgern als mehr oder weniger anonyme Institution dar-

stelle, sei der Bürgerbeauftragte diesen als Person bekannt. Dies schaffe Vertrauen, 

lasse Lebensweltliches in den Parlamentsalltag und verliere so die Distanz zur Volks-

vertretung. Bessere Informationen über Beschwerdemöglichkeiten durch den Bürger-

beauftragten würden das Petitionsrecht insgesamt aufwerten. Erfahrungen aus 

Rheinland-Pfalz würden belegen, dass der Bürgerbeauftragte wesentlich schneller 

und flexibler agieren und reagieren könne als ein parlamentarischer Ausschuss. Dar-

über hinaus sei ein Bürgerbeauftragter im Unterschied zu den Ausschussmitgliedern 

ausschließlich mit den Bürgeranliegen befasst. Schließlich könne das Amt eines Bür-

gerbeauftragten dazu beitragen, bürgerfreundliches Handeln der Verwaltung zu 

verbessern. Des Weiteren führt Frau Dr. Laubach aus, dass das grundgesetzlich ver-

bürgte Petitionsrecht unangetastet bleibe. Es finde keine Delegation der dem Petiti-

onsausschuss zustehenden Rechte statt. Ausschuss und Bürgerbeauftragter würden 

zwar ein gemeinsames Feld, jedoch mit unterschiedlichen Akzenten und Wirkungen 

bearbeiten. Der Petitionsausschuss behalte gegenüber dem Bürgerbeauftragten das 

Recht, alle an ihn gerichteten Eingaben in eigener Zuständigkeit zu bearbeiten und zu 



93 93

entscheiden. Den Bürgerinnen und Bürgern stehe jedoch mit dem Bürgerbeauftragten 

als Ansprechpartner eine Persönlichkeit und kein anonym arbeitendes Gremium ge-

genüber. Der Zugang zu ihm gestalte sich formlos und unkompliziert.  

 

Anlässlich der von der Enquete-Kommission durchgeführten Anhörung stellte der 

Vorsitzende des Eingabenausschusses des schleswig-holsteinischen Landtags, der 

Abgeordnete Poppendiecker, das in seinem Bundesland geschaffene Amt einer Bür-

gerbeauftragten, in deren Zuständigkeit die Behandlung von Eingaben aus dem sozi-

alen Bereich falle, positiv heraus. Der Eingabenausschuss sei ansonsten zeitlich nicht 

in der Lage, sich mit allen Eingaben ausreichend zu beschäftigen.  

 

Anders ist allerdings eine Aussage der bedauerlicherweise verstorbenen Vorsitzen-

den des Petitionsausschusses des Deutschen Bundestages, Marita Sehn, die sich 

gegen einen Bürgerbeauftragten auf Bundesebene ausspricht und stattdessen mehr 

Rechte für die Vorsitzende beziehungsweise den Vorsitzenden des Petitionsaus-

schusses fordert. Dieser Vorschlag kann jedoch einen Bürgerbeauftragten nicht er-

setzen. Er führt lediglich zu einer Politisierung des Petitionswesens. Davor kann aus 

Sicht des Bürgerbeauftragten nur gewarnt werden, da dies nicht im Interesse der 

Bürgerinnen und Bürger sein kann. Hiergegen spricht aber auch, dass einerseits die 

Materie, andererseits aber auch die Bürgerinnen und Bürger immer komplizierter 

werden. Es ist deshalb erforderlich, dass jede Beschwerde gleich ernst genommen 

wird. Deshalb legt der Bürgerbeauftragte Wert darauf, dass er jede Eingabe kennt, 

teilweise auch aufgrund eines persönlichen Gespräches und der eingehenden Post. 

Ob die beziehungsweise der Vorsitzende des Petitionsausschusses des Deutschen 

Bundestages Gleiches überhaupt kann, darf angesichts der hohen Anzahl der dort 

anhängigen Verfahren (die Statistik im Tätigkeitsbericht 2002 weist 13.832 Neuein-

gänge aus) durchaus bezweifelt werden, zumal sie beziehungsweise er gleichzeitig 

noch weitere politische Funktionen ausübt. 

 

Auch die in einem Interview getroffene Aussage, der Petitionsausschuss habe mehr 

Kompetenzen als der Bürgerbeauftragte, kann nicht nachvollzogen werden. So kann 

auch der Bürgerbeauftragte die Landesregierung und alle  Landesbehörden um 

mündliche und schriftliche Auskünfte, Einsicht in die Akten und Unterlagen sowie Zu-

tritt zu den öffentlichen Einrichtungen ersuchen. Darüber hinaus ist dem Bürgerbeauf-

tragten von der Landesregierung und allen Behörden des Landes Amtshilfe zu leis-

ten. Im Gegensatz zum Petitionsausschuss kann der Bürgerbeauftragte darüber hin-
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aus im Rahmen eines Selbstaufgriffes auch dann tätig werden, wenn er in sonstiger 

Weise hinreichende Anhaltspunkte dafür erhält, dass Angelegenheiten von Bürgerin-

nen und Bürgern rechtswidrig oder unzweckmäßig erledigt werden. Außerdem hat er 

ausdrücklich das Recht, der sachlich zuständigen Stelle Gelegenheit zur Regelung zu 

geben und kann eine mit Gründen versehene Empfehlung abgeben. Darüber hinaus 

ist ausdrücklich geregelt, dass seine Befugnisse auch gegenüber juristischen Perso-

nen des Privatrechts, nicht rechtsfähigen Vereinigungen und natürlichen Personen, 

soweit sie unter Aufsicht des Landes öffentlich-rechtliche Tätigkeit ausüben, beste-

hen. Insoweit nimmt der Bürgerbeauftragte des Landes Rheinland-Pfalz eine Vorrei-

terrolle ein, was sich beispielsweise auch darin zeigt, dass im Jahr 2002 im Berliner 

Abgeordnetenhaus eine fraktionsübergreifende Initiative eingebracht wurde mit dem 

Ziel, das Berliner Petitionsgesetz nach dem Vorbild von Rheinland-Pfalz entspre-

chend zu ändern.  

 

Soweit der Bürgerbeauftragte selbst Gesetzesänderungen nicht initiieren kann, stellt 

dies keinen Nachteil und auch keine Schwäche seines Amtes dar, da er als ständiger 

Beauftragter des Petitionsausschusses sowie aufgrund der guten Zusammenarbeit 

mit diesem von Fall zu Fall darauf hinwirken kann, dass Gesetzesänderungen initiiert 

und Anliegen in die Fraktionen getragen werden. Die Akzeptanz und damit auch Not-

wendigkeit des Bürgerbeauftragten wird auch an der gleich bleibend hohen Zahl von 

Eingaben deutlich, und dies, obwohl es zum Beispiel auch das Bürgerbüro in der 

Staatskanzlei gibt. Dies alles zeigt, dass die Idee eines Bürgerbeauftragten unbestrit-

ten ist und weiter ausgebaut werden sollte.  

 

Von Interesse ist auch, dass nunmehr auch in Luxemburg ein Bürgerbeauftragter 

eingesetzt worden ist. In der Ausgabe der Zeitung „Luxemburger Wort“ vom 

17.07.2003 wird dies als „bahnbrechende institutionelle Reform“ bewertet. Der Pre-

mierminister Jean-Claude Juncker wird mit den Worten zitiert, dass diese Einrichtung 

sowohl in der Gesellschaft als auch bei der Verwaltung ihren Einfluss haben werde. 

Der Bürgerbeauftragte werde letztlich die Balance wahren zwischen den Ansprüchen 

der Bevölkerung einerseits und den gesetzlichen Grenzen andererseits. Bereits vor 

Verabschiedung des Gesetzes wurde im „Luxemburger Wort“ vom 15.07.2003 diese 

institutionelle Reform auf eine Ebene mit der Schaffung der Verwaltungsgerichte und 

des Verfassungsgerichts gestellt. In einem Interview erklärte der Präsident des par-

lamentarischen Ausschusses für Institutionen sowie die Verfassungsrevision, Paul-

Henri Meyers, der Bürgerbeauftragte gehöre ganz einfach zu einer modernen Demo-
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kratie. Unter Bezugnahme auf die drei Maximen der französischen Revolution - „Li-

berté, Égalite´, Fraternité - ordnet er den Bürgerbeauftragten der „Brüderlichkeit“ zu. 

Er zitiert hierbei den französischen „Mediationspionier“ Jean-Franςois Six, der die 

Mediation als „Tochter der Brüderlichkeit“ bezeichnet hat. Zum besseren Verständnis 

setzt er die „Brüderlichkeit“ mit dem modernen Begriff „Solidarität“ gleich. 

 

Am 18.12.2003 hat das luxemburgische Parlament Marc Fischbach zum Bürgerbe-

auftragten gewählt. Auf seine Initiative hin fand bereits eine erste Kontaktaufnahme 

mit dem Bürgerbeauftragten statt.  

 

Auch der Europarat fordert nationale Bürgerbeauftragte. Der ständige Ausschuss der 

Parlamentarischen Versammlung hat am 08.09.2003 diesbezüglich einen Forde-

rungskatalog beschlossen. Hierbei hat er auch in  Deutschland Nachholbedarf fest-

gestellt. Der Europarat stellt heraus, dass Bürgerbeauftragte als neutrale Beschwer-

destellen unvoreingenommen und kritisch die Beschwerden der Bürgerinnen und 

Bürger prüfen können. Zu diesem Zweck müssten die Stäbe von Bürgerbeauftragten 

qualifiziert ausgestattet werden und umfassende Akteneinsicht erhalten.  

 

Der weiteren Diskussion bezüglich der Idee des Bürgerbeauftragten beziehungsweise 

des Ombudsmannes wird mit großem Interesse entgegengesehen.  

 

 

Besondere Probleme mit einer Kreisverwaltung 
 

Wie bereits im Jahresbericht 2003 erwähnt, gestaltete sich die Zusammenarbeit mit 

der Kreisverwaltung Altenkirchen zeitweise schwierig. Leider setzte sich dies im Be-

richtsjahr fort, bis dann eine hoffentlich abschließende Klärung der Angelegenheit 

herbeigeführt werden konnte.  

 

Die zu beanstandende Vorgehensweise der Kreisverwaltung Altenkirchen geht zu-

rück auf eine Anfrage, mit der sich ein Mitarbeiter der Kreisverwaltung Ende 2001 

nach dem Sachstand beziehungsweise dem Abschluss mehrerer im Einzelnen ge-

nannter Verfahren erkundigte. Das Schreiben enthielt unter anderem den folgenden 

Passus: „Die Mitarbeiter der Ausländerbehörde wären schon zufrieden, wenn sie nur 

so behandelt würden, wie die meisten ausländischen Petenten, wobei sie allerdings 

auf einen Hausbesuch verzichten, wie er ja von Ihnen im Fall des vorbestraften Asyl-
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betrügers (es folgt der Name eines Petenten) vorgenommen wurde.“ Der Bürgerbe-

auftragte ließ dem Landrat des Kreises Altenkirchen dieses Schreiben in Kopie zu-

kommen und bat ihn um Mitteilung, ob die dortigen Ausführungen von ihm als Behör-

denleiter so geteilt werden. 

 

Anfang 2002 ließ derselbe Mitarbeiter dem Bürgerbeauftragten eine Stellungnahme 

zu einer Eingabe zukommen. Dies nahm der Bürgerbeauftragte zum Anlass, den 

Landrat auf ein Rundschreiben der Staatskanzlei und aller Ministerien hinzuweisen, 

wonach Stellungnahmen an den Bürgerbeauftragten vom Behördenleiter zu unter-

zeichnen sind. Diese Verfahrensweise soll auch von den Kommunalbehörden ent-

sprechend angewandt werden, was in aller Regel auch geschieht.  

 

Trotz dieser Hinweise ließ der betreffende Mitarbeiter dem Bürgerbeauftragten eine 

weitere Stellungnahme zukommen, in der er zu erklären versuchte, weshalb er sich 

trotz des an den Landrat gerichteten „rechtlichen Ergusses“ unmittelbar an den Bür-

gerbeauftragten wandte. Außerdem erkundigte er sich, ohne dass dies in einem er-

kennbaren Zusammenhang mit der betreffenden Eingabe stand, „nach dem Stand 

der Petitionsangelegenheit des Ihnen persönlich gut bekannten vorbestraften Asylbe-

trügers (es folgt der Name des bereits in dem früheren Schreiben genannten Peten-

ten)“. Der Bürgerbeauftragte übersandte dem Landrat auch eine Kopie dieses 

Schreibens wiederum mit der Bitte um Stellungnahme, ob diese Vorgehensweise des 

betreffenden Mitarbeiters von ihm gebilligt wird. In einem Antwortschreiben erklärte 

der Landrat lediglich, ohne auf die Angelegenheit selbst einzugehen, dass der Behör-

denleiter künftig alle Schreiben unterzeichnen werde. Trotz mehrerer Erinnerungen 

des Bürgerbeauftragten ging der Landrat nicht weiter auf die Schreiben ein.  

 

Stattdessen wandte sich der betreffende Mitarbeiter der Kreisverwaltung Altenkirchen 

unmittelbar an einen Mitarbeiter im Büro des Bürgerbeauftragten, „um den Herrn Bür-

gerbeauftragten nicht mit einfachen Problemen der Büroorganisation zu belästigen“. 

Er bat, der Kreisverwaltung eine Abschlussmitteilung zu jedem Petitionsverfahren 

zukommen zu lassen. Das Schreiben schließt mit der Bemerkung: „Wir hoffen, mit 

diesem Schreiben nicht gegen das Rundschreiben vom 17.02.1989 verstoßen zu 

haben, das von Herrn Galle nicht nur falsch zitiert, sondern auch falsch interpretiert 

wird.“ 
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Zwei Monate später richtete derselbe Mitarbeiter der Kreisverwaltung ein weiteres 

Schreiben an einen Mitarbeiter des Büros des Bürgerbeauftragten. Dieses enthält 

unter anderem die folgenden Ausführungen: „Bei uns verfestigt sich zunehmend der 

Eindruck, dass - leider - vorbestrafte Asylbetrüger, wie zum Beispiel (es folgt erneut 

derselbe Name wie bereits in den vorhergehenden Schreiben), sich der persönlichen 

Betreuung des Bürgerbeauftragten erfreuen können, während gesetzeskonform han-

delnde Behörden nicht einmal über den Abschluss eines Petitionsverfahrens unter-

richtet werden.“ 

 

Der Bürgerbeauftragte hat den Petitionsausschuss des Landtags Rheinland-Pfalz in 

seiner Sitzung am 27.08.2002 über das Verhalten des Landrats sowie des genannten 

Mitarbeiters gemäß § 105 Abs. 3 der Geschäftsordnung des Landtags Rheinland-

Pfalz unterrichtet. Der Petitionsausschuss hat das geschilderte Verhalten mit einigem 

Befremden und einigem Unverständnis zur Kenntnis genommen und die Erwartung 

geäußert, dass die Schreiben des Bürgerbeauftragten nunmehr beantwortet werden. 

Hierüber hat der Bürgerbeauftragte den Landrat unterrichtet. Gleichwohl erfolgte kei-

ne Antwort.  

 

Mit einem weiteren Schreiben vom selben Tag hat der Bürgerbeauftragte den Landrat 

gebeten, ihm detailliert darzulegen, auf welche Tatsachen die Behauptung gestützt 

wird, der betreffende Petent könne sich der persönlichen Betreuung des Bürgerbeauf-

tragten erfreuen. Ferner wurde um Mitteilung gebeten, in welchem Verfahren nach 

Ansicht des Landrats eine ordnungsgemäße Unterrichtung unterblieben ist. Nach 

wiederholter Erinnerung hat der Landrat den Bürgerbeauftragten lediglich Anfang 

2003 darüber in Kenntnis gesetzt, dass zukünftig gemäß der Empfehlung der Landes-

regierung grundsätzlich alle abschließenden Schreiben an den Bürgerbeauftragten 

vom Behördenleiter oder gegebenenfalls dem Vertreter im Amt unterschrieben wer-

den. Inhaltlich ist er wiederum auf keines der erwähnten Schreiben eingegangen. 

Auch auf das Angebot des Bürgerbeauftragten, die Angelegenheit in einem persönli-

chen Gespräch zu erörtern, wurde nicht eingegangen.  

 

Mit Schreiben vom 11.02.2003 wandte sich der bereits mehrfach genannte Mitarbei-

ter der Kreisverwaltung Altenkirchen mit dem Absender „Kreisverwaltung, Rathaus-

straße 12, 57610 Altenkirchen“, an den Bürgerbeauftragten. Sein Anliegen betraf die 

von der Landesregierung beabsichtigte Änderung der Jubiläumszuwendungsverord-

nung, von der er sich persönlich betroffen fühlte. Dieses Schreiben, das ein privates 
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Anliegen des Mitarbeiters betrifft, enthält unter anderem den folgenden Passus: „Ich 

weiß zwar, dass Sie sich in besonderem Maße persönlich für vorbestrafte Asylbetrü-

ger einsetzen, wie Ihnen dies Herr Staatsminister Zuber auch unter anderem im 

Schreiben vom 03.01.2003 bestätigt hat. Gleichwohl bin ich überzeugt, dass Sie sich 

auch für verdiente, langjährige Beamte/innen im Lande Rheinland-Pfalz einsetzen 

werden.“ 

 

Soweit der Mitarbeiter ein Schreiben von Herrn Staatsminister Zuber erwähnt, hat 

dieser dem Bürgerbeauftragten auf Anfrage mitgeteilt, dass die Interpretation des 

Bediensteten für ihn nicht nachvollziehbar ist. Zu Hinweisen des Bürgerbeauftragten 

bezüglich der Bearbeitung der privaten Eingabe des Bediensteten äußerte sich dieser 

mit einem weiteren Schreiben vom 27.03.2003; dieses enthält unter anderem die fol-

genden Ausführungen: „Leider wurden meine schlimmsten Befürchtungen durch Ih-

ren geistigen Erguss vom 18.03.2003 übertroffen, zeigt dieses Schreiben doch Ihre 

Geisteshaltung und Ihren Realitätsverlust, die mich sehr stark in Gefahr geraten las-

sen, Definitionen des PsychKG zu bemühen.“ „Nach alledem ist festzustellen, dass 

weniger Ihre Petenten als vielmehr die Mitarbeiter von Ausländerbehörden durch Ihr 

‚Tätigwerden‘ traumatisiert werden.“ 

 

Der Bürgerbeauftragte entdeckte anlässlich seiner Einsichtnahme in eine ausländer-

rechtliche Verwaltungsakte der Kreisverwaltung Altenkirchen interessante Dinge. So 

ist zum Beispiel auf einem Schriftstück der folgende Vermerk angebracht: „1. Ab-

schiebung, sobald PE vorliegt. 2. Danach gegebenenfalls Info an Galle“. Diesem 

Vermerk kann entnommen werden, dass zumindest von dem betreffenden Mitarbeiter 

eine Vorgehensweise beabsichtigt wurde, die eindeutig nicht im Einklang mit dem 

Rundschreiben des Ministeriums des Innern und für Sport vom 09.02.1998 steht, wo-

nach zumindest bis zum Abschluss des Petitionsverfahrens von aufenthaltsbeenden-

den Maßnahmen abgesehen werden soll. Zwei weitere Schreiben enthalten den fol-

genden Vermerk: „Die Ausführungen des Bürgerbeauftragten werden zunehmend 

unerträglich. Offenkundig übersieht Herr G., dass er sich – zumindest was die zeitli-

che Verzögerung angeht – nicht an die Verfahrensregelungen hält. Unabhängig von 

dem zeitlichen Aufwand empfinden wir diese Forderungen inzwischen als strafrecht-

lich relevante Nötigung“. 

 

Da der Landrat des Kreises Altenkirchen offensichtlich nicht bereit war, zu einer Klä-

rung der Angelegenheit beizutragen, hat der Bürgerbeauftragte das Ministerium des 
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Innern und für Sport eingeschaltet. Hierbei bat er insbesondere um Prüfung, ob die 

geschilderte Vorgehensweise mit den Pflichten eines Landrates vereinbar ist und ob 

nicht gegen das ihm mehrfach bekannt gewordene Verhalten seines Mitarbeiters et-

was zu unternehmen war. Das um eine Überprüfung gebetene Ministerium ließ vorab 

in einer Zwischennachricht erkennen, dass nach seiner Beurteilung der betreffende 

Mitarbeiter bewusst die Konfrontation mit dem Bürgerbeauftragten im Rahmen seiner 

dienstlichen Tätigkeit suche und damit gegen die Pflicht zur ordnungsgemäßen Erle-

digung seiner Aufgaben verstoße.  

 

Bei dieser Gelegenheit unterrichtete der Bürgerbeauftragte das Ministerium auch ü-

ber die Vorgehensweise der Kreisverwaltung Altenkirchen in einer ausländerrechtli-

chen Angelegenheit. In diesem Fall ging es um die Reisefähigkeit einer ausreise-

pflichtigen Ausländerin. Obwohl die Ausländerin laut ärztlicher Atteste in ärztlicher 

Behandlung war, sicherte die Kreisverwaltung dem Bürgerbeauftragten trotz entspre-

chender Nachfrage zu keinem Zeitpunkt zu, zunächst die Reisefähigkeit entspre-

chend den Bestimmungen des Bundesgrenzschutzes über die Rückführung auf dem 

Luftweg ärztlich feststellen zu lassen. Stattdessen erklärte sie, dass nach ihrer Über-

zeugung eine Reiseunfähigkeit nicht vorliegt. Sodann wurde der Kreisverwaltung mit-

geteilt, dass der Petitionsausschuss des Landtags Rheinland-Pfalz die Eingabe be-

handelt und sich aufgrund des bisherigen Ergebnisses der Ermittlungen des Bürger-

beauftragten seiner bereits an die Kreisverwaltung herangetragenen Bitte ange-

schlossen hatte, die Reisefähigkeit amtsärztlich prüfen zu lassen. Auch im Anschluss 

daran hat die Kreisverwaltung dem Bürgerbeauftragten nicht zugesichert, zunächst 

die Reisefähigkeit ärztlich feststellen zu lassen. Die Kreisverwaltung teilte dem Bür-

gerbeauftragten jedoch mit, dass sich die Ausländerin zum damaligen Zeitpunkt in 

stationärer Behandlung befand. Der Bürgerbeauftragte nahm dies zum Anlass, die 

Kreisverwaltung zu bitten, ihn zu gegebener Zeit über die Entlassung sowie den wei-

teren Verfahrensgang zu unterrichten. Dieses Schreiben blieb unbeantwortet. Statt-

dessen veranlasste die Kreisverwaltung die Abschiebung der Ausländerin, ohne den 

Bürgerbeauftragten hierüber zu unterrichten.  

 

Auch in der Folgezeit trug der Landrat des Kreises Altenkirchen nicht zu einer Klä-

rung der Angelegenheit bei. Stattdessen zeigte er sich in einem Artikel der Rhein-

Zeitung vom 14.06.2003 empört über den Bürgerbeauftragten. Hierbei kritisierte er, 

Petitionsverfahren würden unter anderem durch umfängliche Rück- und Nachfragen 

endlos in die Länge gezogen, wobei sich in einem Fall das Verfahren über fünf Jahre 
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erstreckt habe. In einem Fall sei eine Abschiebung mit ausdrücklicher Zustimmung 

des Ministeriums des Innern und für Sport erfolgt. Eine Anfrage des Bürgerbeauftrag-

ten bei dem Landrat, welche konkreten Petitionsverfahren in der von ihm beschriebe-

nen Weise endlos in die Länge gezogen würden und in welchem Fall eine Abschie-

bung mit ausdrücklicher Zustimmung des Ministeriums des Innern und für Sport er-

folgt sei, blieb unbeantwortet. Die ebenfalls in dem Artikel wiedergegebene Aussage 

des Landrates, er werde es nicht hinnehmen, dass Mitarbeiter in eine „schräge Ecke 

gestellt werden“, kann nur dahin gehend verstanden werden, dass der Landrat keine 

Veranlassung sieht, die Vorgehensweise seiner Mitarbeiter unter Berücksichtigung 

der vom Bürgerbeauftragten genannten Gesichtspunkte zu beanstanden.  

 

In zwei anderen ausländerrechtlichen Angelegenheiten wandte sich die Kreisverwal-

tung Altenkirchen unmittelbar an das Ministerium des Innern und für Sport mit der 

Bitte um Zustimmung, bereits vor Abschluss des Petitionsverfahrens von aufenthalts-

beendenden Maßnahmen abzusehen. Hierbei erhob sie unter anderem den Vorwurf, 

der Bürgerbeauftragte habe die genannten Verfahren aufgrund nicht nachvollziehba-

rer beziehungsweise erkennbarer Ermittlungen nicht zum Abschluss gebracht. Unab-

hängig davon, dass keine der im Rundschreiben genannten Voraussetzungen, wo-

nach ausnahmsweise vor Abschluss des Petitionsverfahrens aufenthaltsbeendende 

Maßnahmen erfolgen können, vorlag, hat die Kreisverwaltung auch das dort be-

schriebene Verfahren nicht eingehalten. Demnach haben nämlich Ausländerbehör-

den ihre Absicht, in Ausnahmefällen den Abschluss des Petitionsverfahrens nicht 

abzuwarten, dem Bürgerbeauftragten mitzuteilen. Dies entspricht im Übrigen auch 

dem Grundsatz, dass im Petitionsverfahren die Korrespondenz zwischen dem Bür-

gerbeauftragten und der jeweiligen Verwaltung zu führen ist. In den vorliegenden Fäl-

len hatte das Ministerium des Innern und für Sport die Kreisverwaltung Altenkirchen 

auch angewiesen, zumindest bis zum Abschluss der Petitionsverfahren von aufent-

haltsbeendenden Maßnahmen abzusehen. Hierbei hat das Ministerium ausdrücklich 

festgestellt, dass der von der Kreisverwaltung erhobene Vorwurf, der Bürgerbeauf-

tragte habe die genannten Verfahren aufgrund nicht nachvollziehbarer beziehungs-

weise erkennbarer Ermittlungen nicht zum Abschluss gebracht, nicht zutrifft. Darüber 

hinaus hat das Ministerium die Kreisverwaltung darauf hingewiesen, dass nach den 

einschlägigen Verfahrensregelungen eine Ausländerbehörde, wenn sie der Auffas-

sung ist, dass die jeweils nächste Sitzung des Petitionsausschusses nicht abgewartet 

werden kann, sich unverzüglich mit dem Bürgerbeauftragten in Verbindung zu setzen 

hat.  
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Leider gab das Verhalten des bereits mehrfach genannten Mitarbeiters der Kreisver-

waltung Altenkirchen weiter Anlass für Beanstandungen. So überließ der Bevollmäch-

tigte eines Petenten dem Bürgerbeauftragten die Kopie eines Schriftsatzes, den die 

Kreisverwaltung in einem Verwaltungsstreitverfahren an das zuständige Verwal-

tungsgericht gerichtet hatte. In diesem Schriftsatz wird die Aussage getroffen, „der 

Bürgerbeauftragte nutze regelmäßig Petitionsverfahren dazu, gesetzlich gebotene 

Abschiebungen zu verhindern oder zumindest zu verzögern“. Der hierzu um Stel-

lungnahme gebetene Landrat erklärt dem Bürgerbeauftragten zwar, dass er die zitier-

te Aussage seines Mitarbeiters nicht teile und diese Meinung dem betroffenen Mitar-

beiter unmissverständlich zu verstehen gegeben und ihn angewiesen habe, zukünftig 

solche Äußerungen zu unterlassen. Trotz einer entsprechenden Aufforderung des 

Bürgerbeauftragten ist jedoch bislang eine Richtigstellung dem Verwaltungsgericht 

gegenüber nicht erfolgt.  

 

Bezüglich der Abschiebung der ausländischen Familie hat der Petitionsausschuss 

festgestellt, dass die Kreisverwaltung Altenkirchen ihren Mitwirkungspflichten, die der 

Verwaltung gemäß § 5 Abs. 2 des Landesgesetzes über den Bürgerbeauftragten des 

Landes Rheinland-Pfalz obliegen, nicht ausreichend nachgekommen ist und die Re-

gelungen im Rundschreiben des Ministeriums des Innern und für Sport vom 

09.02.1998 – Az. 316/19347/0 – nicht beachtet wurden.  

 

Das Ministerium des Innern und für Sport war nach einer Prüfung der Angelegenheit 

zu dem Ergebnis gelangt, dass der betreffende Beamte mit seinen Äußerungen sein 

persönliches Missfallen gegenüber der Arbeit und dem Amt des Bürgerbeauftragten 

zum Ausdruck gebracht und damit gegen die beamtenrechtliche Pflicht, sich in amtli-

chen Schreiben jeder persönlichen Meinungsäußerung zu enthalten, verstoßen hat. 

Ferner hielt das Ministerium bei der eigenen Petition des Beamten eine dienstrechtli-

che Prüfung für angebracht, da Beamtinnen und Beamten bei eigenen Petitionen sich 

in ihrer Wortwahl einer Mäßigung auch gegenüber dem Bürgerbeauftragten zu bedie-

nen haben. Die hinnehmbaren Grenzen wurden nach Auffassung des Ministeriums 

deutlich überschritten. Schließlich gelangte das Ministerium zu der Feststellung, dass 

der betreffende Beamte gegen die Pflicht zur ordnungsgemäßen Erledigung seiner 

Aufgaben verstoßen hat, indem er bewusst die Konfrontation mit dem Bürgerbeauf-

tragten insbesondere im Rahmen seiner dienstlichen Tätigkeiten suchte.  
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Soweit sich der Landrat in dem bereits erwähnten Artikel in der Rhein-Zeitung vom 

14.06.2003 auch auf den Präsidenten des Landtags Rheinland-Pfalz berufen hat, 

ergab ein Gespräch des Bürgerbeauftragten mit dem Landtagspräsidenden, dass 

dieser zu dem betreffenden Thema überhaupt keine Sachdiskussion mit dem Landrat 

geführt hat.  

 

Das Ministerium des Innern und für Sport brachte nach einem eingehenden Gespräch 

mit dem Landrat seine Erwartung zum Ausdruck, dass künftig von der Kreisverwal-

tung Altenkirchen unsachliche Äußerungen unterbleiben, die Petitionen in angemes-

sener Zeit bearbeitet werden und eine konfliktfreie Zusammenarbeit mit dem Bürger-

beauftragten stattfindet. Nachdem die Kreisverwaltung zugesagt hat, dass durch 

dienstrechtliche und organisatorische Maßnahmen sichergestellt wird, dass der 

betreffende Beamte seine Konfrontation mit dem Bürgerbeauftragten beendet und 

darüber hinaus der Landrat noch einmal zugesagt hat, künftigen Schriftverkehr mit 

dem Bürgerbeauftragten zu unterzeichnen, teilte der Bürgerbeauftragte dem Landrat 

mit, dass er die Angelegenheit zu den Akten legen werde. Maßgebend hierbei war für 

den Bürgerbeauftragten insbesondere die Erwägung, dass die ihm zur Verfügung 

stehenden Ressourcen vorrangig für die zu bearbeitenden Eingaben eingesetzt wer-

den sollen. In einem Schreiben an die Kreisverwaltung Altenkirchen heißt es dazu 

unter anderem: „Alles in allem erkläre ich mich dennoch im Interesse einer gedeihli-

chen Zusammenarbeit und im Hinblick darauf, dass die sachliche Bearbeitung von 

Petitionen im Vordergrund meiner Tätigkeit steht, ausnahmsweise bereit, die Angele-

genheit, unter Zurückstellung erheblicher Bedenken, zu den Akten zu legen, wobei 

ich jedoch erwarte, dass Ihre Verwaltung künftig unsere Zusammenarbeit nicht mehr 

in der bisherigen Weise belastet.“ 

 

Offensichtlich ist der betreffende Mitarbeiter zwischenzeitlich nunmehr vom Landrat 

des Landkreises Altenkirchen ruhig gestellt worden; jedenfalls ist derzeit kein Sand 

mehr im Getriebe der Zusammenarbeit ersichtlich. 
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Grundsicherungsgesetz  
 

Im Zusammenhang mit dem am 01.01.2003 in Kraft getretenen „Gesetz über eine 

bedarfsorientierte Grundsicherung im Alter und bei Erwerbsminderung“ (Grundsiche-

rungsgesetz, GSiG) wandten sich im Berichtszeitraum zahlreiche Bürgerinnen und 

Bürger an den Bürgerbeauftragten. Nach diesem Gesetz haben Personen, die ent-

weder das 65. Lebensjahr vollendet haben oder die das 18. Lebensjahr vollendet ha-

ben und vollerwerbsgemindert im Sinne der Rentenversicherung sind und bei denen 

es unwahrscheinlich ist, dass die volle Erwerbsminderung behoben werden kann, 

einen Anspruch auf Leistungen der beitragsunabhängigen, bedarfsorientierten 

Grundsicherung. Der Bedarf richtet sich nach dem Bundessozialhilfegesetz, wobei 

abweichend neben dem maßgebenden so genannten Regelsatz weitere 15 % des 

Regelsatzes eines Haushaltsvorstandes als Bedarf anerkannt werden. Diese Erhö-

hung des Regelsatzes dient dazu, einmalige Bedürfnisse wie die Bekleidungsausstat-

tung, die Ausstattung der Wohnung und so weiter, die nach dem Bundessozialhilfe-

gesetz gesondert zu beantragen und zu bewilligen sind, abzugelten. Weiterhin zählen 

entsprechend dem Bundessozialhilfegesetz die angemessenen tatsächlichen Auf-

wendungen für Unterkunft und Heizung zum Bedarf. Für den Einsatz von Einkommen 

und Vermögen gelten die Bestimmungen des Bundessozialhilfegesetzes. Abwei-

chend werden allerdings Unterhaltsansprüche gegenüber Kindern und Eltern nicht 

berücksichtigt, sofern vermutet werden kann, dass deren jährliches Gesamteinkom-

men unter einem Betrag von 100.000 € liegt.  

 

Entsprechend ihrer gesetzlichen Verpflichtung haben die Rentenversicherungsträger 

vor In-Kraft-Treten des Grundsicherungsgesetzes alle Rentnerinnen und Rentner, 

deren Einkünfte nach den ihnen vorliegenden Erkenntnissen den Betrag von 844 € 

nicht übersteigen, über mögliche Ansprüche nach dem Grundsicherungsgesetz unter-

richtet.  

 

Aufgrund der Mitteilung ihrer Rentenversicherung haben viele Rentnerinnen und 

Rentner noch im November und Dezember 2002 einen Antrag auf Leistungen nach 

dem Grundsicherungsgesetz gestellt. Wegen der verzögerten Bearbeitung ihrer An-

träge wandten sich Antragstellerinnen und Antragsteller an den Bürgerbeauftragten. 

Bei den daraufhin eingeleiteten Ermittlungen wurde unter anderem festgestellt, dass 

zum Beispiel eine Kreisverwaltung erst Ende Mai 2003, also fast fünf Monate nach 
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dem In-Kraft-Treten des Gesetzes, entschied, dass die kreisangehörigen Verbands-

gemeinden für die Ausführung des Gesetzes zuständig sind, und eine Verbandsge-

meindeverwaltung in diesem Kreis benötigte mehr als 14 Monate, um über einen An-

trag zu entscheiden. Der Antragsteller erhielt allerdings entsprechend seinem Antrag 

vom 30.10.2002 mit Bescheid vom 21.01.2004 rückwirkend ab 01.01.2003 Leistun-

gen nach dem Grundsicherungsgesetz. 

 

In anderen Fällen wurde als Grund für die verzögerte Bearbeitung angeführt, dass die 

Bereitstellung der entsprechenden Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter und deren Einfüh-

rung in die neue Rechtsmaterie einige Zeit in Anspruch genommen habe. 

 

Aufgrund der Eingaben lässt sich auch feststellen, dass die Einführung der Grundsi-

cherung offensichtlich hohe Erwartungen bei den Bürgerinnen und Bürgern ausgelöst 

hat. Dazu haben öffentliche Diskussionen, Berichte und vielleicht auch die erwähnten 

Mitteilungen der Rentenversicherer beigetragen, obschon diese nach Inhalt und Form 

deutlich als bloße Mitteilung über einen möglichen Anspruch zu verstehen waren.  

 

Bei einigen Eingaben von Petentinnen und Petenten, die das 18., aber noch nicht das 

65. Lebensjahr vollendet haben, ging es um die Frage, ob eine volle Erwerbsminde-

rung im Sinne der Rentenversicherung vorliegt oder nicht. Die dabei zu überwinden-

den Schwierigkeiten entsprechen denen, die bereits bisher im Zusammenhang mit 

der Frage der Erwerbsminderung bei der Beantragung einer entsprechenden Rente 

aufgetreten sind.  

 

Im Übrigen ging es bei den Eingaben zur Grundsicherung um dieselben Fragen, wie 

sie in der Regel auch bei der Hilfe zum Lebensunterhalt nach dem Bundessozialhilfe-

gesetz zu klären sind.  

 

So mussten auch Eingaben nicht einvernehmlich abgeschlossen werden, weil das 

Einkommen der Petentinnen und Petenten den nach dem Grundsicherungsgesetz 

maßgeblichen Bedarfssatz überstieg. 

 

Nach den für das Grundsicherungsgesetz maßgeblichen Bestimmungen des Bun-

dessozialhilfegesetzes sind Zuwendungen, die jemand von Dritten erhält, als Ein-

kommen zu betrachten. Allerdings sollen Zuwendungen, die ohne rechtliche oder 

sittliche Verpflichtung erbracht werden, im Fall einer besonderen Härte außer Be-
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tracht bleiben. Zahlungen von nichtunterhaltsverpflichteten Verwandten oder Versch-

wägerten an hilfsbedürftige Personen sind in diesem Zusammenhang als Zuwendun-

gen zu betrachten, die aufgrund einer sittlichen Verpflichtung erbracht werden. Sie 

zählen demnach als Einkommen der hilfsbedürftigen Person. Dies musste auch einer 

Petentin mitgeteilt werden, deren Antrag auf Leistungen nach dem Grundsicherungs-

gesetz für die Monate abgelehnt wurde, in denen sie von ihrer Schwester und ihrem 

Schwager Unterstützungsleistungen in Höhe von rund 1.000 € erhielt.  

 

Anderen Petentinnen und Petenten konnte nicht geholfen werden, weil sie über ein 

Grund- oder ein Sparvermögen verfügen, das nach den Vorschriften des Bundesso-

zialhilfegesetzes zu verwerten war.  

 

Gegenstand weiterer Eingaben war die im Zusammenhang mit der Hilfe zum Le-

bensunterhalt bekannte Frage, welche Kosten als angemessen für die Unterkunft zu 

betrachten sind. Insoweit konnte den Petentinnen und Petenten zum Teil aber weiter-

geholfen werden.  

 

Ähnlich wie bei Eingaben zu anderen Sozialleistungen konnte Petentinnen und Pe-

tenten dagegen weitergeholfen werden, nachdem sie vom Bürgerbeauftragten über-

zeugt werden konnten, bestimmte Unterlagen vorzulegen.  

 

Ausnahmsweise konnte einer Petentin weitergeholfen werden, die sich wegen ihrer 

Allergieerkrankung und aus sonstigen gesundheitlichen und persönlichen Gründen 

nicht in der Lage sah, der Aufforderung der zuständigen Stadtverwaltung nachzu-

kommen, die Frage ihrer dauernden vollen Erwerbsminderung durch den zuständigen 

Rentenversicherungsträger klären zu lassen. Nachdem auch wiederholte Bemühun-

gen seitens des Bürgerbeauftragten erfolglos waren, verzichtete die zuständige 

Stadtverwaltung auf die Klärung dieser Frage. Die Petentin erhält weiterhin Leistun-

gen nach dem Bundessozialhilfegesetz, obschon die Frage der vorrangigen Leistun-

gen nach dem Grundsicherungsgesetz nicht abschließend geklärt werden konnte. 

 

Unter bestimmten Voraussetzungen können Empfängerinnen und Empfänger von 

Leistungen nach dem Grundsicherungsgesetz auch ergänzende Ansprüche nach 

dem Bundessozialhilfegesetz haben. So gewährte eine Verbandsgemeindeverwal-

tung einer Petentin wegen deren Behinderung und wegen weiterer Besonderheiten  
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ihres Einzelfalles neben Leistungen nach dem Grundsicherungsgesetz ergänzende 

Leistungen im Rahmen der Hilfe zum Lebensunterhalt. 

 

 

Das Recht auf Akteneinsicht 
 
Im Rahmen von Petitionsverfahren wird auch immer wieder die Frage an den Bürger-

beauftragten gerichtet, ob ein Recht auf Akteneinsicht für Petentinnen und Petenten 

bei der jeweiligen Verwaltung besteht. Dies soll zum Anlass genommen werden, In-

halt und Umfang des Rechts auf Akteneinsicht im Zusammenhang mit sich häufiger 

wiederholenden Sachverhalten, wie zum Beispiel Einblick in Abrechnungsunterlagen 

zu beitragspflichtigen Baumaßnahmen und Ähnliche, näher zu erläutern. 

 

Wichtigste Grundlage ist § 29 Bundesverwaltungsverfahrensgesetz (VwVfG), der ü-

ber § 1 Absatz 1 des Landesverwaltungsverfahrensgesetzes (LVwVfG) für anwend-

bar erklärt wird. Hiermit wird ausschließlich der Anspruch auf Akteneinsicht für die an 

einem Verwaltungsverfahren Beteiligten geregelt. 

 

Beteiligte sind zum Beispiel Antragstellerinnen und Antragsteller sowie Antragsgeg-

nerinnen und Antragsgegner oder diejenigen, an die die Behörde den Verwaltungsakt 

richten will oder gerichtet hat. Außerhalb eines laufenden Verwaltungsverfahrens gibt 

es kein allgemeines Recht auf Akteneinsicht. 

 

Im Rahmen eines Petitionsverfahrens beschwerte sich beispielsweise der Rechtsan-

walt eines Petenten darüber, dass ihm anlässlich einer Akteneinsicht lediglich die 

eingeholten Sachverständigengutachten zugänglich gemacht wurden. Die Einsicht-

nahme in weitere Unterlagen wurde jedoch nicht zugelassen. Der Rechtsanwalt er-

klärte, dass dies zur Prüfung eventuell bestehender Amtshaftungsansprüche seiner 

Mandanten aber unbedingt erforderlich sei. Für die Stadtverwaltung ergab sich hier-

aus jedoch kein weitergehendes Akteneinsichtsrecht. 

 

Da außerhalb eines laufenden Verwaltungsverfahrens kein Anspruch auf Aktenein-

sicht besteht, vielmehr die jeweilige Behörde im Rahmen ihres Ermessens handelt, 

konnte dem nicht widersprochen werden. 
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Die Akteneinsicht ist grundsätzlich bei der Behörde, die die Akten führt, zu gewähren; 

diese kann aber Ausnahmen gestatten. 

 

Im Zusammenhang mit der Festsetzung bzw. Erhebung von Erschließungsbeiträgen 

wollte zum Beispiel ein Petent die Verwaltungs- und Tiefbauakten übers Wochenende 

mit nach Hause nehmen, um sie in Ruhe studieren zu können. Die Verwaltung 

gestattete aber lediglich die Einsicht in die Beitragsakte im Verwaltungsgebäude. 

 

Ein Anspruch, Verwaltungsakten ins eigene Haus oder in die Kanzlei eines Rechts-

anwaltes mitnehmen zu können, besteht nicht. Jedes Entgegenkommen in dieser 

Hinsicht steht genauso im Ermessen der Verwaltung wie die sonstige Form der Ak-

teneinsicht (zum Beispiel Anwesenheit des Sachbearbeiters) oder der Zeitpunkt der 

Akteneinsicht. 

 

Im Rahmen von Widerspruchsverfahren ist neuerdings § 16 Absatz 6 des Ausfüh-

rungsgesetzes zur Verwaltungsgerichtsordnung zu berücksichtigen, wonach Verfah-

rensakten der Rechtsanwältin beziehungsweise dem Rechtsanwalt, der eine Bürgerin 

beziehungsweise einen Bürger im Widerspruchsverfahren vertritt, vorübergehend zur 

Einsicht in die Wohnung oder in die Geschäftsräume mitgegeben werden können.  

 

Das Recht auf Akteneinsicht wird nur für die das Verfahren betreffenden Akten ge-

währt. Der Begriff „Akten“ ist umfassend zu verstehen; er umfasst nicht nur beschrie-

benes oder bedrucktes Papier, sondern auch Fotos, Karten, Filme, Tonbänder und 

Ähnliches. Die Akten „betreffen“ das Verfahren, wenn sie entweder im Laufe des 

Verwaltungsverfahrens angelegt oder zum Verwaltungsverfahren von der Behörde 

beigezogen worden sind. Nicht zum Verfahren gehören andere Akten der Behörde, 

die mit dem Verfahren unmittelbar nichts zu tun haben. 

 

Bei dem zuletzt angesprochenen Fall hatte die Verwaltung die Einsichtnahme in die 

Tiefbauakte nach Abstimmung mit der Kommunalaufsicht generell abgelehnt, da die 

Tiefbauakte lediglich vorbereitende Unterlagen für die Berechnung und Festsetzung 

der Beiträge enthält. Hierbei war von der Verwaltung auch zu berücksichtigen, dass 

die Tiefbauakten möglicherweise Angebote verschiedener Unternehmen zur Aus-

schreibung der Bauarbeiten enthielten, bezüglich derer kein Einsichtsrecht besteht.  
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Kein Anspruch auf Akteneinsicht besteht ausnahmsweise zum Beispiel dann, wenn 

die Vorgänge aufgrund einer gesetzlichen Regelung oder ihrem Wesen nach geheim 

zu halten sind, namentlich wegen der berechtigten Interessen der Beteiligten oder 

Dritter. 

 

So ist nach § 32 Absatz 2 Nr. 2 des Landesgesetzes für psychisch kranke Personen 

(PsychKG) der betroffenen Person unentgeltlich Einsicht in die im Zusammenhang 

mit der Durchführung von Hilfen, Schutzmaßnahmen und Unterbringungen zu ihrer 

Person geführten Akten zu gewähren. Die Gewährung von Akteneinsicht kann aber 

nach § 32 Absatz 3 Satz 1 Halbsatz 1 PsychKG ausnahmsweise unterbleiben, soweit 

und solange dies nach ärztlichem Zeugnis wegen einer Lebensgefahr oder einer Ge-

fahr schwerwiegender gesundheitlicher Nachteile für die betroffene Person erforder-

lich ist. Auf diese Vorschrift berief sich das Gesundheitsamt eines Landkreises ge-

genüber einem Petenten, der Akteneinsicht beantragt hatte. Dem schloss sich der 

Landesbeauftragte für den Datenschutz in Anbetracht eines zusätzlich eingeholten 

ärztlichen Zeugnisses an. 

 

Auf die Erteilung von Auszügen oder Abschriften besteht kein Rechtsanspruch; dies 

steht im Ermessen der Behörde. So benötigte eine Petentin beispielsweise die Kopie 

eines Bebauungsplanentwurfes, was ihr aber zunächst seitens der Stadtverwaltung 

mit dem Argument verweigert wurde, dass die Herausgabe von Kopien noch nicht als 

Satzung beschlossener Bebauungsplanentwürfe später zu Irritationen führen könne. 

Die Stadtverwaltung hat dann aber im Laufe des Petitionsverfahrens dem Anliegen im 

Rahmen ihres Ermessens doch entsprochen. 

 

Als Fazit kann der Bürgerbeauftragte derzeit festhalten, dass die Akteneinsicht um-

fassend gesetzlich geregelt ist und von den Verwaltungen die Rechte der Bürgerin-

nen und Bürger in aller Regel auch beachtet werden. Der Bürgerbeauftragte ist aber 

auch der Ansicht, dass eine bürgerfreundliche Verwaltung bei der Gewährung von 

Akteneinsicht im Hinblick auf eine angemessene Verfahrenstransparenz großzügig 

vorgehen sollte und wird unter diesem Gesichtspunkt die Handhabung durch die 

Verwaltungen weiter im Blick behalten.  
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Belegungsänderungen im Kabelnetz erzürnen Bürgerinnen und Bürger 
 
Verschiedene Eingaben aus dem Bereich des Sachgebiets Rundfunk und Fernsehen 

betrafen Änderungen im Kabelnetz zu Lasten des Fernsehsenders MDR. Bürgerin-

nen und Bürger beschwerten sich über die erhebliche zeitliche Einschränkung der 

Ausstrahlung des Fernsehsenders MDR in verschiedenen Kabelnetzen. Dieser wurde 

mit dem Kinderkanal auf einen Kanal zusammengelegt. Da der Kinderkanal sein Pro-

grammangebot erweiterte und nun Sendungen bis 21:00 Uhr ausstrahlt, werden in 

den betreffenden Kabelnetzen die Sendungen des MDR erst ab 21:00 Uhr übertra-

gen.  

 

Die Bürgerinnen und Bürger erhofften sich mit ihren Beschwerden und Eingaben ein 

Einschreiten des Staates beziehungsweise ein Einwirken der Politik mit dem Ziel, die 

Netzbetreiber zu verpflichten, das Programm des MDR wieder vollständig 

auszustrahlen. 

 

Die Eingaben zeigen die Problematik privatrechtlich ausgestalteter und wahrgenom-

mener Aufgaben, die jedoch von Bürgerinnen und Bürgern als öffentliche Aufgabe 

oder öffentliche Versorgungsleistung empfunden werden. Auch die Grenzen der poli-

tischen und staatlichen Einflussnahme werden deutlich.  

 

Der Bürgerbeauftragte veranlasste in Bezug auf die Einschränkung des Programm-

angebotes des Fernsehsenders MDR durch die Kabelnetzbetreiber eine Überprüfung 

durch die Landeszentrale für private Rundfunkveranstalter Rheinland-Pfalz und die 

Staatskanzlei Rheinland-Pfalz. 

 

Die Landeszentrale äußerte zwar Verständnis für das Interesse von Bürgerinnen und 

Bürgern am Empfang des Programms des MDR; sie kann jedoch die betreffenden 

Kabelnetzbetreiber nicht verpflichten, die Kanalbelegung in diesem Punkt zu ändern. 

 

Nach Auskunft der Landeszentrale für private Rundfunkveranstalter waren Umbele-

gungen unausweichlich, nachdem sowohl die Sendezeiten von ARTE als auch die 

des Kinderkanals ausgeweitet wurden. Beide Programme sind aber verpflichtend und 

vom Kabelbetreiber vollständig in das Kabel einzuspeisen. Maßgeblich ist daher im 

Hinblick auf den Kinderkanal, dass dieser das Ende seiner täglichen Sendezeit auf 

21:00 Uhr festgesetzt hat. Als Konsequenz hieraus können sich ARTE und der Kin-
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derkanal nicht mehr wie bisher einen Kanalplatz teilen. In den Kabelnetzen bestehen 

aber keine unbegrenzten Kapazitäten. Ca. 30 der analog genutzten Kabelkanäle ste-

hen über 50 Programmen gegenüber, sodass auch andere Programme nicht einge-

speist werden können.   

 

Verschiedene Kabelnetzbetreiber haben sich für eine Teilung des Kinderkanals mit 

dem MDR entschieden. Aus Rechtsgründen kann diese Entscheidung nach Auskunft 

der Landeszentrale für private Rundfunkveranstalter Rheinland-Pfalz nicht beanstan-

det werden. Die Kanalbelegungssatzung sowie die zugehörige Programmliste sehen 

bei der Auswahl der beiden verpflichtend einzuspeisenden landesfremden Dritten 

Programme Spielräume für den Kabelnetzbetreiber vor. Die gesetzlichen Belegungs-

vorgaben werden nach dem Ergebnis der Überprüfung vorliegend aber eingehalten.  

 

Die Landeszentrale hat abschließend auch darauf hingewiesen, dass angesichts der 

beträchtlichen Zahl der an ein Breitbandkabelnetz angeschlossenen Haushalte auch 

eine sehr große Zahl unterschiedlichster Zuschauerwünsche von den Belegungsent-

scheidungen betroffen ist, sodass es vor dem Hintergrund der oben angesprochenen 

Kapazitätsengpässe unmöglich sei, sämtlichen Interessen zu entsprechen. Die Bele-

gung eines Kabelnetzes könne daher letztlich immer nur ein Kompromiss sein. Das 

Programm des MDR ist jedoch, wie die Landeszentrale weiter ausführt, ebenso wie 

alle übrigen Dritten Programme im Digitalpaket der ARD enthalten und wird nahezu 

landesweit digital verbreitet. 

 

Auch die Staatskanzlei äußerte durchaus Verständnis für die Verärgerung der Fern-

sehzuschauerinnen und Fernsehzuschauer, die sich durch die Kabelbelegungsände-

rung und die hierdurch entstandene Kürzung des bisherigen Programmangebots des 

MDR benachteiligt fühlen. Gerade die Dritten Fernsehprogramme des öffentlich-

rechtlichen Rundfunks seien wichtige Informationsquellen für die Bevölkerung, was 

aus Sicht der Staatskanzlei in besonderem Maße für das Programm des MDR, als 

einzigem Programm aus den „neuen“ Ländern, gelte. 

 

Jedoch weist die Staatskanzlei darauf hin, dass die Landesregierung an dem Verfah-

ren der Belegung der Kabelnetze mit Programmen nicht beteiligt ist. Die konkrete 

Belegung der Kabelnetze mit entsprechenden Programmen geschieht in der Verant-

wortung der privaten Kabelnetzbetreiber. Diese haben sich bei ihrer Entscheidung 
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lediglich, wie oben bereits angesprochen, an einzelnen rechtlichen Rahmenvorgaben 

zu orientieren. 

 

Eine Einflussnahme der Landesregierung auf die Entscheidung privater Kabelnetz-

betreiber ist daher nicht möglich. Die Entscheidung ist letztlich vom Kabelnetzbetrei-

ber und somit von einem privaten Unternehmen zu verantworten. 

 

 

Probleme mit Musikschulgebührenerhöhungen  
 
Dem Bürgerbeauftragten lagen dazu im Berichtsjahr mehrere Eingaben zur Bearbei-

tung vor. Die betroffenen Bürgerinnen und Bürger beschwerten sich mit ihren Einga-

ben über die Erhöhung der Gebühren der städtischen Musikschule für auswärtige, 

das heißt für nicht mit Erstwohnsitz in Kaiserslautern gemeldete Kinder. Die Eltern 

sahen sich nicht mehr dazu in der Lage, ihren Kindern die begonnene Ausbildung in 

dieser Qualität/Intensität (Einzelunterricht oder in Zweiergruppen) oder überhaupt 

weiter finanzieren zu können. 

 

Insgesamt handelte es sich um nahezu 250 Personen, die je nach bisher gewählter 

Unterrichtsform mit beträchtlichen Gebührensteigerungen zu rechnen hatten. So er-

höhte sich zum Beispiel die Gebühr für den „Musischen Grundkurs“ von 216 Eu-

ro/Jahr auf 309 Euro/Jahr oder für die Orientierungsstufe „Kinder suchen ihr Instru-

ment/Probier mal 4“ von 372 Euro/Jahr auf 729 Euro/Jahr. 

 

Das Ministerium für Wissenschaft, Weiterbildung, Forschung und Kultur, das im Zuge 

des Petitionsverfahrens zur Vorgehensweise der Stadt um Stellungnahme gebeten 

wurde, erklärte, dass es zwar bedauerlich sei, dass die Musikschule die Gebühren 

nur für die Musikschülerinnen und Musikschüler erhöht habe, die sich aus den umlie-

genden Kreisen an der städtischen Musikschule angemeldet hätten. Trotzdem vertrat 

das Ministerium den Standpunkt, dass es unter anderem wegen des Prinzips der 

kommunalen Selbstverwaltung keine Möglichkeit gebe, trotz Unterstützung des Lan-

desverbandes der Musikschulen mit einem Zuschuss direkt oder indirekt auf Städte 

beziehungsweise Landkreise als Träger der Musikschulen einzuwirken. Eine Verbes-

serung der Situation kann nach Ansicht des Ministeriums nur durch die Zusammen-

arbeit der politisch und kulturell Verantwortlichen vor Ort erreicht werden. 
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Im Petitionsverfahren hat es die Stadt aber abgelehnt, die Gebührenerhöhung zu-

rückzunehmen. Die Stadt begründete dies mit dem erheblichen Zuschussbedarf für 

die Musikschule und der derzeitigen Haushaltslage. Der Zuschussbedarf sei im Ver-

gleich zur Musikschule des Landkreises auch wesentlich höher, was damit erklärt 

werden könne, dass die städtische Musikschule in höherem Umfang Einzel- und 

Zweierunterricht anbiete. Nicht zuletzt deswegen sei die städtische Musikschule zu-

letzt mit einem Anteil von ca. 30 % von auswärtigen Schülerinnen und Schülern be-

sucht worden. 

 

Auch wird die Ansicht vertreten, dass ein Zuschlag für Ortsfremde in den Fällen zu-

lässig ist, in denen die jeweilige Einrichtung nicht kostendeckend betrieben wird, so-

dass die entsprechenden Defizite mittels eines Zuschusses aus Haushaltsmitteln 

ausgeglichen werden müssen. Da hieran nur die Einwohnerinnen und Einwohner der 

jeweiligen Kommune beteiligt sind, muss es den Kommunen freistehen, die Subventi-

onierung dieser nicht kostendeckenden Einrichtung auf die eigenen Einwohnerinnen 

und Einwohner zu beschränken und von den Ortsfremden für dieselbe Leistung eine 

höhere Gebühr verlangen zu können. 

 

Auch wurde eine Fusion der Musikschulen der Stadt und des Landkreises mit einer 

damit verbundenen einheitlichen Entgeltstruktur erörtert. Dies ist aber aus der Sicht 

der Stadt nur möglich, wenn die Kosten entsprechend der örtlichen Herkunft der 

Schülerinnen und Schüler verteilt werden. Unter dieser Bedingung wurde dies vom 

Landkreis abgelehnt, der ebenfalls insbesondere auf die bestehende, schwierige 

Haushaltslage verweist. 

 

Der Bürgerbeauftragte bedauert sehr, dass es während des Petitionsverfahrens zu 

keiner einvernehmlichen Regelung gekommen ist. Für den Bürgerbeauftragten ist bei 

allem Verständnis für die Sparzwänge nur schwer nachvollziehbar, warum gerade der 

Zugang zu einer solch wichtigen Institution der musischen Förderung der Jugend er-

schwert wird. Sollte dieses Beispiel Schule machen, so sind negative Auswirkungen 

auf die Jugendpolitik möglicherweise nicht auszuschließen und führen später viel-

leicht auch zu viel höheren Ausgaben an anderer Stelle.  
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Gelungenes Zusammenwirken zwischen Petitionsausschuss und Landesregie-
rung 
 

Nach Art. 11 der Verfassung für Rheinland-Pfalz hat jedermann das Recht, sich mit 

Eingaben an die Volksvertretung zu wenden. Die Geschäftsordnung des Landtags 

Rheinland-Pfalz bestimmt dazu, dass nach Art. 11 der Verfassung die an den Land-

tag oder an den Petitionsausschuss gerichteten Eingaben dem Bürgerbeauftragten 

zuzuleiten sind, § 102 Abs. 1 der Geschäftsordnung des Landtags Rheinland-Pfalz. 

Der Bürgerbeauftragte des Landes Rheinland-Pfalz hat nach § 1 in Verbindung mit § 

5 Abs. 1 des Landesgesetzes über den Bürgerbeauftragten des Landes Rheinland-

Pfalz im Rahmen des parlamentarischen Kontrollrechts auf eine einvernehmliche Lö-

sung einer Angelegenheit hinzuwirken. Sofern eine einvernehmliche Lösung im Sinne 

der Bürgerin oder des Bürgers nicht erreicht wird, hat der Bürgerbeauftragte die An-

gelegenheit dem Petitionsausschuss des Landtags Rheinland-Pfalz vorzulegen und 

dabei die Art der Erledigung vorzuschlagen, § 5 Abs. 3 des Landesgesetzes über den 

Bürgerbeauftragten des Landes Rheinland-Pfalz. Nach § 108 Abs. 1 der Geschäfts-

ordnung des Landtags Rheinland-Pfalz kann der Petitionsausschuss beschließen, 

Eingaben der Landesregierung als Material, zur Kenntnisnahme, zur Erwägung oder 

zur Berücksichtigung zu überweisen.  

 

Im Berichtszeitraum wurde erneut davon Gebrauch gemacht und eine Eingabe an die 

Landesregierung zur Berücksichtigung überwiesen. Der betreffenden Eingabe liegt 

folgender Sachverhalt zugrunde: 

 

Eine Petentin war seit ihrem Zweiten Staatsexamen für das Lehramt an Gymnasien 

mit Ausnahme einer längeren Familienpause im Zusammenhang mit der Geburt von 

drei Kindern als Lehrerin im Angestelltenverhältnis viele Jahre im Schuldienst tätig. 

Seit 1993 war sie ununterbrochen an Hauptschulen eingesetzt und bestand im April 

1999 die Eignungsprüfung für den Bereich der Grund- und Hauptschulen. Ab dem 

01.02.2000 wurde sie  mit einem unbefristeten ¾-BAT-Vertrag an einer Regionalen 

Schule eingestellt. Die Aufsichts- und Dienstleistungsdirektion in Trier teilte ihr mit 

Schreiben vom 28.01.2000 mit: „Es ist beabsichtigt, Sie nach Ablauf von fünf Jahren 

in das Beamtenverhältnis auf Probe mit Anspruch auf eine volle Stelle zu überneh-

men, sofern die beamtenrechtlichen Voraussetzungen dafür vorliegen." Vor den 

Sommerferien 2001 veranlasste die Aufsichts- und Dienstleistungsdirektion wegen 

der beabsichtigten Verbeamtung der Petentin die dafür notwendige amtsärztliche 

Untersuchung. Ebenso wurde die erforderliche dienstliche Beurteilung eingeholt. Al-
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lerdings stellte die Aufsichts- und Dienstleistungsdirektion kurz darauf fest, dass die 

Petentin „offensichtlich die laufbahnrechtlichen Voraussetzungen für eine Verbeam-

tung an einer Regionalen Schule nicht erfüllt.“ Unmittelbar danach vollendete die Pe-

tentin ihr 45. Lebensjahr, sodass nunmehr auch die Höchstaltersgrenze für eine Ver-

beamtung überschritten war. Damit war eine Verbeamtung der Petentin nur noch mit 

Zustimmung des Ministeriums der Finanzen möglich. Auf Vorschlag der Aufsichts- 

und Dienstleistungsdirektion hatte sich das zuständige Ministerium für Bildung, Frau-

en und Jugend zwar bemüht, die Zustimmung des Ministeriums der Finanzen zu er-

langen, diese wurde jedoch nicht erteilt.  

 

Auch im Zuge des Petitionsverfahrens konnte zunächst trotz umfangreicher Bemü-

hungen nicht erreicht werden, dass das Ministerium der Finanzen von der grundsätz-

lich gegebenen Möglichkeit Gebrauch macht, sein Einvernehmen zu einer Berufung 

der Petentin in das Beamtenverhältnis nach Vollendung des 45. Lebensjahres zu er-

teilen. Diese ablehnende Haltung konnte sowohl aus Sicht des Bürgerbeauftragten 

als auch des Petitionsausschusses nicht akzeptiert werden. Maßgebend hierfür war 

insbesondere, dass die Petentin durch konkludentes Handeln von der Aufsichts- und 

Dienstleistungsdirektion in dem Glauben gelassen worden war, sie würde verbeam-

tet. Im Vertrauen darauf hatte sie auch zum Beispiel auf eine erneute Bewerbung als 

Lehrerin im Gymnasialbereich verzichtet. Außerdem sollte nach Auffassung des Bür-

gerbeauftragten die Nichteinigung der beteiligten Ministerien nicht auf dem Rücken 

der Petentin ausgetragen werden. Mit dem Überweisungsbeschluss zur Berücksichti-

gung sollte erreicht werden, dass das Ministerium der Finanzen das erforderliche 

Einvernehmen erteilt und die Petentin letztlich verbeamtet wird. Hierbei waren wegen 

der wohl einmaligen Konstellation des Einzelfalles Berufungsfälle nicht zu befürchten.  

 

Durch ein Zusammenwirken von Bürgerbeauftragtem und Petitionsausschuss auf der 

einen Seite und der Landesregierung auf der anderen Seite konnte schließlich er-

reicht werden, dass das Ministerium der Finanzen seine Zustimmung für eine Aus-

nahmegenehmigung zur Berufung der Petentin in das Beamtenverhältnis erteilte. Die 

Petentin muss allerdings noch eine Prüfung zum Wechsel der Lehramtslaufbahn für 

das Lehramt an Regionalen Schulen (Realschulen) ablegen, sodass die Eingabe der-

zeit noch nicht vollständig abgeschlossen werden konnte.  
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4.  T e i l  Einzelbeispiele 
 

1. Unkenntnis schützt nicht vor Nachteilen 

 
Bis zum 31.08.1994 erhielten Angestellte des öffentlichen Dienstes, die weniger als 

die Hälfte der regelmäßigen Arbeitszeit beschäftigt waren, keine Beihilfe für Aufwen-

dungen im Krankheitsfall. Nach einer Änderung des Bundesangestelltentarifvertrages 

steht ihnen seit dem 01.09.1994 anteilige Beihilfe entsprechend dem Anteil ihrer Ar-

beitszeit an der regelmäßigen wöchentlichen Arbeitszeit zu. Dies war einer mit weni-

gen Stunden beschäftigten Petentin, die zuvor über ihren beamteten Ehemann beihil-

feberechtigt war, zum Zeitpunkt einer zahnärztlichen Behandlung nicht bekannt, so-

dass sie die Kosten in Höhe von 7.000,00 DM selbst tragen musste. Da sie einen 

eigenständigen Beihilfeanspruch hatte, konnte sie eine weitere Beihilfe über ihren 

Ehemann nicht mehr erhalten. Dies wurde später durch ein Urteil des Bundesverwal-

tungsgerichts vom 03.12.1998 dahin gehend geändert, dass weiterhin ein Beihilfean-

spruch über den Ehegatten besteht, wenn die Einkünfte des Angehörigen jährlich 

40.000,00 DM, jetzt 20.451,68 €, nicht übersteigen. Dieses Urteil konnte allerdings 

auf den Fall der Petentin nicht angewandt werden, da deren Angelegenheit zum Zeit-

punkt des Urteils bereits bestandskräftig entschieden war. Seitens der zuständigen 

Behörde wurde angesichts des Zeitablaufs darauf hingewiesen, dass auch keine Not-

lage vorliegt, die die Fürsorgepflicht des Dienstherrn auslösen könnte. Kulanzzahlun-

gen seien dem Beihilferecht fremd. Der Hinweis der Petentin, ihr und ihrem Ehemann 

seien die Regelungen unbekannt gewesen, half ebenfalls nicht weiter. 

 

2. Weihnachtszuwendung 

 
Mit einem Petenten wurde für seine Tätigkeit als Professor an einer Fachhochschule 

des Landes ein Angestelltenvertrag in Anlehnung an das Beamtenrecht abgeschlos-

sen. Da eine Regelung über Sonderzuwendungen zu Weihnachten nicht getroffen 

worden war, wurde diese zunächst abgelehnt. Aufgrund der Eingabe erhielt der Pe-

tent jedoch entsprechend den Regelungen für Angestellte für das Jahr seines Aus-

scheidens aus dem Dienst die anteilige Weihnachtszuwendung. 
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3. Wiedereinstellung in den Vorbereitungsdienst  

 
Ein Petent wandte sich an den Bürgerbeauftragten, weil sein Antrag auf Wiederein-

stellung in den Vorbereitungsdienst für das Lehramt an Grund- und Hauptschulen mit 

dem Hinweis abgelehnt worden war, er sei früher auf eigenen Antrag aus dem Vorbe-

reitungsdienst entlassen worden, sodass kein Ausbildungsanspruch mehr bestehe. 

 

Aufgrund der Eingabe wurde festgestellt, dass der Petent seinerzeit nicht umfassend 

beraten worden war, sodass er nunmehr wieder für den Vorbereitungsdienst zugelas-

sen werden konnte. 

 

4. Zusage nur durch Präsidenten 

 
Ein Petent hatte sich um eine von einer Fachhochschule ausgeschriebene Stelle be-

worben und von dieser die Mitteilung erhalten, dass der Fachbereichsbeirat ihn für 

die Stelle vorsehe. Er beklagte, dass er später jedoch nicht eingestellt wurde. Die 

Überprüfungen ergaben, dass es sich bei der Mitteilung nicht um eine verbindliche 

Einstellungszusage handelte und diese im Übrigen nur vom Präsidenten der Fach-

hochschule hätte abgegeben werden können. Dem Petenten konnte nicht geholfen 

werden. 

 

5. Altersversorgung; nicht jede Erwartung erfüllt sich 

 
Immer wieder wenden sich Petentinnen und Petenten, die zunächst rentenversichert 

waren und später ein Beamtenverhältnis begründeten, wegen ihrer Altersversorgung 

an den Bürgerbeauftragten. Sie gehen regelmäßig davon aus, dass sie neben der 

Altersrente die beamtenrechtlichen Versorgungsbezüge in voller Höhe erhalten. Dies 

ist allerdings nicht der Fall. Vielmehr werden beamtenrechtliche Versorgungsbezüge 

neben Renten nur bis zum Erreichen einer bestimmten Höchstgrenze gezahlt. Hinter-

grund dieser Regelung ist, dass die beamtenrechtlichen Versorgungsbezüge als um-

fassende und angemessene Alterssicherung betrachtet werden. Deswegen ruhen 

diese Bezüge, sobald die Alterssicherung teilweise durch eine Rente gewährleistet 

ist. 
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6. Kürzung der Hilfe bei Arbeitsverweigerung 

 
Der allein erziehende Vater einer neunjährigen Tochter wandte sich an den Bürger-

beauftragten, weil die ihm persönlich zustehende Hilfe um 25 Prozent gekürzt worden 

war. Die Überprüfungen ergaben, dass die Kürzung seitens des zuständigen Sozial-

amtes verfügt wurde, weil der Petent seiner Verpflichtung, gemeinnützige und zusätz-

liche Arbeiten zu leisten, nicht nachgekommen war. 

 

7. Erfolgreiche Eingliederung  

 
Eine allein erziehende Mutter mit zwei Kindern im Alter von 10 und 14 Jahren war 

neben der Arbeitslosenhilfe auf ergänzende Hilfe zum Lebensunterhalt angewiesen. 

Sie wandte sich an den Bürgerbeauftragten, weil sie mit der Art der ihr zugewiesenen 

gemeinnützigen Arbeiten nicht einverstanden war. Aufgrund der Eingabe konnte er-

reicht werden, dass die Petentin für zwölf Stunden wöchentlich mit Arbeiten beschäf-

tigt wurde, die ihrer Qualifikation entsprechen. 

 

8. Arbeitsunfähigkeit 

 
Die einer älteren Petentin zustehende Hilfe zum Lebensunterhalt war über einen län-

geren Zeitraum gekürzt worden, weil sie sich weigerte, gemeinnützige Arbeiten zu 

verrichten. Nach langwierigen Bemühungen konnte aufgrund einer neuen Stellung-

nahme des Gesundheitsamtes festgestellt werden, dass die Petentin von Anfang an 

arbeitsunfähig war. Die ihr zustehende Hilfe wurde nach dieser Feststellung rückwir-

kend nachgezahlt. 

 

9. Hilfe nach den Besonderheiten des Einzelfalles 

 
Eine allein erziehende Mutter mit einer neunjährigen Tochter und einem sechsjähri-

gen behinderten Sohn war nach Trennung vom ihrem Lebensgefährten auf ergän-

zende Hilfe zum Lebensunterhalt angewiesen. Neben der Klärung verschiedener An-

gelegenheiten konnte im Rahmen der Eingabe erreicht werden, dass der vorhandene 

PKW wegen der Behinderung des Sohnes nicht zur Sicherung des Lebensunterhalts 

veräußert werden muss. 
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10. Vorsorge zur Beseitigung von Gefahren 

 
Eine 81-jährige altersverwirrte Frau war aufgrund unsachgemäß angelegter Fixiergur-

te bei dem Versuch, sich davon zu befreien, zu Tode gekommen. Dies war Anlass für 

den Bürgerbeauftragten, die zuständigen Heimaufsichtsbehörden zu bitten, die An-

wendung von Fixiergurten mit den zuständigen Heimträgern zu klären, um weitere 

mögliche Schadensfälle zu vermeiden. Aufgrund der Eingabe wurde vom Landesamt 

für Soziales, Jugend und Versorgung als Heimaufsichtsbehörde ein Arbeitspapier 

entwickelt und mit den Trägern erörtert. Darin wurde auch im Einzelnen geregelt, 

welche Voraussetzungen nach dem Medizinprodukt-Gesetz vom 18.12.2001 und der 

entsprechenden Verordnung für die Anwendung von Medizinprodukten wie eines Fi-

xiergurtes gegeben sein müssen; dazu zählt auch eine ausreichende Schulung des 

Personals. 

 

11. Keine eheähnliche Gemeinschaft  

 
Eine Petentin legte im Einzelnen ausführlich dar, in welchem Verhältnis sie zu der 

Person steht, mit der sie nach Auffassung der zuständigen Verbandsgemeinde in 

einem eheähnlichen Verhältnis lebt. Danach waren die Voraussetzungen für eine 

eheähnliche Gemeinschaft nicht gegeben. Die Petentin erhielt dann rückwirkend ihre 

ergänzende Hilfe zum Lebensunterhalt. 

 

12. Hilfe bei der Vermittlung von Wohnungen 

 
Mit Unterstützung der zuständigen Verwaltungen konnten verschiedenen Petentinnen 

und Petenten angemessene Wohnungen vermittelt werden. So erhielt zum Beispiel 

eine schwangere allein erziehende Mutter eine neue, angemessene Wohnung. Wei-

terhin konnte einer allein erziehenden Mutter von zwei Kindern im Alter von fünf und 

siebeneinhalb Jahren, die nach ihrer Trennung von ihrem Lebenspartner zunächst 

eine völlig unzureichende Bleibe bei ihrer Freundin und deren drei Kinder gefunden 

hatte, eine Wohnung vermittelt werden. Ebenso konnte einer psychisch erkrankten 

Frau zu einer anderen Wohnung verholfen werden, weil die bisherige Wohnung durch 

ihre Lage ihre psychische Situation verschlechterte. Eine andere ältere Frau, die eine 

große Anzahl von Katzen hält, hatte Schwierigkeiten bei der notwendig gewordenen 

Suche nach einer anderen Wohnung. Auch ihr konnte geholfen werden. Demgegen-
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über konnte dem Anliegen eines Rollstuhlfahrers auf Vermittlung einer behinderten-

gerechten Wohnung für ihn und seine ihn versorgende Nachbarin leider nicht ent-

sprochen werden. Die neu errichteten 32 behindertengerechten Wohnungen waren 

bereits belegt.  

 

13. Hohe Heizkosten 

 
Wegen der Beheizung ihrer Wohnung mit Elektro-Nachtspeicheröfen reichte der einer 

60-jährigen Petentin gewährte Pauschalbetrag nicht aus. Der Pauschalbetrag be-

rücksichtigt lediglich die Größe, nicht die Art der Beheizung einer Wohnung. Aufgrund 

der Eingabe erhielt die Petentin einen weiteren Betrag.  

 

14. Kostenübernahme für Betreuung Behinderter in einer Einrichtung 

 
Aufgrund einer Eingabe konnte erreicht werden, dass die Kosten für die Beschäfti-

gung einer ausländischen behinderten jungen Frau in einer Werkstatt für Behinderte 

vom Landesamt für Soziales, Jugend und Versorgung übernommen wurden. Ebenso 

konnte erreicht werden, dass eine Kostenzusage für die Betreuung und Erziehung 

einer behinderten Tochter in einer Einrichtung der Behindertenhilfe erteilt wurde. 

 

15. Vermittlung eines Heimplatzes 

 
Aufgrund einer Eingabe konnte erreicht werden, dass der nach einem Motorradunfall 

seit Jahren schwerstbehinderte Ehemann der Petentin aus einem heimatfernen Hos-

piz in eine heimatnahe Einrichtung in Rheinland-Pfalz verlegt werden konnte. 

 

16. Kosten für die Haltung eines Hundes  

 
Mit der Begründung, zur Erhaltung seiner körperlichen und seelischen Gesundheit sei 

er auf die Haltung eines Hundes angewiesen, wollte ein Petent die Übernahme der 

Futter- und sonstigen Kosten für seinen Hund im Rahmen der Hilfe zum Lebensun-

terhalt oder der Krankenhilfe nach dem Bundessozialhilfegesetz erreichen. Seinem 

Anliegen wurde nicht entsprochen.  
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17. Hilfe für Familie mit einem behinderten Kind 

 
Der unermüdliche Einsatz einer Mutter versetzte eine zwölfjährige, mit erheblichen 

Behinderungen geborene Schülerin in die Lage, erfolgreich die Hauptschule zu besu-

chen. Die Kräfte der Mutter reichten nunmehr nicht mehr, die mit der Versorgung und 

Erziehung ihrer behinderten Tochter verbundenen Belastungen zu tragen, zumal ein 

jüngeres Kind auch ihre Zuwendung und Sorge benötigte.  

 

Aufgrund der Eingabe konnte erreicht werden, dass die Familie mit einer sozialpäda-

gogischen Familienhilfe unterstützt wird. Sofern diese Hilfe nicht ausreichen sollte, 

wurde die teilstationäre Betreuung der behinderten Tochter in einer Tagesgruppe in 

Aussicht gestellt. 

 

18. Nur gleiche Sachverhalte müssen auch gleich behandelt werden 

 
Wegen des unterschiedlichen Schichtdienstes waren Eltern darauf angewiesen, dass 

ihr Kindergartenkind nicht in einem weit entfernten, nur mit einem PKW erreichbaren 

Kindergarten ihrer Ortsgemeinde, sondern in dem nahe gelegenen, ebenfalls von 

ihrer Ortsgemeinde betriebenen Kindergarten betreut wird. Die Ortsgemeinde berief 

sich bei ihrer Ablehnung auf die Notwendigkeit der Gleichbehandlung aller Kindergar-

teneltern. Der Hinweis des Bürgerbeauftragten, dass bei anderen Kindergartenkin-

dern kaum beide Elternteile im Wechselschichtdienst tätig sein dürften, konnte die 

ablehnende Haltung zunächst nicht verändern. Der vom Bürgerbeauftragten einge-

schalteten Kommunalaufsicht gelang es schließlich nach einigen Bemühungen, eine 

Lösung im Sinne der Petenten herbeizuführen. 

 

19. „Takt“ verbessert 

 
Zur Information über den öffentlichen Personennahverkehr in Rheinland-Pfalz wird 

vom Ministerium für Wirtschaft, Verkehr, Landwirtschaft und Weinbau die Zeitschrift 

„Takt“ herausgegeben und an alle Haushalte verteilt. Weil diese Zeitung wegen ihrer 

zu geringen Schriftgröße von Sehbehinderten aber nicht gelesen werden konnte, 

wandte sich eine Betroffene an den Bürgerbeauftragten. Aufgrund der Eingabe konn-

te schließlich erreicht werden, dass Schriftgröße, Zeilenabstände usw. in der genann-

ten Zeitung wesentlich verbessert wurden. 
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20. Keine Akten mehr 

 
Eine Petentin wandte sich an den Bürgerbeauftragten, weil sie nach wie vor mit einer 

Anfang der siebziger Jahre erfolgten Auszahlung von Lastenausgleichsleistungen an 

ihren Neffen nicht einverstanden war. 

 

Die Überprüfungen des nach der Auflösung des Ausgleichsamtes der Stadtverwal-

tung Ludwigshafen nunmehr zuständigen Ausgleichsamtes der Stadtverwaltung Kai-

serslautern ergaben, dass die beim Bundesarchiv – Lastenausgleichsarchiv – in Bay-

reuth noch vorhandenen Akten keine Unterlagen enthalten, die eine Überprüfung der 

Angelegenheit ermöglichten. Die Teilakten mit den Unterlagen über die Leistungen an 

die Petentin und ihren Neffen waren inzwischen entsprechend den gesetzlichen Auf-

bewahrungsfristen ausgesondert und vernichtet worden. 

 

21. Beharrliches Einwirken auf Petenten führte zum Erfolg 

 
Ein Petent wandte sich wegen der Zuerkennung des Merkzeichens „aG“ und der da-

mit verbundenen Parkerleichterungen an den Bürgerbeauftragten. Wegen erfolgloser 

Anträge in der Vergangenheit war er allerdings erst nach intensiven Bemühungen des 

Bürgerbeauftragten bereit, neuere medizinische Befundberichte vorzulegen. Auf die-

se Weise konnte seinem Anliegen schließlich entsprochen werden. 

 

22. Von der Vollstreckung einer Ersatzfreiheitsstrafe konnte abgesehen 
werden.  

 

Eine Petentin hatte aus wirtschaftlichen Gründen Probleme, eine Geldstrafe, zu der 

sie verurteilt worden war, abzuzahlen. Daher war sie zur Verbüßung einer Ersatzfrei-

heitsstrafe aufgefordert worden. Da sie im Rahmen ihrer Eingabe ein konkretes Ra-

tenzahlungsangebot unterbreitet hatte, erklärte sich die zuständige Staatsanwalt-

schaft bereit, erneut Ratenzahlungen zu bewilligen und von der Vollstreckung der 

Ersatzfreiheitsstrafe abzusehen.  
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23. Einstellung eines Verfahrens wegen Schuldunfähigkeit muss ins 
Bundeszentralregister eingetragen werden  

 

Ein gegen einen Bürger eingeleitetes staatsanwaltschaftliches Ermittlungsverfahren 

wegen gefährlicher Körperverletzung war eingestellt worden, da bei ihm aufgrund 

eines medizinischen Gutachtens Schuldunfähigkeit vorlag. Der Bürger wandte sich 

gegen diese Eintragung und machte geltend, dass seine Täterschaft nicht rechtskräf-

tig festgestellt worden sei. Im Fall einer Einstellung wegen Schuldunfähigkeit hat aber 

ein Eintrag bereits dann zu erfolgen, wenn sich ein hinreichender Tatverdacht ergibt. 

Da dies nach den von der Staatsanwaltschaft getroffenen Feststellungen der Fall war, 

konnte von der Eintragung nicht abgesehen werden.  

 

24. Aufklärung nach über 40 Jahren nicht mehr möglich 

 
Ungewöhnlich war die Eingabe eines Petenten, der sich nach dem Verfahrensstand 

in einem staatsanwaltschaftlichen Ermittlungsverfahren erkundigte, zu dem er nach 

seinen Angaben die letzte Zwischennachricht im Jahre 1959 erhalten hatte. Wegen 

des Zeitablaufs und der Vernichtung der Akten war eine Klärung nicht mehr möglich, 

wobei hinzukommt, dass etwaige strafbare Handlungen verjährt gewesen wären.  

 

25. Strafgefangene werden nicht in die Rentenversicherung einbezogen 

 
Ein Petent forderte, dass Strafgefangene in die gesetzliche Rentenversicherung mit 

einbezogen werden. Das rheinland-pfälzische Ministerium der Justiz hat hierzu dem 

zuständigen Bundesministerium der Justiz mitgeteilt, dass seitens des Landes Rhein-

land-Pfalz eine Einbeziehung der Gefangenen in die gesetzliche Kranken- und  Ren-

tenversicherung aufgrund der angespannten Haushaltslage nicht zugestimmt werden 

kann. Eine Änderung der bundesgesetzlichen Regelung ist zumindest derzeit nicht in 

Sicht, sodass die Strafgefangenen auch weiterhin nicht in die Rentenversicherung 

einbezogen werden.  

 

26. Alkoholtherapie ist auch in russischer Sprache möglich 

 
Ein zu einer Freiheitsstrafe verurteilter Aussiedler fühlte sich benachteiligt, da er bis-

lang mangels ausreichender deutscher Sprachkenntnisse nicht an einer für erforder-
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lich erachteten Alkoholtherapie teilnehmen konnte. Im Zuge des Petitionsverfahrens 

konnten jedoch zwei Fachkliniken ermittelt werden, die eine spezielles Konzept für 

Aussiedler entwickelt haben und bei denen auch eine Therapie in russischer Sprache 

möglich ist. Der Petent konnte somit die erforderliche Therapie durchführen.  

 

27. Zahnärztliche Behandlung im Strafvollzug ist den Krankenversiche- 
rungen gleichgestellt  

 
Ein Gefangener beanstandete, dass der Anstaltszahnarzt für die von ihm gewünschte 

Entfernung des braunen Zahnbelags eine Kostenbeteiligung verlangte. Dem Anliegen 

des Petenten konnte jedoch nicht entsprochen werden, da die gewünschte Zahnpoli-

tur medizinisch nicht notwendig war. Eine solche Wunschbehandlung ist im Strafvoll-

zug nur möglich, wenn der Gefangene zu einer Zuzahlung bereit ist. Eine andere 

Handhabung würde eine unzulässige Besserstellung gegenüber den Mitgliedern ge-

setzlicher Krankenversicherung darstellen, da auch diese für eine Zahnpolitur eine 

Zuzahlung zu erbringen haben.  

 

28. Gefangene können sich das erforderliche Insulin selbst spritzen 

 
Ein an Diabetes erkrankter Gefangener begehrte, sich das erforderliche Insulin selbst 

spritzen zu können. Dies war mit den bisherigen Instrumenten nicht zulässig, da ein 

etwaiger missbräuchlicher Einsatz als Drogenspritze zu befürchten war. Da die neuen 

Geräte jedoch wegen ihrer äußerst dünnen Nadel nicht mehr als Drogenspritze ein-

setzbar sind, konnte eine Eigenmedikation gestattet werden.  

 

29. Maßgeblich für Lohneinstufung im Strafvollzug ist der konkrete 
Aufgabenbereich 

 
Ein Gefangener machte geltend, in eine zu niedrige Lohnstufe eingestuft zu sein, zu-

mal er gelernter Koch sei. Nach den einschlägigen Bestimmungen ist jedoch für die 

Einstufung nicht die Qualifikation maßgebend, sondern der Aufgabenbereich und die 

Anforderungen an die jeweils ausgeübte Tätigkeit. Da der betreffende Petent lediglich 

an der Speisenzubereitung mitwirkte und den ersten Koch unterstützte, konnte nicht 

berücksichtigt werden, dass er selbst als Koch ausgebildet ist.  
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30. Zusätzliche Sicherung der Haftraumfenster durch Lochblechgitter 

 
Ein Gefangener beanstandete, dass an den Haftraumfenstern zusätzlich Lochblech-

gitter angebracht wurden. Er machte geltend, dass hierdurch der Haftraum auch 

tagsüber im Halbdunkel liege und der notwendige Blick nach draußen nicht mehr 

möglich sei. Tatsächlich wurden die Lochblechgitter jedoch nur vor dem zu öffnenden 

Fensterflügel angebracht, während der statische Fensterflügel freibleibt. Hierdurch 

soll verhindert werden, dass Gegenstände durchgereicht oder hinausgeworfen wer-

den können. Die Fenster lassen sich aber auch weiterhin öffnen und gestatten den 

Blick ins Freie.  

 

31. Fernsehgebühren werden bei Nichtnutzung des Fernsehgerätes  
erstattet 

 

Ein Gefangener beanstandete, dass ihm für drei Monate Fernsehgebühren abge-

bucht worden waren, obwohl er nicht im Besitz eines Fernsehgerätes war. Erst auf-

grund der Eingabe stellte die JVA fest, dass mit dem Petenten zwar ein Mietvertrag 

abgeschlossen, ihm das Fernsehgerät jedoch nicht ausgehändigt worden war. Um 

ihn hierfür zu entschädigen, hat die JVA den Petenten für drei weitere Monate von 

der Zahlung befreit.  

 

 

32. Nicht genehmigte Zeitschriften können nicht ausgehändigt werden 

 
Ein Gefangener begehrte die Aushändigung einer Zeitschrift, die ihm von Verwandten 

per Brief zugesandt worden war. Die Zusendung von Broschüren, Zeitungen, Zeit-

schriften und Ähnlichem als Briefeinlagen durch Privatpersonen ist jedoch aus Si-

cherheitsgründen nicht gestattet, da die Gefahr besteht, dass diese als Versteckmög-

lichkeiten für unerlaubte Gegenstände benutzt werden. Zeitschriften können nur aus-

schließlich direkt vom Verlag bezogen werden. Es war daher nicht zu beanstanden, 

dass die Zeitschriften dem entsprechenden Brief entnommen und zur Habe des Pe-

tenten gegeben wurden.  
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33. Das Tragen von Schmuck und Uhren bei Besuchen in der JVA ist  
nicht gestattet 

 
Ein Gefangener beanstandete eine Verfügung, mit der allen Gefangenen untersagt 

ist, Schmuck und Uhren zum Besuch mitzunehmen. Die Anordnung erfolgte, da es 

nach Beobachtungen der JVA immer wieder vorkommt, dass Gefangene beim Be-

such Uhren tauschen oder ihnen Uhren und sonstiger Schmuck beim Besuch über-

geben werden. Hierdurch besteht die Gefahr, dass Drogen eingeschmuggelt werden 

können. Außerdem können durch den Tausch wertvolle Gegenstände als Zahlungs-

mittel verwendet und Gefangene in Abhängigkeiten geführt werden. Die JVA sieht 

auch in Einzelfällen keine Möglichkeit, hiervon Ausnahmen zuzulassen.  

 

34. Aus gesundheitlichen Gründen konnte eine Duldung erteilt werden 

 
Ein kasachischer Staatsangehöriger erkrankte anlässlich eines Besuchsaufenthaltes 

bei Verwandten an einem Gehirntumor. Im Zuge des Petitionsverfahrens erteilte die 

zuständige Ausländerbehörde nach Ablauf des Besuchsvisums eine Duldung, damit 

die erforderliche Behandlung und Nachsorge erfolgen kann.  

 

35. Einem jungen Inder konnte die Wiederkehr nach Deutschland er- 
möglicht werden 

 
Ein junger indischer Staatsangehöriger, der in Deutschland geboren wurde, war mit 

seinen Eltern nach Indien zurückgekehrt. Er wollte wieder nach Deutschland, da er 

Probleme hatte, sich in Indien einzuleben. Außerdem stand ihm in Deutschland eine 

Lehrstelle zur Verfügung. Der Petent hatte zwar nicht, wie im Ausländergesetz gefor-

dert, sechs Jahre, sondern nur fünf Jahre die Schule in Deutschland besucht. Zu sei-

nen Gunsten konnte jedoch berücksichtigt werden, dass er nach seiner Ausreise zu-

nächst erfolgreich eine deutschsprachige Schule in der Schweiz besucht hatte. Die 

Ausländerbehörde ging davon aus, dass er ein hohes Maß an Integrationsfähigkeit 

besitzt, sodass dem beantragten Visum zugestimmt werden konnte.  
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36. Familiennachzug der Kinder ist nur möglich, wenn der Lebens- 
unterhalt sichergestellt ist  

 
Eine in Deutschland verheiratete Ausländerin begehrte den Nachzug ihrer minderjäh-

rigen Tochter. Aufgrund der von der Ausländerbehörde getroffenen Feststellungen 

war jedoch der Lebensunterhalt aufgrund eigener Erwerbstätigkeit nicht sicherge-

stellt, sodass ergänzend Sozialhilfe bezogen wurde. Vor diesem Hintergrund sah die 

Ausländerbehörde keine Möglichkeit, dem Visumsantrag der Tochter zuzustimmen.  

 

37. Jugendlicher Asylbewerber kann den Schulbesuch außerhalb des  
zugewiesenen Landkreises fortsetzen 

 
Ein jugendlicher Asylbewerber war dem Westerwaldkreis zugewiesen worden. Da er 

jedoch vorübergehend in der Stadt Koblenz untergebracht war, hatte er dort mit dem 

Schulbesuch begonnen. Nachdem er dann in dem zugewiesenen Landkreis unterge-

bracht werden sollte, setzte sich einer seiner Lehrer dafür ein, dass der Schulbesuch 

in Koblenz fortgesetzt werden kann, da der Jugendliche sich gut in die Klassenge-

meinschaft eingefügt hatte und ein Schulwechsel für problematisch erachtet wurde. 

Im Zuge des Petitionsverfahrens konnte erreicht werden, dass der Jugendliche wei-

terhin die Schule in Koblenz besuchen kann.  

 

38. Teilnahme an einer Klassenfahrt nach Polen wurde ermöglicht  

 
Da polnische Behörden ausländischen Staatsangehörigen, die lediglich im Besitz 

einer Duldung sind, dann ausnahmsweise ein Visum erteilen, wenn sie an Klassen-

fahrten teilnehmen und die Ausländerbehörde die Rückkehrberechtigung zusichert, 

brachte die Ausländerbehörde im Zuge der Petition einen entsprechenden Vermerk 

im Reisepass an. Die Schülerin konnte daraufhin an der Klassenfahrt teilnehmen. 

 

39. Keine Gebühr für Meldebescheinigungen zur Vorlage beim Arbeits- 
amt 

 
Eine Bürgerin beanstandete eine Verwaltungsgebühr von 5,00 €, die für die Ausstel-

lung einer aktuellen Meldebescheinigung, die dem Arbeitsamt vorgelegt werden 

musste, erhoben worden war. Sie war der Ansicht, dass nach den einschlägigen Be-
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stimmungen des Sozialgesetzbuches keine Gebühr erhoben werden dürfe, da die 

Meldebescheinigung nicht für den privaten Gebrauch, sondern die Sozialversicherung 

ausgestellt wurde. Aufgrund der Eingabe hat die Stadtverwaltung erklärt, dass sie 

künftig im Rahmen einer bürgerfreundlichen und kundenorientierten Verwaltung von 

der Erhebung der Gebühr absehen wird.  

 

40. Ausnahmsweise konnte ein Künstlername in die Ausweispapiere  
eingetragen werden 

 
Ein Bürger begehrte, dass in seinen Ausweispapieren zusätzlich zu seinem Namen 

ein von ihm geführter Künstlername eingetragen wird. Im Zuge des Petitionsverfah-

rens konnte der Petent den Nachweis erbringen, dass er im Rahmen seiner künstleri-

schen Tätigkeit unter dem betreffenden Künstlernamen auftritt. Seinem Anliegen 

konnte daher entsprochen werden.  

 

41. Ausländischem Strafgefangenen konnte die Stundung von Ge- 
richtskosten nicht gewährt werden 

 

Ein ausländischer Strafgefangener begehrte die Stundung von Gerichtskosten und 

bot eine monatliche Ratenzahlung von 50,00 € an. Demgegenüber wurden aufgrund 

einer Pfändung seines Arbeitseinkommens monatlich rund 170,00 € an die Justizkas-

se abgeführt. Der Petent machte geltend, aufgrund dieser Pfändung nicht mehr in der 

Lage zu sein, seine Mutter wie bisher zu unterstützen. Die Landesjustizkasse lehnte 

das Stundungsersuchen ab, da die angebotene Ratenzahlung nicht ausreichte, die 

Gerichtskosten bis zum Zeitpunkt der Entlassung auszugleichen. Da nach der Entlas-

sung des Petenten die Abschiebung vorgesehen ist, ging die Landesjustizkasse auch 

davon aus, dass aus dem Ausland keinerlei Zahlungen mehr geleistet werden.  

 

42. Unannehmlichkeiten aufgrund von Bauarbeiten in der JVA Trier 
konnten ausgeglichen werden  

 

Ein Gefangener beklagte sich über Unannehmlichkeiten, zu denen es in der JVA Trier 

infolge von Bauarbeiten in Verbindung mit den sommerlichen Temperaturen gekom-

men war. Im Zuge des Petitionsverfahrens wurde den Unannehmlichkeiten durch die 

zusätzliche Ausgabe von Erfrischungen wie Joghurt, Pudding oder Milchshakes, zu-
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sätzlichen Getränken sowie tägliches Duschen nach dem Hofgang Rechnung getra-

gen. Diese Ausgleichsmaßnahmen hat der Petent zum Anlass für lobende Worte ü-

ber die JVA Trier genommen.  

 

43. Minderjährigem Kind konnte die Einbürgerung unter vorübergehen- 
der Hinnahme der Mehrstaatigkeit erteilt werden 

 
Eine Petentin setzte sich für die Einbürgerung ihres in Deutschland lebenden Enkels 

ein, der die amerikanische Staatsangehörigkeit besitzt. Da das minderjährige Kind 

seine Entlassung aus der amerikanischen Staatsangehörigkeit nicht betreiben kann, 

war eine Einbürgerung unter vorübergehender Hinnahme der Mehrstaatigkeit bis zum 

Eintritt der Volljährigkeit möglich.  

 

44. Allergie eines Gefangenen konnte berücksichtigt werden 

 
Ein Gefangener begehrte, dass ihm synthetische Wolldecken zur Verfügung gestellt 

werden, da er auf die vorhandenen Filzdecken allergisch reagiere. Aufgrund dieses 

Vorbringens erfolgte der gewünschte Tausch der Decken.  

 

45. Gefangenenkleidung ist von außen nicht mehr als solche erkennbar 

 
Ein Gefangener beanstandete, dass die Freizeitkleidung mit einem deutlich sichtba-

ren roten Stempel der betreffenden JVA versehen war. Auf dem weißen Sporthemd 

befand sich dieser gut sichtbar in Brusthöhe. Im Zuge des Petitionsverfahrens hat die 

betreffende JVA veranlasst, den Stempelaufdruck auf der Vorderseite des Sporthem-

des unkenntlich zu machen und künftig die Bekleidung nur noch auf der Innenseite zu 

kennzeichnen. Zudem wird den Gefangenen die Möglichkeit gegeben, durch Vermitt-

lung der JVA beim Anstaltskaufmann private Sporthemden zu einem Kaufpreis von 

2,09 € zu erwerben.  
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46. Der Wunsch, einen Lügendetektor einzusetzen, konnte nicht erfüllt  
werden  

 

Ein Gefangener wandte sich gegen eine Disziplinarmaßnahme, die aufgrund der 

Aussage eines Bediensteten gegen ihn verhängt worden war. Er begehrte, zum Zwe-

cke der Wahrheitsfindung einen Lügendetektor einzusetzen. Dies wurde jedoch von 

der betreffenden JVA abgelehnt, zumal Lügendetektoren in der Rechtsprechung als 

Beweismittel nicht anerkannt werden.  

 

47. Vorgehensweise eines Polizeibeamten erfolgreich kritisiert 

 
Ein Bürger beschwerte sich über das Verhalten eines Polizeibeamten, weil dieser in 

Ausübung seines Dienstes in Uniform persönlich bei ihm vorgesprochen hatte, um 

eine private Schadensangelegenheit seines Sohnes zu beschleunigen. Eine Überprü-

fung durch das Polizeipräsidium ergab, dass diese vom Petenten beanstandete Vor-

gehensweise zu kritisieren ist. Es wurde veranlasst, dass der Vorgesetzte mit dem 

betreffenden Beamten diesbezüglich ein Gespräch führte.  

 

48. Kein Autowaschen an Sonn- und Feiertagen 
 

Nicht entsprochen werden konnte dem Anliegen eines Petenten, der erreichen wollte, 

dass er seine SB-Waschanlage auch an Sonn- und Feiertagen betreiben darf. Er hat-

te dies bereits offensichtlich seit mehreren Jahren praktiziert. Nun war ihm der Betrieb 

an Sonn- und Feiertagen untersagt worden.  

 

Die Überprüfung ergab, dass der zuständigen Verwaltung erst nachträglich bekannt 

wurde, dass der Petent seine Waschanlage auch an Sonn- und Feiertagen geöffnet 

hatte. Nach den einschlägigen Vorschriften des Gesetzes zum Schutz der Sonn- und 

Feiertage ist dies in Rheinland-Pfalz verboten, sodass eine Untersagung ausgespro-

chen werden musste. Zutreffend teilte die Verwaltung auf den Einwand des Petenten, 

er sei hierauf in der Genehmigung nicht hingewiesen worden, außerdem mit, dass es 

grundsätzlich Aufgabe eines jeden Gewerbetreibenden selbst ist, sich über die für 

seinen Betrieb maßgeblichen gesetzlichen Bestimmungen, wie beispielsweise das 

Ladenschlussgesetz oder das Gesetz zum Schutz der Sonn- und Feiertage, zu infor-

mieren. 
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49. Erteilung einer Gaststättenerlaubnis benötigt Zeit  
 

Nicht entsprochen werden konnte dem Anliegen eines Petenten, der die kurzfristige 

Erteilung einer vorläufigen Gaststättenkonzession erreichen wollte. Offensichtlich ein 

wenig „blauäugig“ hatte der Petent zwei Tage vor dem Schwerdonnerstag im Jahre 

2003 die vorläufige Erteilung einer Gaststättenkonzession mit dem Ziel beantragt, die 

Gaststätte schon zum Fastnachtswochenende eröffnen zu können. Zum einen konnte 

er aber das erforderliche Führungszeugnis nicht vorlegen, sodass eine Prüfung der 

Zuverlässigkeit nicht möglich war. Zum anderen bereitete die Tatsache, dass die 

Gaststätte nicht unmittelbar vom früheren Betreiber übernommen wurde, Probleme. 

Für die Gaststätte war zu diesem Zeitpunkt auch keine Gaststättenerlaubnis mehr 

gegeben. Besonders unerklärlich für die zuständige Verwaltung war die späte Bean-

tragung der Erlaubnis durch den Petenten, nachdem festgestellt wurde, dass bereits 

fast zwei Wochen zuvor der Mietvertrag über die Räume abgeschlossen worden war.  

 
 

50. Land- und Forstwirtschaftliche Berufsgenossenschaft  
 

Einvernehmlich gelöst werden konnten die von einer Petentin vorgebrachten Proble-

me mit der Land- und Forstwirtschaftlichen Berufsgenossenschaft Hessen, Rhein-

land-Pfalz und Saarland. Die Petentin wurde zur Land- und Forstwirtschaftlichen Be-

rufsgenossenschaft mit Grundstücken veranlagt, die ihrem mehrere Jahre zuvor ver-

storbenen Ehemann gehört hatten.  

 

Im Zuge des Petitionsverfahrens wurden durch die Land- und Forstwirtschaftliche 

Berufsgenossenschaft zunächst die Eigentumsverhältnisse an den veranlagten Flä-

chen geklärt. Dies nahm einige Zeit in Anspruch, da durch den Erbfall hier Verände-

rungen eingetreten waren. Die Petentin wurde ausführlich über Befreiungsmöglichkei-

ten und die Regelungen für Brachland informiert. Letztlich wurden ihr die für die Jahre 

1998 bis 2001 gezahlten Beiträge im Laufe des Petitionsverfahrens erstattet. 

 

51. Hochwertige neue Hörgeräte für ein schwerbehindertes 11-jähriges 
Kind bewilligt 

 

Zur Freude des Bürgerbeauftragten konnte dem Anliegen einer Petentin im Rahmen 

des Petitionsverfahrens entsprochen werden, die die Übernahme der durchaus er-

heblichen Kosten für ein bestimmtes Hörgerät für ihren schwerbehinderten 11-
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jährigen Sohn erreichen wollte. Die bis zu diesem Zeitpunkt genutzten Geräte waren 

häufig defekt, da das Kind im Kopfbereich stark schwitzte und dies Feuchtigkeits-

schäden an den verordneten Hörgeräten verursachte. Die ständigen Reparaturen 

verursachten nicht nur Kosten. Schlimmer war jedoch, dass der Junge durch den 

Ausfall der Hörgeräte häufig dem Unterricht nicht oder nur sehr eingeschränkt folgen 

konnte. Auf ärztlichen Rat wurde von der Petentin daher die Kostenübernahme für ein 

spezielles anderes Hörgerät gewünscht. Dieses war allerdings erheblich teurer als die 

von der Krankenkasse vorgeschlagenen Hörgeräte.  

 

Im Rahmen des Petitionsverfahrens wurde der Sachverhalt durch die Krankenkasse 

nochmals umfassend geprüft. Letztlich wurden die Gesamtkosten für das gewünschte 

Hörgerät in Höhe von 4.309,28 € ebenso übernommen wie die zusätzlichen Kosten 

des Empfängerteils der drahtlosen Übertragungsanlage in Höhe von 1.017,40 €. Die 

Eingabe konnte einvernehmlich abgeschlossen werden.  

 

52. Beeinträchtigungen durch Sicherheitsmaßnahmen in einer 
US-Housing-Area 

 

Zwei Petentinnen beschwerten sich als direkte Nachbarinnen einer Housing-Area 

über verschärfte Sicherheitsmaßnahmen für das amerikanische Wohngebiet, die zu 

erheblichen Beeinträchtigungen für die übrigen Nachbarinnen und Nachbarn führten. 

So wurde zum Beispiel vor den Häusern der Petentinnen, die nur ca. 30 Meter von 

der Wachstation der Housing-Area entfernt sind, die einzige Zufahrt zu dem Wohn-

gebiet geöffnet. Alle anderen Ein- und Ausfahrten wurden geschlossen. Dies führte 

bis in die Nachtstunden zu erheblichen Beeinträchtigungen.  

 

Im Rahmen des Petitionsverfahrens bemühten sich sowohl die Stadt Mainz als auch 

die Staatskanzlei Rheinland-Pfalz darum, Verbesserungen für die Anwohnerinnen 

und Anwohner zu erreichen. Der Bürgerbeauftragte nahm neben diesen Dienststellen 

auch mit dem US-Verbindungsbüro für Rheinland-Pfalz und das Saarland und dem 

zuständigen US-Standortkommandeur Kontakt auf.  

 

Im Laufe des Petitionsverfahrens wurde dem Anliegen der Petentinnen letztlich ent-

sprochen und auch die Zufahrt zu dem Wohngebiet in einen anderen Bereich verlegt.  
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53. Umschreibung eines amerikanischen Führerscheins 
 

Ein positives Ende nahm eine Eingabe, in der sich eine Petentin dafür einsetzte, dass 

der Führerschein ihres amerikanischen Ehemanns in Deutschland prüfungsfrei um-

geschrieben wird. Probleme bereitete, dass es sich um eine Fahrerlaubnis aus dem  

amerikanischen Bundesstaat Washington handelte, deren Umschreibung in Deutsch-

land grundsätzlich nicht prüfungsfrei möglich ist. Die Petentin legte aber dar, dass ihr 

Ehemann den Führerschein ursprünglich in Kansas erworben, diesen aber – wie in 

Amerika vorgeschrieben – aufgrund eines Wohnungswechsels nach Washington ge-

gen eine dortige Fahrerlaubnis eingetauscht hatte. Die ursprüngliche Fahrerlaubnis 

aus Kansas hätte in Deutschland jedoch prüfungsfrei umgeschrieben werden können. 

Aufgrund der Besonderheiten des hier gegebenen Einzelfalls erteilte das Ministerium 

für Wirtschaft, Verkehr, Landwirtschaft und Weinbau eine Ausnahmegenehmigung, 

da das Dokument aus Kansas – wenn auch ungültig gestempelt – noch vorhanden 

war. Die Fahrerlaubnis wurde umgeschrieben und die Eingabe konnte einvernehmlich 

abgeschlossen werden.  

 

54. Untersagungsverfügung wegen fehlender Betriebsgenehmigung 
 

Ein Petent beschwerte sich über erhebliche Lärmbelästigungen durch ein Unterneh-

men aus der Abfallbranche. 

 

Im Laufe des Petitionsverfahrens wurde festgestellt, dass der Betrieb für die ausge-

führten Arbeiten über keine gültige Genehmigung verfügt und das Erteilen einer sol-

chen Genehmigung aus rechtlichen Gründen auch nicht möglich ist. Daher wurde 

eine Untersagungsverfügung durch die zuständige Behörde erlassen. Dem Anliegen 

des Petenten konnte damit entsprochen werden. 

 

55. Realisierung einer Biogasanlage 
 

Ein Petent beschwerte sich darüber, dass ihm seitens der beteiligten Genehmigungs-

behörde bei der Realisierung einer Biogasanlage „unüberwindbare Hürden“ geschaf-

fen worden seien. Die geforderten Maßnahmen und Auflagen führten zu einer „völli-

gen Unrentabilität des Betriebs und seien außerdem auch nicht sachgerecht“.  
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Im Rahmen des Petitionsverfahrens ergab die Überprüfung des vom Bürgerbeauf-

tragten beteiligten Ministeriums für Umwelt und Forsten, dass eine Neuberechnung 

der von der Genehmigungsbehörde zugrunde gelegten Emissionsprognose erforder-

lich war. Unter Berücksichtigung der neu berechneten Emissionen wird nur der Min-

destabstand der beantragten Anlage zum Wald, der vorher Probleme bereitet hatte, 

eingehalten. Auch hinsichtlich der übrigen Forderungen wurde eine Lösung gefunden, 

sodass die Eingabe einvernehmlich abgeschlossen werden konnte. 

 

 

56. Zuordnung einer neuen Hausnummer 
 

Ein Petent beschwerte sich über die Zuordnung einer neuen Hausnummer für das 

von seinen Eltern in den sechziger Jahren errichtete Wohnhaus. Er vertrat die An-

sicht, dass die Vergabe einer neuen Hausnummer zu einem unverhältnismäßigen 

Aufwand führe und daher rückgängig gemacht werden müsse.  

 

Die Überprüfung im Rahmen des Petitionsverfahrens ergab, dass die Neuzuteilung 

der Hausnummer durch ein Neubauvorhaben in der Straße ausgelöst worden war. In 

diesem Zusammenhang wurde auch eine Neuordnung der Hausnummerierung in 

dem Straßenzug vorgenommen, sodass nun alle Anwesen auf der linken Straßensei-

te mit geraden Hausnummern und die Häuser der rechten Straßenseite mit ungera-

den Hausnummern versehen wurden. Die Hausnummer für das Anwesen der Eltern 

des Petenten widersprach dieser auch sonst üblichen Anordnung. Eine nachvollzieh-

bare Vergabe von Hausnummern ist jedoch insbesondere aus Gründen der öffentli-

chen Sicherheit und Ordnung erforderlich, damit beispielsweise Feuerwehr und Ret-

tungswagen ohne Probleme ein bestimmtes Anwesen finden können. Bei der Zutei-

lung von Hausnummern handelt es sich um eine rein ordnungsrechtliche Aufgabe, die 

nur dem Interesse der Allgemeinheit dient. Die Zuteilung einer Hausnummer begrün-

det aber kein Recht und keinen rechtlich erheblichen Vorteil, der geschützt wäre und 

auf den sich die Betroffenen berufen könnten. Im Laufe des Petitionsverfahrens wur-

de auch der gegen die Änderung der Hausnummer eingelegte Widerspruch zurück-

gewiesen. Die Zuteilung der neuen Hausnummer wurde damit bestandskräftig.  
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57. Auch Entgegenkommen hat Grenzen 
 

Eine Rechtsanwältin setzte sich im Rahmen eines Petitionsverfahrens für eine Man-

dantin ein, die im Rahmen einer gemeinsamen Existenzgründung mit ihrem früheren 

Partner bis zu einem Höchstbetrag von 300.000 DM gebürgt hatte. Nach der Tren-

nung von ihrem Partner zog sie sich aus dem Geschäft zurück, aus der Bürgschaft 

wurde sie aber nicht entlassen, sondern vielmehr in Anspruch genommen. Die Peten-

tin trug im Rahmen des Petitionsverfahrens vor, seitens der genannten Stellen werde 

jeder Vergleich im Hinblick auf die sogar bereits gerichtlich titulierte Forderung gegen 

ihre Mandantin abgelehnt. Diese könne die Forderung aber auch nicht ansatzweise 

tilgen. Daher wollte die Petentin erreichen, dass die ganze Angelegenheit durch Zah-

lung einer einmaligen Summe von 1.000 € zum Abschluss gebracht wird.  

 

Die Überprüfung im Rahmen des Petitionsverfahrens ergab, dass entgegen den Aus-

führungen der Petentin seitens der Investitions- und Strukturbank bereits im Jahr 

2001 ein Vergleich angeboten wurde. Nach diesem Vergleichsangebot wäre die 

Mandantin der Petentin bei einer recht geringen einmaligen Zahlung aus ihren restli-

chen Verbindlichkeiten entlassen worden. Dieses Angebot wurde jedoch von der 

Mandantin der Petentin abgelehnt, weil in Anlehnung an die Regelung der Insolvenz-

ordnung während des dort vorgesehenen „Wohlverhaltenszeitraumes“ von fünf Jah-

ren bestimmte einmalige Vermögenszuflüsse (im Wesentlichen Erbschaften) grund-

sätzlich zur Hälfte an die Gläubiger abzuführen gewesen wären und die Forderung 

erhoben wurde, dass eine angemessene Erwerbstätigkeit durch die Betroffene aus-

zuüben ist. Die Einkommensverhältnisse sollten alle zwei Jahre überprüft werden. 

Eine Freistellung von diesen Verpflichtungen erschien den beteiligten Stellen, da die 

Schulden durch Rückbürgschaften von Bund und Land direkt öffentliche Mittel betra-

fen, auch nach nochmaliger Überprüfung nicht sachgerecht. Der Vergleich hätte 

schon einen Verzicht der Gläubiger auf eine erhebliche Summe dargestellt, wobei 

noch keine Zinsen berücksichtigt worden waren. Dieses Angebot wird nach wie vor 

aufrechterhalten, ein weiteres Entgegenkommen ist jedoch – auch mit Blick auf die 

Gleichbehandlung mit anderen Schuldnerinnen und Schuldnern – nicht möglich.  
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58. Keine Rundfunk- und Fernsehgebührenbefreiung für die Eltern 
eines tauben Kindes 

 

Ein Petent wollte erreichen, dass er von der Zahlung der Rundfunk- und Fernsehge-

bühren befreit wird. Als Begründung führte er an, dass seinem tauben Sohn das 

Merkmal „RF“ zuerkannt wurde.  

 

Die Überprüfung im Rahmen des Petitionsverfahrens ergab, dass es keine Möglich-

keit gibt, die Familie von der Zahlung von Rundfunk- und Fernsehgebühren zu befrei-

en. Grundsätzlich kann nämlich nur der Haushaltsvorstand oder dessen Ehegatte von 

der Rundfunkgebührenpflicht befreit werden. Der erst dreijährige Sohn des Petenten 

ist jedoch in diesem Sinne kein Rundfunkteilnehmer. Eine An- oder Ummeldung auf 

den Namen eines behinderten Haushaltsangehörigen nur zum Zwecke einer Befrei-

ung von der Rundfunkgebührenpflicht ist eine unzulässige Umgehung dieser Gebüh-

renpflicht. Diese Bestimmungen des Rundfunkgebührenstaatsvertrages und der Be-

freiungsverordnung wurden auch durch Gerichte bestätigt.  

 

 

59. Umstellung der Technik des Offenen Kanals auf digitale Sendung 
führt zu Problemen 

 

Ein Petent beschwerte sich darüber, dass das Fernsehprogramm des Offenen Kanals 

seines Wohnorts nach der Umstellung des Kabelnetzes auf digitale Technik nur noch 

in sehr schlechter Übertragungsqualität ausgestrahlt werden konnte. 

 

Die Überprüfung im Rahmen des Petitionsverfahrens ergab, dass die von der Deut-

schen Telekom technischen Komponenten nicht die gewünschte technische Qualität 

liefern konnten. Aufgrund der andauernden Probleme wurde die digitale Technik letzt-

lich wieder abgeschaltet. Damit waren die von dem Petenten beschriebenen Quali-

tätsverluste behoben. Die Eingabe konnte einvernehmlich abgeschlossen werden. 

 

60. Rentennachzahlung durch die Landesversicherungsanstalt Rhein- 
land-Pfalz  

 

Ein Petent setzte sich dafür ein, dass die Landesversicherungsanstalt Rheinland-

Pfalz einer ihm bekannten Witwe eine Rentennachzahlung leisten sollte. Der verstor-

bene Ehemann der Betroffenen hatte es versäumt, nach Erreichen der Altersgrenze 
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von 60 Jahren seine Unfallrente in eine Vollrente umwandeln zu lassen. Bis zu sei-

nem Tod hätten dem Ehemann der Petentin 18 Monate lang monatlich 720,04 DM 

mehr Rente zugestanden. Seitens der Landesversicherungsanstalt Rheinland-Pfalz 

war aber der Unterschiedsbetrag nur für die drei Monate nach dem Tod des Ehe-

manns zur Vollrente nachgezahlt und die Witwenrente aus der Vollrente berechnet 

worden. Eine Nachzahlung für die weiteren 18 Monate war abgelehnt worden. 

 

Die Überprüfung im Rahmen des Petitionsverfahrens bestätigte, dass dem Ehemann 

der Petentin bereits 18 Monate vor seinem Tod eine höhere Altersrente wegen Be-

rufs- oder Erwerbsunfähigkeit zugestanden hätte. Hierauf war er aber von der zu-

ständigen Rentenversicherung nicht aufmerksam gemacht worden. Die Landesversi-

cherungsanstalt Rheinland-Pfalz kam daher im Rahmen der nochmaligen Überprü-

fung zu der Überzeugung, dass insoweit ein so genannter sozialrechtlicher Herstel-

lungsanspruch besteht. Die Petentin erhielt daher als Rechtsnachfolgerin des Ver-

storbenen die Nachzahlung des Unterschiedsbetrags auf die Vollrente für 18 Monate.  

 

 

61. Fehlerhafte Fahrzeugpapiere 
 

Ein Petent beschwerte sich über die Aufforderung einer Stadtverwaltung, aufgrund 

eines Wohnungswechsels im Stadtgebiet seine Fahrzeugpapiere ändern zu lassen 

und hierfür Gebühren in Höhe von 15,82 € zu zahlen. Er teilte mit, schon bei der An-

meldung des Fahrzeugs habe er unter der jetzigen Anschrift gewohnt und dies auch 

angegeben. Die Überprüfung im Rahmen des Petitionsverfahrens ergab, dass das 

Fahrzeug von einem Automobilunternehmen angemeldet worden war. Sowohl auf der 

Versicherungsbestätigung als auch auf dem Zulassungsantrag war die frühere An-

schrift des Petenten angegeben. Dies wurde offenbar damals von der Zulassungs-

stelle, der der Personalausweis mit der richtigen Anschrift bei der Zulassung vorlag, 

nicht überprüft. Später hatte der Petent den Versicherer gewechselt und eine neue 

Deckungskarte mit seiner neuen Anschrift vorgelegt. Auch hierbei war die Änderung 

der Halteradresse in den Fahrzeugpapieren unterblieben. Nach dem Ergebnis der 

Überprüfung ist auch aus Sicht der Stadtverwaltung wohl von einem Versehen der 

Zulassungsstelle auszugehen. In Anbetracht dessen wurde der Bescheid aufgehoben 

und die festgesetzte Gebühr an den Petenten zurückerstattet.  
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62. Platz in der gewünschten Wohneinrichtung bewilligt 
 

Sehr gefreut hat den Bürgerbeauftragten, dass im Rahmen eines Petitionsverfahrens 

dem Anliegen einer jungen Frau entsprochen wurde, die dringend um Kostenüber-

nahme für eine medizinische Rehabilitationsmaßnahme in einer bestimmten Einrich-

tung bat. Die Betroffene leidet an einer erheblichen psychischen Erkrankung mit 

Selbstverletzungstendenzen. Alle bisherigen ambulanten und stationären Behandlun-

gen zeigten nicht den erhofften Erfolg. Die ins Auge gefasste Einrichtung erklärte sich 

bereit, den Platz für die Petentin freizuhalten, um eine Klärung der Kostenübernahme 

zu ermöglichen. 

 

Obwohl die hier als Kostenträger betroffene Bundesversicherungsanstalt für Ange-

stellte als Bundesbehörde selbstverständlich nicht der parlamentarischen Kontrolle 

des Landtags Rheinland-Pfalz und somit der des Bürgerbeauftragten des Landes 

Rheinland-Pfalz unterliegt, wurde das Anliegen dort auf Bitte des Bürgerbeauftragten 

sehr kurzfristig  und unbürokratisch geprüft und letztlich eine Entscheidung im Sinne 

der Betroffenen getroffen.  

 

63. Baugenehmigungsgebühr  
 

Die Eingabe des Petenten richtete sich gegen die Kostenfestsetzung im Rahmen der 

Erteilung einer Baugenehmigung für einen Wohnmobilstellplatz. Der Gebühr wurden 

Herstellungskosten für das genehmigte Bauvorhaben von 23.500,00 € zu Grunde 

gelegt, obwohl die Gesamtkosten laut Kostenaufstellung des Petenten lediglich 

2.000,00 € betrugen. Mit der Eingabe hatte der Petent auch darauf hingewiesen, dass 

der Bau einer Entsorgungsstation nicht vorgesehen sei. Die Kreisverwaltung hat im 

Rahmen der Petition die Höhe der angenommenen Herstellungskosten reduziert und 

die Baugenehmigungsgebühr entsprechend herabgesetzt.  

 

64. Berufsschulstandort für Ausbildung zur Pferdewirtin 
 

Die Tochter einer Petentin, wohnhaft in Zweibrücken, musste im Rahmen ihrer Aus-

bildung zur Pferdewirtin einmal in der Woche die Berufsschule in Bad Kreuznach be-

suchen, nachdem im Zuge der Agrarverwaltungsreform der Schulstandort Kaiserslau-

tern geschlossen worden war. Die Petentin beschwerte sich im Hinblick auf die lange 

und mit öffentlichen Verkehrsmitteln unmögliche Anfahrt darüber, dass kein Blockun-
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terricht angeboten wurde. Im Laufe des Petitionsverfahrens teilte die Schulbehörde 

mit, dass sie bestrebt ist, die Umstellung auf den Blockunterricht zur zweiten Schul-

jahreshälfte, spätestens jedoch zu Beginn des Schuljahres 2004/2005 zu realisieren. 

Außerdem hat die Schulbehörde darauf hingewiesen, dass wegen der derzeitigen 

Situation auch ein Besuch der näher gelegenen Berufsschule in Saarbrücken in Be-

tracht kommt. Mit den aufgezeigten Möglichkeiten konnte die Angelegenheit im Sinne 

der Petentin beziehungsweise deren Tochter geregelt werden. 

 

65. Beseitigung von Schiffscontainern 
 

Ein Petent beschwerte sich darüber, dass sein Nachbar zwei Schiffscontainer auf der 

gemeinsamen Grundstücksgrenze aufgestellt hat und diese als Lager nutzt. Der Pe-

tent beanstandete, dass die untere Bauaufsichtsbehörde bisher noch keine Beseiti-

gungsverfügung erlassen hatte, obwohl er der Verwaltung diesen Sachverhalt schon 

vor mehreren Jahren mitgeteilt hatte. Zur Erklärung gab die untere Bauaufsichtsbe-

hörde an, dass der Bauherr als Ersatz für die Container die Genehmigung für die Er-

richtung einer Lagerhalle mit Flachdach beantragt und auch erhalten habe. Für die 

Durchführung des genehmigten Bauvorhabens wurde dem Nachbarn von der Verwal-

tung mehrfach eine Fristverlängerung gewährt. Eine Verfügung zur Beseitigung der 

Container ist während des Petitionsverfahrens umgehend ergangen. 

 

66. Wahrung der Bewerbungsfrist für das Wintersemester 
 

Mehrere Petentinnen absolvierten zum Zeitpunkt ihrer Eingabe noch eine Ausbildung 

zur Erzieherin an einer nicht in Rheinland-Pfalz gelegenen Fachschule. Die Petentin-

nen bewarben sich bereits vor Abschluss ihrer Ausbildung schon für das Winterse-

mester 2003/2004 auf einen Studienplatz im Studiengang Soziale Arbeit an der 

Fachhochschule Koblenz. Zur Wahrung der Bewerbungsfrist 15.07.2003 verlangte 

die Fachhochschule von den Petentinnen die Vorlage eines Abschlusszeugnisses, 

das allerdings von den Petentinnen erst nach dem 31.07.2003 hätte vorlegt werden 

können. Im Petitionsverfahren konnte erreicht werden, dass die Anträge der Peten-

tinnen in Anwendung einer Ausnahmevorschrift von der Studienplatzvergabeverord-

nung unter folgenden Voraussetzungen am Studienplatzvergabeverfahren teilnehmen 

können: 

Vorlage einer Bescheinigung, dass die Ausbildung spätestens bis zum Vorlesungs-

beginn beendet ist. 
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Anerkennung des Abschlusszeugnisses als gleichwertig mit dem entsprechenden 

Bildungsgang in Rheinland-Pfalz. 

 

67. Erstattung der Fahrtkosten einer guatemaltekischen Austausch- 
schülerin 

 

Eine Petentin begehrte die Erstattung von Schülerfahrtkosten für eine Gastschülerin 

aus Guatemala. Die Erstattung kann aber grundsätzlich nur bei Vorlage der gelösten 

Fahrkarten erfolgen. Da der Schülerin das Portemonnaie mit den Fahrkarten gestoh-

len worden war, wurde eine Erstattung von der zuständigen Kreisverwaltung zu-

nächst abgelehnt. Im Petitionsverfahren legte die Petentin dann Erklärungen vor, mit 

denen andere Fahrgäste bestätigten, dass die Austauschschülerin tatsächlich öffent-

liche Verkehrsmittel genutzt hatte. Daraufhin erklärte sich die Kreisverwaltung aus-

nahmsweise dazu bereit, ohne die eigentlich erforderlichen Belege eine Kostenerstat-

tung vorzunehmen. 

 

68. Schnelle Reaktion der Verwaltung 
 

Eine Petentin benötigte die Kopie eines Bebauungsplanentwurfes, um im Rahmen 

der Bürgerbeteiligung während des Bauleitplanverfahrens qualifizierte Anregungen 

vortragen zu können. Dies wurde ihr zunächst durch die Stadtverwaltung mit dem 

Argument verweigert, dass die Herausgabe von Kopien noch nicht gültiger Bebau-

ungspläne später zu Irritationen führen kann. Die Stadtverwaltung hat im Laufe des 

Petitionsverfahrens dem Anliegen aber dann doch umgehend entsprochen, damit die 

Petentin Anregungen innerhalb der Frist vortragen konnte. 

 

69. Erfüllung einer Vertragspflicht 
 

Aufgrund einer vertraglichen Vereinbarung hatte eine Gemeinde vor ca. 20 Jahren 

auf der Grenze zwischen dem Wohngrundstück der Petenten und einer öffentlichen 

Verkehrsfläche als Sichtschutz einen Flechtzaun errichtet und sich zur Instandhaltung 

verpflichtet. Die Petenten verlangten mit ihrer Eingabe eine Instandsetzung des in die 

Jahre gekommenen Zaunes. Die Ortsgemeinde schlug aber die ersatzweise Errich-

tung einer Mauer aus Pflanzsteinen als dauerhaftere Lösung vor. Allerdings forderte 

die Ortsgemeinde auch eine Kostenbeteiligung durch die Petenten, was diese nicht 

einsahen. Nachdem in der Sache geraume Zeit kein Fortgang zu verzeichnen war, 
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baten die Petenten den Bürgerbeauftragten um Unterstützung. Im Zuge des Petiti-

onsverfahrens ist die Ortsgemeinde der oben genannten Verpflichtung dann nachge-

kommen und hat den Zaun erneuert. 

 

70. Streitige Genehmigung für einen Wintergarten 
 

Ein Petent hatte von einem Bauträger ein bereits fertig gestelltes Haus gekauft. Er 

wandte sich gegen die Absicht der unteren Bauaufsichtsbehörde, die Beseitigung des 

Wintergartens zu verfügen. Die Verwaltung ging lediglich von der Genehmigung einer 

Terrasse aus. Der Petent war dagegen der Ansicht, dass der Wintergarten von einer 

bereits vorliegenden Nachtragsgenehmigung erfasst wird, da die Verglasung aus den 

diesbezüglich eingereichten Planunterlagen eindeutig ersichtlich sei. Zwar folgte die 

Kreisverwaltung dieser Argumentation nicht, konnte die Angelegenheit aber im Laufe 

des Petitionsverfahrens doch im Sinne des Petenten lösen und nach Bewilligung ei-

ner Befreiung einen positiven Bescheid zur Legalisierung des Wintergartens erlassen. 

 

71. Baugenehmigungsgebühr  
 

Die Petenten, Eltern von 4 Kindern, davon ein von Geburt an schwerbehindertes 

Kind, wandten sich mit ihrer Eingabe gegen die Höhe der Verwaltungsgebühren, die 

für die Erteilung einer Befreiung von den Festsetzungen eines Bebauungsplanes 

festgesetzt wurden. Die Befreiung wurde notwendig, um behindertengerecht bauen 

zu können. Die Befreiungsgebühr betrug insgesamt 4072,00 €, die Gebühr für die 

Genehmigung im vereinfachten Verfahren 220,00 €. Die Ermittlungen ergaben, dass 

sich die Gebührenfestsetzung durchaus im vorgegebenen Rahmen bewegte. Die 

Kreisverwaltung hat aber im Laufe des Petitionsverfahrens, unter anderem nach 

Auswertung aktueller Rechtsprechung, eine so genannte Kappungsgrenze eingeführt, 

wonach die Befreiungsgebühr das Dreifache der Genehmigungsgebühr nicht über-

schreiten darf. Mit einer entsprechend reduzierten Gebühr waren die Petenten dann 

einverstanden. 
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72. Gleiches Recht für alle! 
 

Eine Petentin betreibt mit ihrer Familie ein Hotel/Restaurant. Anlass ihrer Eingabe 

war, dass ihr die erforderliche Baugenehmigung für ein Hinweisweisschild auf ihren 

Betrieb an einer öffentlichen Straße abgelehnt wurde. Die Petentin verlangte darauf-

hin, dass die genehmigten Hinweisschilder eines anderen Hotels am selben Standort 

beseitigt werden. Nachdem mit den Betroffenen ein einvernehmliches Beschilde-

rungskonzept nicht erreicht werden konnte, hat die Kreisverwaltung die Entfernung 

der Hinweisschilder angeordnet. 
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5. Teil: Statistik 
 
 
 
I. Eingaben, die dem Bürgerbeauftragten 

im Berichtsjahr zur Bearbeitung vorlagen 
 
 
 

1. Neueingänge 2979 = 100,0 % 
    
 a) zulässige Eingaben   

            (vgl. III) 2684 = 90,1 % 

    

 b) unzulässige Eingaben 295 =  9,9 % 

              (vgl. IV)   

    

2. unerledigte Eingaben  
aus den Vorjahren 

788
  

 
insgesamt 3767

  

 
 
 
II. Aufgliederung der Neueingänge im Berichtsjahr 
 nach Art des Eingangs und nach Personen 
 
 
 

Entwicklung der Gesamtzahl der Eingaben 
von 1974 - 2003
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1. Nach Art des Eingangs 
 
 

a)  schriftliche Eingaben 1908 = 64,0 % 

b) persönliche Eingaben 491 = 16,0 % 

c) telefonische Eingaben 580 = 20,0 % 

  2979 = 100,0 % 

 
 

 
2. Nach Personen 
 

        a)     Einzelpersonen 
 

aa) Männer 1959 =   65,8 %    

bb) Frauen 988 =   33,1 % 2947 = 98,9 % 

     

b) Petentengruppen 32 = 1,1 % 

 
insgesamt 

2979
 

= 
 

100,0 % 
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III.  Zulässige Eingaben des Berichtsjahres 

aufgegliedert nach Sachgebieten (vgl. I 1.a) 
 
 
 

Sachgebiet Zahl der Eingaben 
  absolut in v.H. 

    

1 - Rechtspflege 420 15,5

2 - Ordnungsverwaltung 468 17,5

3 - Gemeindeverfassungsrecht/ 
Kommunales Abgabenrecht 
 

 
184 6,9

4 - Tarif-, Beamten- und Sozial- 
versicherungsrecht 

 

255 9,7

5 - Sozialwesen 482 18,1

6 - Wirtschaftsordnung 138 5,1

7 -  Kultur 212 7,6

8 -  Landwirtschaft und Umwelt 240 8,9

9 -  Bauplanungs- und Bauordnungsrecht 285 10,7

   

 zusammen 2684 100,0

 unzulässige Eingaben (vgl. I 1.b) 295 

 unerledigte Eingaben aus den Vorjahren (vgl. I 2.) 788 

 zu bearbeitende Eingaben insgesamt (vgl. I) 3767 
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Detaillierte Darstellung der einzelnen Sachgebiete: 
 
 
  Eingaben % 
 1 – Rechtspflege   
1.1 Gerichte 52 1,9 
1.2 Staatsanwaltschaften 43 1,6 
1.3 Rechtsanwältinnen, Rechtsanwälte, Notariate 10 0,4 
1.4 Strafvollzug 253 9,4 
1.5 Vollzugslockerung 44 1,6 
1.6 Ärztliche Versorgung im Strafvollzug 9 0,3 
1.7 Gnadensachen  9 0,3 
  420 15,5 
 2 – Ordnungsverwaltung   
2.1 Allgemeine polizeiliche Angelegenheiten 16 0,6 
2.2 Vollzugspolizei, polizeiliche Ermittlungsverfahren 21 0,8 
2.3 Straßenverkehrsrecht, Führerschein, ÖPNV, Bahn 141 5,3 
2.4 Ausländerwesen, Staatsangehörigkeit 253 9,4 
2.5 Pass- und Meldewesen 11 0,4 
2.6 Personenstandswesen 8 0,3 
2.7 Wahlen und Statistik 2 0,1 
2.8 Brand- und Katastrophenschutz 2 0,1 
2.9 Bestattungswesen 14 0,5 
  468 17,5 
 
 

3 – Gemeindeverfassungsrecht – Kommunale 
Abgaben 

  

3.1 Gebühren 13 0,5 
3.2 Beiträge 73 2,7 
3.3 Anschlusskosten 11 0,4 
3.4 Sonstige kommunale Abgaben 12 0,4 
3.5 Grundstücksangelegenheiten 55 2,1 
3.6 Wirtschaftliche Einrichtungen 4 0,2 
3.7 Gemeindeverfassungsrecht 16 0,6 
  184 6,9 
 4 - Tarif-, Beamten- und Sozialversicherungs-

recht 
  

4.1 BAT und Zusatzversorgung 12 0,4 
4.2 Besoldung, Beihilfe 34 1,3 
4.3 Anstellungsverhältnis 49 1,8 
4.4 Versorgung 9 0,3 
4.5 Krankenversicherung, Pflegeversicherung 62 2,4 
4.6 Rentenversicherung 80 3,1 
4.7 Unfallversicherung 7 0,3 
4.8 Soldatenversorgung, Unterhaltssicherung 2 0,1 
  255 9,7 
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  Eingaben % 

 5 – Sozialwesen   
5.1 Sozialhilfe, soziale Hilfen allgemein 311 11,6 
5.2 Landespflegegeld, Blindengeld 5 0,2 
5.3 Wohngeld 18 0,7 
5.4 BAföG, Bundeserziehungsgeld 14 0,5 
5.5 Schwerbehinderte und Kriegsopfer 37 1,4 
5.6 Wiedergutmachung, Lastenausgleich 4 0,2 
5.7 Behindertenrecht 13 0,5 
5.8 Gesundheitswesen 45 1,7 
5.9 Grundsicherung 35 1,3 
  482 18,1 
 6 – Wirtschaftsordnung   
6.1 Wirtschaftsförderung 13 0,5 
6.2 Wirtschaftsordnung 33 1,2 
6.3 Fremdenverkehr 1 0,1 
6.4 Wohnungsbauförderung 8 0,3 
6.5 Modernisierung, sonstige Förderprogramme 4 0,1 
6.6 Gesetz zum Abbau der Fehlsubventionierung im 

Wohnungswesen 
- - 

6.7 Steuern 79 2,9 
  138 5,1 
 7 – Kultur   
7.1 Schulische Angelegenheiten  53 1,9 
7.2 Weiterbildung 9 0,3 
7.3 Hochschulwesen 26 0,9 
7.4 Rundfunk, Fernsehen, Gebührenbefreiung 39 1,5 
7.5 Sonstige kulturelle Angelegenheiten 4 0,1 
7.6 Kinder-, Jugend-, Personensorge 78 2,9 
7.7 Sport 3 0,1 
  212 7,6 
 8 – Landwirtschaft und Umwelt   
8.1 Landwirtschaft und Weinbau 37 1,4 
8.2 Jagd, Forst, Fischerei 8 0,3 
8.3 Landschaftspflege, Umweltschutz, Tierschutz 16 0,6 
8.4 Katasterwesen 12 0,4 
8.5 Gewässerunterhaltung, Wasserrecht, Hochwasser 28 1,1 
8.6 Frisch- und Abwasser, Strom- und Gasversorgung 29 1,1 
8.7 Gewerbeaufsicht 12 0,4 
8.8 Immissionsschutz, Schornsteinfeger 84 3,1 
8.9 Abfallwirtschaft 14 0,5 
  240 8,9 
 9 – Bauordnungs- und Bauplanungsrecht   
9.1 Bauleitpläne, Regionalplanung 48 1,8 
9.2 Baugenehmigungsverfahren 149 5,6 
9.3 Abrissverfügungen 24 0,9 
9.4 Denkmalpflege, Dorferneuerung 6 0,2 
9.5 Umlegungsverfahren 8 0,3 
9.6 Straßenbauplanung 28 1,1 
9.7 Grunderwerb für Straßenbau - - 
9.8 Straßenunterhaltung 22 0,8 
  285 10,7 
 Gesamt: 2684 100,0 
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IV. Unzulässige Eingaben des Berichtsjahres  
 (Eingaben, bei denen von vornherein eine  
 Unzulässigkeit festgestellt wurde, vgl. I 1b) 
 
                  Zahl der Eingaben 
             absolut                     in v.H. 
 
 
 

1. Eingaben, bei denen eine Zuständigkeit oder rechtliche 
Einwirkungsmöglichkeit einer Landesbehörde nicht ge-
geben ist 169 57,3

 
 

 

2. Eingaben, deren Behandlung einen Eingriff in ein 
schwebendes gerichtliches Verfahren oder die Nach-
prüfung einer richterlichen Entscheidung bedeuten wür-
de 33 11,2

  
  
3. Eingaben, bei denen es sich um ein rechtskräftig  ab-

geschlossenes gerichtliches Verfahren  handelt und das 
Vorbringen eine Wiederaufnahme des Verfahrens oder 
eine Abänderung der getroffenen richterlichen Ent-
scheidung bezweckt 

25 8,5

  
  
4. 
 
 
 

Eingaben, die ein konkretes Anliegen oder einen er-
kennbaren Sinnzusammenhang nicht enthalten 
 

5 1,7

5. Eingabe, die kein neues Sachvorbringen gegenüber 
einer bereits beschiedenen Eingabe enthält - -

  
 

6. Eingaben, bei denen es sich um zivilrechtliche Streitig-
keiten zwischen Privatpersonen handelt 52 17,6

  
  
7. Eingaben, bei denen es sich um eine Angelegenheit 

handelt, die Gegenstand eines staatsanwaltschaftlichen 
Ermittlungsverfahrens ist 1 0,3

  
  
8. Sonstiges 10 3,4
  
 
 

 
insgesamt 295 100,0
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V. Eingaben, die im Berichtsjahr  
 abschließend bearbeitet wurden 
 
 
 
   

Zahl der Eingaben 
 

 
Zulässige Eingaben   
   
nicht einvernehmlich erledigt 677  
einvernehmlich erledigt 386  
teilweise einvernehmlich erledigt 58  
  
der Landesregierung überwiesen  
zur Berücksichtigung -  
in sonstiger Weise erledigt 358 * 
von den Petenten zurückgezogen 153 * 
Empfehlung einer gerichtlichen Entscheidung 1  
Auskunft erteilt 974  
  
erledigte, zulässige Eingaben zusammen 2607  
  
  
  
Unzulässige Eingaben  
  
Eingaben, bei denen von vornherein eine 
Unzulässigkeit festgestellt wurde  295

 

  
Eingaben, bei denen nach weiterer Prüfung 
die Unzulässigkeit festgestellt wurde 216

 

  
im Berichtsjahr insgesamt erledigt  
 

3118  

 
 
Der Bürgerbeauftragte hatte bei 511 (*) Eingaben keinen Einfluss auf deren Erledigung. 
Von den verbleibenden 2096 Eingaben wurde dem Anliegen 
 
 
vollständig abgeholfen bei 386 Eingaben = 18,4 % 
teilweise abgeholfen bei 58 Eingaben = 2,7 % 
eine Auskunft erteilt bei 974 Eingaben = 46,5 % 
Somit konnte bei  1418 Eingaben = 67,6 % 
geholfen bzw. weitergeholfen werden.  
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VI. Herkunft der Eingaben nach dem Wohnsitz der Petenten und Petentinnen   

in den kreisfreien Städten und Landkreisen  
  

Verwaltungsbezirk Anzahl der Eingaben Eingaben je 10 000 
Einwohner 

                      davon  
 insgesamt schriftlich persönlich 2003 2002 
Kreisfreie Städte 
 

 

Frankenthal 19 14 5 3,9 3,1
Kaiserslautern 62 37 25 6,2 4,4
Koblenz 67 41 26 6,2 7,4
Landau 22 12 10 5,3 6,8
Ludwigshafen 28 18 10 1,7 3,1
Mainz 217 89 128 11,7 14,1
Neustadt an der Weinstraße 33 27 6 6,1 5,9
Pirmasens 18 8 10 4,0 6,0
Speyer 28 14 14 5,6 4,8
Trier 68 45 23 6,8 4,5
Worms 25 13 12 3,1 4,5
Zweibrücken 22 14 8 6,2 4,7
 
Landkreise 

 

Ahrweiler 84 51 33 6,4 7,4
Altenkirchen 93 59 34 6,8 5,6
Alzey-Worms 96 44 52 7,6 7,9
Bad Dürkheim 80 48 32 5,9 6,2
Bad Kreuznach 131 70 61 8,3 8,0
Bernkastel-Wittlich 109 76 33 9,5 9,3
Birkenfeld 79 52 27 8,8 6,4
Bitburg-Prüm 75 38 37 7,8 7,5
Cochem-Zell 60 32 28 9,1 9,7
Daun 31 23 8 4,8 8,6
Donnersbergkreis 79 47 32 10,0 10,8
Germersheim 56 35 21 4,5 3,9
Kaiserslautern 63 39 24 5,7 5,5
Kusel 80 31 49 10,3 7,4
Ludwigshafen 33 22 11 2,2 4,8
Mainz-Bingen 121 55 66 6,1 8,8
Mayen-Koblenz 115 94 21 5,4 6,3
Neuwied 90 55 35 4,9 4,0
Rhein-Hunsrück-Kreis 70 31 39 6,6 7,2
Rhein-Lahn-Kreis 94 65 29 7,3 6,3
Südliche Weinstraße 47 34 13 4,3 3,4
Südwestpfalz 44 32 12 4,2 4,8
Trier-Saarburg 64 39 25 4,6 6,2

Westerwaldkreis 144 92 52 7,1 6,8
 
insgesamt 2547 1496 1051

 
6,3 6,6

aus anderen Bundesländern und Ausland 182 164 18 6,1* 5,4*
aus den Justizvollzugsanstalten 250 248 2 8,4* 7,7*
 
zusammen 2979 1908 1071

 

                                                                                *bezogen auf die Gesamtzahl der Eingaben 
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Feststellungen über die Art der Erledigung der vom  
Bürgerbeauftragten zu bearbeitenden zulässigen  

Eingaben in 2003 
 
 

 
 

32,4 % der Petentinnen und 
Petenten konnte nicht 
geholfen werden.

67,6 % der Petentinnen und 
Petenten wurde geholfen bzw. 
weitergeholfen.
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